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Abstract: Betriebliche Informationssysteme stellen ganz andere Anforderungen an die Qualität, Stabilität und Zuverlässigkeit von Programmen und Programmsystemen als einfache Desktop-Programme. Zugriffschutz, Multi-user-Betrieb, Transaktionssicherheit, Performanz, Skalierbarkeit, Revisionssicherheit, Ausfallsicherheit, Hochverfügbarkeit etc. sind hier die Schlagworte. Dieses Skript stellt dar, (1) warum das so ist und (2) welche Konzepte für den Entwurf und die Realisierung von betrieblichen Informationssystemen geeignet sind und angewendet werden. Wegen der Fülle des zu behandelnden Materials kann hier nur ein Überblick gegeben werden, der das Zusammenspiel sämtlicher Konzepte ins Zentrum stellt. Methoden einzelner Bereiche, wie etwa der Datenbankentwurf, der objektorientierte Entwurf von Geschäftsfunktionen oder die Oberflächengestaltung, können auf dieser Grundlage anschließend vertieft und vor dem hier dargestellten Hintergrund eingeordnet und beurteilt werden.

Lernziele: Zentrales Ziel ist die Einsicht in die speziellen Anforderungen, die betriebliche Informationssysteme an die Anwendungsentwicklung stellen und vertiefte Kenntnisse über die Verfahren und Konzepte, mit denen man den Anforderungen gerecht werden kann. Neben der Kenntnis über einzelne Lösungsansätze für Teilprobleme sollen Fertigkeiten und Kenntnisse erworben werden, mit denen das Zusammenspiel und die Wechselwirkungen der Teillösungen in einem komplexen Gesamtsystem beurteilt werden kann.

Literatur: Zur Vertiefung der Inhalte dieses Skripts sind bei den einzelnen Kapiteln spezielle Referenzen angegeben. Zum Inhalt insgesamt empfiehlt sich als Begleitung:

G. Disterer, F. Fels, A. Hausotter (Hrsg): Taschenbuch der Wirtschaftsinformatik. Fachbuchverlag Leipzig im Carl Hanser Verlag, München. 2000(ISBN 3-446-21051-2).

P. Stahlknecht, U. Hasenkamp: Einführung in die Wirtschaftinformatik. Springer Verlag, Berlin. 1999(ISBN 3-540-65764-9). 

Zum Studium der technischen Umsetzung der angesprochenen Konzepte in aktuellen Infrastrukturen für Geschäftsanwendungen kann man empfehlen:

D. S. Platt. COM+ verstehen — Die Möglichkeiten der Unternehmensprogrammierung mit COM+. Microsoft Press Deutschland. 1999 (ISBN 3-86063-610-3).

R. Monson-Haefel. Enterprise Java Beans. O’Reilly, Sebastopol, CA 95472, USA. 1999 (ISBN 1-56592-869-5).
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Begriffsbestimmung

Betriebliche Informationssysteme sind so alt wie die Betriebswirtschaft insgesamt. Das Führen von Bücher in der Buchhaltung, die Anlage von Akten in Aktenordnern, der Aufbau und die Verwaltung von Karteien, die Ablage in Registraturen, die Eintragung von Terminen und Kontakten in Terminplanungsbüchlein sind Beispiele dafür, dass seit je her Informationen im Betrieb so erfasst und abgelegt wurden, dass sie schnell wieder verfügbar sind, wenn sie in den betrieblichen Abläufen benötigt werden. Mit der fortschreitenden Durchdringung von immer mehr Lebensbereichen mit DV-Technik hat sich natürlich auch hier die Szenerie gewandelt: Buchhaltung findet jetzt systemgestützt statt, Akten werden elektronisch geführt, Karteien sind durch Datenbanken abgelöst, elektronische Archive sind preiswert verfügbar und die Terminverwaltung und –Koordination wird durch Groupware-Systeme erledigt. Dennoch kann man den Begriff „betriebliches Informationssystem“ unabhängig von DV-Systemen fassen:

Mit dem Begriff Betriebliches Informationssystem wird jedes System bezeichnet, das betriebliche Aktivitäten durch Erfassen und Interpretieren von Daten, die im Betrieb anfallen oder für den Betrieb zugänglich sind, unterstützt.

Schematisch ist dieser Zusammenhang in Abbildung 1 dargestellt. Es wird deutlich, dass die Funktionen und Verarbeitungsprozesse des betrieblichen Informationssystems nicht Selbstzweck sind, sondern stets an eine Aktivität oder einen Prozess gebunden sind, die bzw. der das originäre betriebliche Handeln außerhalb des Informationssystems darstellt. Auf der anderen Seite ist auch klar, dass im Informationszeitalter die richtige Information zur richtigen Zeit am richtigen Platz auch für die betrieblichen Aktivitäten von entscheidender Bedeutung ist. Aus diesem Grund finden wir in allen Unternehmen und Verwaltungen Computer-gestützte Informationssysteme, die dieser Aufgabenstellung gerecht werden sollen. Deswegen ist heutzutage Betriebliches Informationssystem gleichzusetzen mit Computer-gestütztes betriebliches Informationssystem; und in diesem Sinne wollen wir den Begriff im Rest dieses Skripts verstehen. 

Wir halten dabei fest, dass die meisten Funktionen und Verarbeitungsprozesse, die heutzutage durch DV-Systeme erledigt werden, nicht erst durch die Systeme hervorgebracht, sondern bereits vorher mit anderen Hilfsmitteln durchgeführt wurden und durch die DV lediglich „elektrifiziert“ sind. Gute Beispiele sind hier die Buchhaltung, die Terminverwaltung, die Ablage und Archivierung, die Disposition, die Produktionsplanung etc. Die Computer-gestützte Version der Informationsverarbeitung in diesen Bereichen bildet die Vorgängerversion, die mit Papier und Bleistift durchgeführt wurde, fast eins zu eins ab. Die Vorteile der DV liegen hier nicht primär in den neuen Funktionen (Qualität), die sie anbietet, sondern in der gesteigerten Geschwindigkeit und Fehlerfreiheit der Verarbeitung und der parallelen Verfügbarkeit von Informationen an vielen oder gar allen Arbeitsplätzen des Unternehmens (Quantität). 

Wir sind aktuell jedoch in der Phase, in der diese Steigerung der Quantitäten in der Informationsverarbeitung, die mit dem Internet und dem E-Business eine weitere Beschleunigung erfährt, in neue Qualitäten umschlägt. Unter dem Stichwort Business Process Reengineering werden Geschäftsprozesse nicht nur mehr verbessert sondern völlig umgekrempelt, um die gesteigerten Möglichkeiten, betriebliche Informationen DV-gestützt zu verarbeiten, in einem Höchstmaß ausbeuten zu können. Diese Rückkopplung der Prozesse der Informationsverarbeitung auf die originären Geschäftsprozesse nimmt aktuell so weit zu, dass in vielen Unternehmen nicht mehr unterschieden werden kann, was originärer Prozess ist und was unterstützender Prozess ist. Das ist insbesondere in Unternehmen der Fall, die keine physischen Produkte herstellen und keine materielle Dienstleistung
 erbringen, wie etwa bei Unternehmen in der Finanzdienstleistung. In diesen Unternehmen wird Information produziert bzw. die Beschaffung von Information als Dienstleistung angeboten (nicht materielle Dienstleistung). Die Informationstechnik ist hier so weit, dass ganze Geschäftsprozesse wegfallen oder vollständig durch den Kunden durchgeführt werden, wie etwa beim Online-Banking. Aus diesem Blickwinkel verschwimmt die Grenze zwischen ursprünglichem Prozess und seiner Abbildung im betrieblichen Informationssystem. Das betriebliche Informationssystem wird der entscheidende Produktionsfaktor. 

Diesen Aspekt und seine Auswirkung auf die Gestaltung moderner Informationssysteme betrachten wir genauer im zweiten Teil des Skripts. Für diesen ersten Teil wollen wir die klassische unterstützende Funktion betrieblicher Informationssysteme für die eigentlichen Geschäftsprozesse unterstellen.

Grobe Charakterisierung betrieblicher Informationssysteme

Die erste Definition, die im vorangegangenen Abschnitt für betriebliche Informationssysteme gegeben wurde, weist schon auf die Charakteristika all dieser Systeme hin. 

Zunächst einmal geht es um das Erfassen, Bereithalten und Interpretieren von betrieblichen Daten. Aus diesem Grund sind betriebliche Informationssysteme (im folgenden kurz BIS genannt) Systeme, die Daten verwalten müssen. Die technische Lösung dafür sind Dateiverwaltungssysteme oder Datenbanken. Daher finden wir in allen BIS Datenbankmanagement-Funktionalität vor, meist realisiert durch den Einsatz kommerzieller Datenbanksysteme, heutzutage in vielen Fällen relationaler Datenbanksysteme.

Die Daten in einem BIS sollen möglichst viele Aktivitäten in einem Betrieb unterstützen. Das bedeutet zwangsläufig, dass eine Vielzahl von Benutzern Zugang zu dem System haben müssen. In modernen Betrieben kann man davon ausgehen, dass fast jeder Arbeitsplatz an das BIS des Unternehmens angeschlossen ist.
 Ein BIS ist also ein Multi-User-System.

Es ist klar, dass je mehr  Mitarbeiter an einem BIS angeschlossen sind, umso mehr Daten im BIS erfasst werden und nachgefragt werden. In der Regel haben wir es bei betrieblichen Informationssystemen mit großen Datenbeständen und großen Benutzergruppen zu tun. Differenziert man hier nach kleinen, mittleren und großen Unternehmen ergeben sich Benutzeranzahlen von 2-20, 10 – 500 bzw. 250 – 10.000 und mehr. Die schieren Datenmengen, die dazu korrelieren, liegen in den Bereichen 1 – 20 GByte, 10 – 500 GByte bzw. 100 – 3000 GByte und mehr.  Sehr große Benutzeranzahlen und Datenmenge weisen multinationale Konzerne auf, die die BIS der einzelnen Töchter in einem System integriert haben. Außerordentlich große Datenmengen und Benutzeranzahlen haben auch Systeme, die weltweit einheitlich im Einsatz sind, wie Reisereservierungs- und Reisebuchungssysteme großer Fluggesellschaften oder Reiseanbieter.

Die Bereiche, in denen BIS die Aktivitäten in den Betrieben unterstützen, haben sich seit den Anfängen in den 70-iger Jahren verändert oder erweitert. 

Die ersten BIS waren Systeme, die für spezielle Geschäftsbereiche Funktionalität anboten, die die Mitarbeiter von Routinetätigkeiten, wie etwa das Durchführen umfangreicher aber klar definierter Berechnungen, entlasteten. Die Leistungsfähigkeit dieser Art von Systemen war durch die Flexibilität, den Umfang und die Schnelligkeit der implementierten Geschäftsfunktionen charakterisiert. Die verwalteten Daten in diesen Systemen der ersten Generation waren stark auf die Belange der bereitgestellten Geschäftsfunktionen optimiert.  Aus diesem Grund waren in dieser Phase eine Vielzahl unterschiedlicher Systeme mit vielen inhaltlich und technisch sehr heterogenen Datenbeständen in einem Betrieb im Einsatz.
 Diese Situation ist solange kein Problem, wie die Mitarbeiter immer nur mit einem System arbeiten müssen. Anspruchsvolle Arbeiten, die den Einsatz vieler dieser Systeme erfordern, werden aber durch die Kompliziertheit der technischen Lösung entscheidend behindert.

Die zweite Generation der BIS verfolgte deswegen das Ziel, die vorhandenen Systeme in einer technisch und inhaltlich homogenen Gesamtlösung zu integrieren. Die einzelne Geschäftsfunktion rückte aus dem Zentrum der Betrachtung. Es wurde besetzt durch die Aktivitäten, die die Mitarbeitern auszuführen hatten. Nicht mehr die einzelne Funktion stand im Vordergrund, sondern die richtige Bereitstellung von Gruppen von Funktionen und Daten für komplexere Aktivitäten, die von einzelnen Mitarbeitern im Betrieb durchzuführen waren. Diese Phase in den 80-iger und Anfang der 90-iger Jahre, war durch die Schlagworte „Unternehmensweites Datenmodell“, „Systemintegration“, „Einheitliches Look’n’Feel“, „Offene Architekturen“ etc. geprägt. Ziel dieser Entwicklungen war es, prinzipiell jeden Mitarbeiter mit einem einfachen Zugang zu jeder Geschäftsfunktion auszustatten, wenn es für seine Arbeit nötig ist.

Die dritte, aktuelle Generation von BIS rückte den Fokus weg von den einzelnen Aktivitäten der Mitarbeiter hin zum Gesamtprozess der Wertschöpfung im Unternehmen. Das Stichwort in dieser Phase der 90-iger Jahre ist „Business Process Reengineering“. Es meint die Optimierung der gesamten Wertschöpfungskette auf den Kundennutzen und die Kundenbindung hin. Die Aktivitäten der Mitarbeiter sind in diesen Prozessen die elementaren Bausteine. Aber sie stehen nicht mehr im Zentrum der Betrachtung wie noch bei den Systemen der zweiten Generation. Der Prozess ist das neue Zielobjekt, das durch ein BIS optimal unterstützt werden soll. Es geht also darum, die Zusammenarbeit der Mitarbeiter in den Unternehmensprozessen zu unterstützen, zu koordinieren und zu optimieren.

Es ist klar, dass die Unterstützung von Prozessen durch ein BIS weiterhin voraussetzt, dass das BIS auch die Aktivitäten der einzelnen Mitarbeiter unterstützt und zwar durch die Bereitstellung geeigneter Geschäftsfunktionen. Nur beeinflussen heute die Prozesse ganz entscheidend, welche Aktivitäten durchgeführt werden und welche Hilfsmittel dafür nötig sind. Die aktuellen Entwicklungen von BIS zielen deswegen auf unterstützende Funktionalität in allen drei Bereichen: Prozess, Aktivität und Funktion, wie das in Abbildung 2 dargestellt ist. Ausgangspunkt ist dabei der Prozess. Entsprechend dieser Gliederung und Schwerpunktsetzung der Anforderungen an ein BIS stellen wir unten die einzelnen Teilprobleme und Lösungsansätze in allen drei Bereichen vom Prozess über die Aktivität bis zur Geschäftsfunktion dar.

Es ist absehbar, dass das nächste Thema für BIS die Abwicklung unternehmensübergreifender Prozesse ist. Das Internet ist hier der Motor, B2B
 das Stichwort. Dieses Thema ist dem zweiten Teil des Skripts vorbehalten. Hier geht es um die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, um dieses neue Thema im Betrieb ernsthaft und sinnvoll angehen zu können.

Abgrenzung Zur System- und Standardsoftware

Oben haben wir betriebliche Informationssysteme grob charakterisiert: Verwaltung großer Datenbestände, Multi-user Betrieb, Unterstützung für betriebliche Prozesse und Aktivitäten durch Bereitstellung von Geschäftsfunktionen, die den Datenbestand strukturiert und konsistent bearbeiten. Diese Charakteristika erfüllt beinahe jedes System, das wir im Einsatz finden. Es ist also schwer, BIS von irgendeiner anderen Art von Systemen abzugrenzen. Die einzige einigermaßen klare Linie, die man ziehen könnte, trennt BIS von Systemsoftware. Das sind Software-Pakete, die ausschließlich dem Management der DV-Anlagen selbst dienen. Zu dieser Art von Systemen gehören:

· Betriebssysteme

· Datenbankmanagementsysteme

· Transaktionsmonitore

· Netzwerksoftware inklusive Firewalls und Virenscanner

· Kommunikationssysteme

· Archiv- und Datensicherungssysteme

BIS nutzen diese Art von Systemen als Plattform. Niemand, der ein BIS entwickeln soll, kommt auf die Idee, zunächst einmal seine eigene Datenbankfunktionalität zu entwickeln.
 Hier gibt es genügend gute und über lange Zeit optimierte Angebote am Markt. Dasselbe gilt für alle anderen oben aufgezählten Systemsoftware-Komponenten. Welche Produkte aus den oben aufgezählten Bereichen wie in einem BIS zum Einsatz kommen, nennt man auch Systemarchitektur des BIS. Jedes moderne BIS hat eine Systemarchitektur aus marktgängigen Produkten.

Systemsoftware ist also Voraussetzung für ein BIS. Das BIS selbst ist dann sämtliche Software, die auf der Basis seiner Systemarchitektur die auf den jeweiligen Betrieb zugeschnittene Unterstützung in den drei Bereichen Prozess, Aktivität und Geschäftsfunktion realisiert.

Einige wenige Systeme lassen sich nicht einwandfrei in eine dieser beiden Gruppen einordnen. Dazu gehören:

· Systeme zur Textverarbeitung 

· Tabellenkalkulationsprogramme

· Präsentationssoftware

· Systeme zur Terminverwaltung

· Groupware-Systeme 

· Dokumentenmanagementsysteme

· Systeme zum Management der Arbeitsprozesse (Workflow Management Systems)

· Standardsoftware für betriebswirtschaftliche Abläufe (wie SAP R/3 oder Navision)

Das sind einerseits Standardsysteme, die man in genügender Auswahl am Markt erhalten kann und die keine speziellen Geschäftsfunktionen für bestimmte Betriebe oder Branchen bereitstellen. Andererseits sind diese Systeme aber auch keine reinen Systemkomponenten, denn sie dienen nicht ausschließlich dem Management des DV-Systems selbst. Produkte aus diesen Bereichen werden auf der einen Seite zunehmend in modernen BIS integriert und gehören damit mit zur Systemarchitektur des BIS. Auf der anderen Seite bietet z. B. eine Textverarbeitung oder eine Terminverwaltung natürlich selbst schon „Geschäftsfunktionen“ zur Unterstützung betrieblicher Prozesse an, wenn wir hier an Funktionen wie Serienbriefe bzw. Wiedervorlage denken.

Der Zwittercharakter dieser Systeme wird am besten am Beispiel betriebswirtschaftlicher Standardsoftware wie etwa SAP R/3 deutlich. Viele Betriebe setzen ausschließlich R/3 ein und haben ganz auf eine eigene BIS-Entwicklung verzichtet. Andere Betriebe sehen R/3 als eine Komponente ihres BIS an, die Basisfunktionen in der Finanzbuchhaltung und im Rechnungswesen bietet. In ersten Fall ist R/3 das BIS, im zweiten Fall gehört es zur Systemarchitektur des BIS.

Die Trennlinie zwischen Systemsoftware und betrieblichen Informationssystemen erweist sich daher als nicht besonders scharf und zielführend. Besser gelingt die Abgrenzung von BIS zu Standardsoftware. Sämtliche Software, die man als Produkt am Markt erwerben kann, nennen wir Standardsoftware, angefangen von Bibliotheken für mathematische Funktionen über Komponenten zur Oberflächensteuerung wie etwa ActiveX-Controls über Systeme zur Textverarbeitung wie MS-Word  über Groupware-Systeme wie Lotus-Notes bis hin zu betriebswirtschaftlicher Standardsoftware wie das R/3 von SAP. 

Betriebliche Informationssysteme sind im Gegensatz dazu Systeme, die auf die speziellen Bedürfnisse eines Betriebs zugeschnitten sind und insofern nicht als Produkt am Markt angeboten werden. Betriebliche Informationssysteme bauen auf Standardsoftware auf. Die genutzte Standardsoftware und die Art und Weise, wie diese Standardsoftware im BIS integriert ist, nennen wir Systemarchitektur des BIS. 

Vor den Hintergrund dieser Definitionen ist klar, dass es BIS gibt, die fast ausschließlich aus ihrer Systemarchitektur bestehen. Das sind z. B. alle diejenigen, die SAP R/3 nur durch Aktualisierung von im R/3 vorgesehenen Parametern und Tabellen an die betrieblichen Belange angepasst haben. Ein bisschen mehr (spezielles) BIS hat man in den Fällen, in denen eigene Komponenten entwickelt und in die Systemarchitektur integriert wurden. Das ist z. B. bei Systemen der Fall, die auf SAP R/3 oder Lotus-Notes aufbauen und mit den Programmiersprachen dieser Plattformen eigene spezielle Geschäftsfunktionen realisiert und in die Plattform integriert haben. Noch mehr (spezielles) BIS findet man in Betrieben, die mehrere Plattformen gleichzeitig einsetzen oder auf Standardsoftware oberhalb der Systemsoftware gänzlich verzichten.

Es ist derzeit ein Trend zu verzeichnen, dass in immer mehr Betrieben der Anteil an Standardsoftware immer mehr zu nimmt. Die komplette individuelle Entwicklung eines BIS kann sich heute auch ein großer Konzern nicht mehr leisten. Hinzu kommt, dass die Menge an Funktionen, die über Standardsoftware abgedeckt werden kann, beständig größer wird. Vor diesem Hintergrund ist klar, dass der richtigen Systemarchitektur eine immer größere Bedeutung zukommt. Die Bedeutung einer individuellen Anwendungsentwicklung für sehr spezielle Geschäftsfunktionen schwindet demgegenüber zunehmend.

Zusammenfassung und Anforderungen

Sobald ein System betriebliche Abläufe und Aktivitäten durch IV-Techniken unterstützt, haben wir es als betriebliches Informationssysteme (BIS) eingestuft. (Synonym zum Begriff BIS wird häufig auch der Begriff Anwendungssystem benutzt.) Diese Definition macht sowohl MS-Word mit der Datei-Ablage von MS-Windows als auch ein aufwendig an die Betriebsbelange angepasstes SAP R/3 zu einem BIS. BIS besitzen eine Systemarchitektur, in der beschrieben ist, welche Standardkomponenten auf welche Weise in das BIS integriert sind. Standardsoftware wird dadurch von BIS abgegrenzt, dass sie als Produkt am Markt gehandelt wird, was auf BIS nicht zutrifft. Denn BIS sind immer auf die speziellen Belange eines Betriebs abgestimmt.

Die klassische Aufgabe vom BIS ist es, Geschäftsfunktionen bereitzustellen, die die Mitarbeiter bei ihrer Arbeit von Routinetätigkeiten entlasten. Geschäftsfunktionen dienen der Erfassung und Darstellung von betrieblichen Informationen in einem bzw. auf der Grundlage eines „zentralen“ Datenbestandes. Die Geschäftsfunktionen stellen sicher, dass der Datenbestand konsistent verändert und fortgeschrieben wird.

Heutzutage wird die klassische Funktion von BIS ergänzt durch 2 weitere Aufgaben, nämlich (1) die ganzheitliche Unterstützung von Mitarbeitern bei ihren Aktivitäten durch ein Höchstmaß an integrierten Geschäftsfunktionen und (2) die Koordination von Aktivitäten verschiedener Mitarbeiter in einem Geschäftsprozess. Durch diese Entwicklung ist kein betrieblicher Bereich mehr ausgespart bei der Durchdringung mit Informationssystemen. 

Klassifizieren wir die Aktivitäten in einem Betrieb einerseits nach operativen und analytischen Aktivitäten und andererseits nach elementaren wertschöpfenden Aktivitäten und koordinierenden Aktivitäten im Management ergeben sich die vier Bereiche in der folgenden Tabelle, in denen IT-Systeme Unterstützung bieten können. Die Tabelle enthält dementsprechend eine Einordnung verschiedener Systemteile, die in einem BIS eine Rolle spielen. 

Betriebliche Aktivitäten
Operativ
Analytisch

Elementare Aktivitäten

einzelner Mitarbeiter
BIS oder Anwendungssysteme 

im engeren Sinne
Data Warehouses, Online Analytical Processing, Data Mining, Statistik

Management

von Gruppen
Workflow Management Systems, GroupWare
Management Information Systems

Bei der Darstellung im Folgenden wollen wir uns allerdings zunächst auf den operativen Bereich beschränken. Die grundlegenden Konzepte von BIS werden dabei entlang der drei Bereiche

· Prozess,

· Aktivität und

· Geschäftsfunktion

in dieser Reihenfolge vom Umfassenden zum Einzelnen – entsprechend der aktuellen Gewichtung – dargestellt. Dabei stehen die speziellen Anforderungen, die ein BIS entsprechend seines Einsatzes an zentralen Position im Betrieb erfüllen muss, im Zentrum der Betrachtung. Zu den wichtigsten Anforderungen gehören:

· Adäquatheit der Gruppen- und Mitarbeiterunterstützung

· Adäquatheit der Funktionen und der Oberflächen

· Mehrbenutzerfähigkeit

· Zuverlässigkeit im Sinne von Korrektheit

· Zuverlässigkeit im Sinne von Verfügbarkeit und Ausfallsicherheit

· Performanz

· Skalierbarkeit (d. h. die Erweiterungsmöglichkeiten bei Zunahme der Mitarbeiterzahl oder Wachstum der Informationsmenge)

· Revisionssicherheit

· Sicherheit im Sinne von „Security“ (d. h. Sicherung der Daten und Funktionen gegenüber Fremdzugriffen; Sicherung der Vertraulichkeit im Betrieb)

· Sicherheit im Sinne von „Safety“ (d. h. Sicherung der Daten gegen Verlust)

Je mehr der Geschäftserfolg von der korrekten Funktionsweise eines BIS abhängt, je größer sind die Anforderungen in diesen Bereichen. Bestimmte Branchen, allen voran die Finanzdienstleistung, haben sich so entwickelt, dass nicht nur der Geschäftserfolg sondern sogar das geschäftliche Handeln selbst von der Verfügbarkeit und richtigen Arbeitsweise der eingesetzten BIS abhängt.
 Hier ist die Erfüllung dieser Anforderungen unabdingbar. 

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, existieren für den Entwickler oder den Planer eines BIS eine Vielzahl von Lösungsansätzen. Die zentralen Konzepte werden in diesem Skript dargestellt. An dieser Stelle unterscheiden sich BIS erheblich von einfachen Programmen, die der Laie auf einem PC entwickelt. 

Wir beschränken uns dabei auf die technischen oder informatischen Lösungen.

Management der Geschäftsprozesse (Workflow)

Das Handeln von Unternehmen ist darauf gerichtet, dem Kunden durch Produkte oder Dienstleistungen zu nützen.
 I. d. R. sind bei der Herstellung von Produkten und bei der Erbringung von Dienstleitungen mehrere Mitarbeiter des Unternehmens aktiv. Das koordinierte Zusammenspiel ihres unterschiedlichen Know-how’s und ihrer unterschiedlichen Fertigkeiten bringt dem Kunden den Nutzen und dem Unternehmen den Geschäftserfolg. Dieses koordinierte Zusammenspiel nennt man Geschäftsprozess. 

Beispiele für Geschäftsprozesse sind alle Fertigungsprozesse, egal ob Massen-, Chargen- oder Einzelfertigung. Aber auch Dienstleistungen werden zunehmend in Form von Prozessen erbracht, an denen mehrere Mitarbeiter beteiligt sind. Beispiele findet man hier angefangen vom Friseur, bei dem der Auszubildende die Haarwäsche durchführt und (hoffentlich) ein Meister den Haarschnitt, bis zum Industrieversicherer, bei dem die technische Begutachtung des zu versichernden Objekts, die Ermittlung der Prämie, die Organisation des Versichererkonsortiums, die Bereitstellung der Rückversicherungskapazität, die Verhandlung von Sonderbedingungen und die Erstellung des Vertrages von unterschiedlichen Abteilungen oder Tochterunternehmen durchgeführt werden.

In vielen Fällen sind die Geschäftsprozesse eines Unternehmens Teil eines übergreifenden Geschäftsprozesses, in dem viele Unternehmen zusammenarbeiten. Beispiele sind hier die 

· Just-in-Time-Fertigung von Automobilen, bei der der Endfertiger, eine Reihe von Zulieferern und deren direkte und indirekte Zulieferer zusammenarbeiten, 

· die Schadenabwicklung bei einem KFZ-Unfall, bei der die Werkstatt, ein Gutachter, die Versicherungsunternehmen beider Beteiligter und ggf. Abschlepper, Mietwagenunternehmen und Ärzte zusammenarbeiten oder

· die Buchung und Durchführung einer Reise, bei der ein Reisebüro, ein Reiseanbieter, Flugunternehmen und Hotelbetreiber zusammenarbeiten.

Aus all diesen Beispielen lässt sich eine erste Begriffsbestimmung ableiten: Ein Geschäftsprozess ist eine Folge von Aktivitäten verschiedener Mitarbeiter eines oder mehrerer Unternehmen zur Erbringung eines Kundennutzens.

Diese Prozesse hat es immer schon gegeben; die Erkenntnis, dass man sie mit Hilfe von Informationstechnologie verbessern und effizienter abwickeln kann, ist aber zumindest für den Bereich der Dienstleistung relativ neu. Sie hat erst in letzter Zeit unter den Stichworten „Business Process Reengineering“ oder „Workflow Management“ allgemein Einzug gehalten. In diesem Kapitel beschreiben wir, wie eine solche DV-technische Unterstützung zur Abwicklung von Geschäftsprozessen aussieht. Die speziellen Problem der unternehmensübergreifenden Prozessmodellierung und –Abwicklung bleiben dabei zunächst ausgespart.

Geschäftsprozesse und ihre Modellierung (Grundmodell)

Einen Geschäftsprozess haben wir oben definiert als eine Folge von Aktivitäten verschiedener Mitarbeiter eines Unternehmens, um einen Nutzen für einen Kunden hervorzubringen. (Diese Definition schließt rein unternehmensinterne Prozesse als eigenständige Geschäftsprozesse aus. Ein Prozess zur Reisekostenabrechnung oder zur Urlaubsbeantragung und –Genehmigung ist in diesem Sinne kein eigenständiger Geschäftsprozess.) Es ist trivial, dass jedes Unternehmen Geschäftsprozesse in diesem Sinne durchführen muss, um Umsatz und schließlich Gewinn zu erarbeiten. Das bedeutet, dass Geschäftsprozesse überall zu finden sind. Allerdings existiert nicht in allen Unternehmen ein Modell für die Geschäftsprozesse.

Geschäftsprozessmodelle

Ein solches sogenanntes Geschäftsprozessmodell beschreibt, wie die einzelnen Geschäftsprozesse im Unternehmen durchzuführen sind. Die realen Prozesse sind dann konkrete Instanzen des Modells. Das Modell ist die Abstraktion sämtlicher gleichartiger Prozesse auf den gemeinsamen Kern. Verfügt ein Unternehmen über ein solches Modell, kann die Einhaltung der gewollten Geschäftsprozesse überwacht und sichergestellt werden. Ist ein Modell vorhanden, kann die Überwachung der Einhaltung der Geschäftsprozesse auch durch DV-Systeme unterstützt werden. 

Was muss ein solches Modell leisten? Die „schnelle“ Antwort, die unmittelbar aus unserer Definition von Geschäftsprozess folgt, lautet: Es beschreibt, welcher Mitarbeiter welche Aktivität in welchem Geschäftsprozess macht, damit der Kundennutzen hervorgebracht wird. Da ein Modell von den Einzelfällen abstrahieren muss, erfolgt die Beschreibung dieser drei W’s durch die Modellierung geeigneter Geschäftprozesstypen, Aktivitätstypen und Mitarbeitertypen. 

Nehmen wir als Beispiel eine Versicherung: Hier gibt es z. B. die Geschäftsprozesstypen „Angebotserstellung“, „Vertragsabschluss“ oder „Schadenregulierung“. Wir können z.B. die Aktivitätstypen „Anspruchstellerfragebogen versenden“, „Zahlung einer Ersatzleistung veranlassen“ oder „Mietwagen organisieren“ ausmachen, die im Prozess „Schadenregulierung“ eine Rolle spielen könnten. Als Mitarbeitertypen können wir z. B. „Vertriebsmitarbeiter“, „Sachbearbeiter Vertrag“ oder „Schaden Manager“ unterscheiden, die in den drei verschiedenen Geschäftsprozessen jeweils die hauptsächlichen Aktivitäten durchführen könnten.

Mitarbeitertypen sind Gruppen von Mitarbeitern eines Unternehmens. Die Idee der Abstraktion dabei ist, dass eine Aktivität zu einem Aktivitätstyp, der zur Durchführung einen bestimmten Mitarbeitertyp MT erfordert, von jedem Mitarbeiter in MT durchgeführt werden kann. Ein Mitarbeitertyp heißt häufig auch Mitarbeiterrolle oder Akteur. Wir benutzen im Folgenden den Begriff Akteur.

Aktivitätstypen sind die elementaren Bausteine in einem Geschäftsprozessmodell. Aktivitätstypen stehen für eine Gruppe vergangener oder zukünftiger gleichartiger Aktivitäten in einem Betrieb. Die Aktivitätstypen sind so zu modellieren, dass jede Aktivität, die gemäß des Modells durchgeführt werden soll, genau einem Typ zugeordnet werden können.
 Aktivitätstypen sind aus Sicht des Geschäftsprozesses in dem Sinne elementar, dass sie von Anfang bis Ende ohne Unterbrechung von einem Akteur  durchgeführt werden können.
 Aus diesem Grund weist ein Geschäftsprozessmodell jedem Aktivitätstyp genau einen Akteur zu.

Geschäftsprozesstypen benennen die verschiedenen Arten von Geschäftsprozessen in einem Unternehmen. Die Geschäftsprozesstypen sind die Einheiten, die in einem Geschäftsprozessmodell modelliert und strukturiert werden. Die Struktur der Geschäftsprozesstypen wird durch die Angabe der in diesem Prozesstyp durchzuführenden Aktivitätstypen erzeugt. Jeder Geschäftsprozesstyp beginnt mit einem externen Aktivitätstyp (einem Kundenwunsch, einer Kundenanfrage, einem Kundenauftrag etc.) und endet mit einem externen Ereignistyp (nämlich der Befriedigung des Kundenwunsches, der Antwort auf eine Kundenanfrage oder der Erledigung des Kundenauftrags). Damit wird der Anforderung Rechnung getragen, dass Geschäftsprozesse auf Kundennutzen ausgerichtet sind. Die Struktur eines Geschäftsprozesstyps wird durch die Spezifikation der Reihenfolge komplettiert, in der die enthaltenen Aktivitätstypen durchzuführen sind. Dazu werden interne Ereignistypen benutzt, die spezifizieren, welche Ereignisse eintreten müssen, damit Aktivitäten zu einem Aktivitätstyp durchgeführt werden können.

Daraus ergibt sich folgende Struktur für Modelle von Geschäftsprozessen:

Ein Modell für einen Geschäftsprozess GpM = (AkT, ErT, PeT, akteur: AkT ( PeT,  prod: ErT (  P(AkT), cons: AkT ( P(ErT),  start, stop) besteht aus 

1. einer Menge von Aktivitätstypen AkT,

2. einer Menge von Ereignistypen ErT,

3. einer Menge von Personentypen oder Akteuren PeT, so dass Kunde ( PeT

4. einer Abbildung akteur: AkT ( PeT, die jedem Aktivitätstyp einen Akteur zuordnet,

5. einer Abbildung prod: ErT (  P(AkT) von den Ereignistypen in die Potenzmenge über den Aktivitätstypen, die jedem Ereignistyp eine Menge von Aktivitätstypen zuordnet, die ihn erzeugen, 

6. einer Abbildung cons: AkT (  P(ErT) von den Aktivitätstypen in die Potenzmenge über den Ereignistypen, die jedem Aktivitätstyp eine Menge von Ereignistypen zuordnet, die er konsumiert, 

7. einem ausgezeichneten Menge von Aktivitätstypen start ( AkT, die angibt durch welche Art von Kundenaktivität ohne Vorbedingung der gesamte Prozess angestoßen wird, d. h. für alle s ( start: (1) cons(s) = ( und (2) akteur(s) = Kunde. Zudem gilt: falls cons(x) = (, dann folgt x ( start.

8. einer ausgezeichneten Menge von Ereignistypen stop ( ErT, die spezifiziert, mit welcher Art von Ereignissen der Prozess beendet wird, d. h. x ( cons(a) ( x ( stop.

Ein Geschäftsprozessmodell besteht aus einer Menge von Modellen für die einzelnen Geschäftsprozesse.

Abbildung 3 zeigt ein Beispiel für ein Modell eines Geschäftsprozesses, hier ein sehr einfacher Angebotsprozess. Die Aktivitätstypen sind als Rechtecke dargestellt, die Ereignistypen als Ovale, die Abbildungen prod und cons sind durch die Pfeile visualisiert und die Akteurszuordnung ist durch die drei Bereiche, in die die Graphik unterteilt ist, angedeutet. Die start und stop Aktivitäts- bzw. Ereignistypen sind farblich hervorgehoben. 

Entsprechend der oben gegebenen Definitionen ist der dargestellte Prozesstyp so beschrieben:

1. AkT = {Angebotswunsch ermitteln, Angebot erstellen, Nicht antworten, Angebot annehmen, Modifikationen verlangen, Annahme aufnehmen, Änderungen aufnehmen, Ablauffrist bemerken, Vertrag ausfertigen}

2. ErT = {Kundenanfrage, Angebotswunsch, Angebot, Frist verstrichen, Annahme, Änderungen, Vertragswunsch, Vertrag, Angebotsrücknahme}

3. PeT = {Mitarbeiter Service, Mitarbeiter Vertrag, Kunde}

4. akteur: AkT ( PeT ::=  

akteur(Angebotswunsch ermitteln) = 
Mitarbeiter Service

akteur(Annahme aufnehmen) = 

Mitarbeiter Service

akteur(Änderungen aufnehmen) = 
Mitarbeiter Service

akteur(Ablauffrist bemerken) = 

Mitarbeiter Service

akteur(Angebot erstellen) = 

Mitarbeiter Vertrag

akteur(Vertrag ausfertigen) = 

Mitarbeiter Vertrag

akteur(Dienstleister anrufen) =

Kunde

akteur(Nicht antworten) = 

Kunde

akteur(Angebot annehmen) = 

Kunde

akteur(Modifikationen verlangen) = 
Kunde

5. prod: ErT (  P(AkT) ::=

prod(Kundenanfrage) = 

{ Dienstleister anrufen }, 

prod(Angebotswunsch) = 

{ Angebotswunsch ermitteln, Änderungen aufnehmen }

prod(Angebot) = 


{ Angebot erstellen }

prod(Frist verstrichen) = 

{ Nicht antworten }

prod(Annahme) = 


{ Angebot annehmen }

prod(Änderungen) = 

{ Modifikationen verlangen }

prod(Vertragswunsch) = 

{ Annahme aufnehmen }

prod(Vertrag) = 


{ Vertrag ausfertigen }

prod(Angebotsrücknahme) = 
{ Ablauffrist bemerken }

6. cons: AkT (  P(ErT) ::=

cons (Dienstleister anrufen) =

(
cons(Angebotswunsch ermitteln) = 
{ Kundenanfrage}

cons(Annahme aufnehmen) = 

{ Annahme }

cons(Änderungen aufnehmen) = 

{ Änderungen }

cons(Ablauffrist bemerken) = 

{ Frist verstrichen }

cons(Angebot erstellen) = 


{ Angebotswunsch }

cons(Vertrag ausfertigen) = 

{ Vertragswunsch }

cons(Nicht antworten) = 


{ Angebot }

cons(Angebot annehmen) = 

{ Angebot }

cons(Modifikationen verlangen) = 
{ Angebot }

7. start = {Dienstleister anrufen}

8. stop = {Vertrag, Angebotsrücknahme}






       (
Anmerkung: Ein Modell für Geschäftsprozesse in diesem Sinne, das Aktivitäten und Ereignisse als elementare Objekte ansieht und die Struktur des Prozesses durch Vor- und Nachbedingungen von Aktivitätstypen spezifiziert, entspricht fast 1: 1 den Bedingungs/Ereignisnetzen, wie sie im Skript „Grundlagen der Informatik – Theoretische Grundlagen“ als Variante von Petrinetzen dargestellt sind. Deswegen ergibt sich für die Geschäftsmodelle eine ähnliche Terminologie.

Wir nennen die Menge (a = {ert ( ErT | ert ( cons(a) für a ( AkT} Vorbedingungen von a und die Menge a( = {ert ( ErT | a ( prod(ert) für a ( AkT} Nachbedingungen von a. 

Ein Prozessmodell soll ausdrücken, dass eine Aktivität eines bestimmten Typs nur dann durchgeführt werden kann, wenn Ereignisse zu allen Vorbedingungen eingetreten sind. Wird dann die Aktivität durchgeführt, so werden die Ereignisse zu den Vorbedingungen konsumiert (cons) und es werden Ereignisse zu allen Nachbedingungen produziert (prod). 

Darüber, dass bestimmte Aktivitäten Ereignisse konsumieren, die andere Aktivitäten produzieren, wird eine kausale Abhängigkeit zwischen diesen Aktivitäten hergestellt. Diese kausale Abhängigkeit zwingt die Aktivitäten in eine Reihenfolge, die mit dem Modell spezifiziert werden sollte. In unserem Beispiel aus Abbildung 3 bedeutet das, dass die Aktivitäten vom Typ Vertrag ausfertigen immer nach einer Aktivität vom Typ Annahme aufnehmen erfolgt. Dabei ist das nach im Sinne von „Ursache – Wirkung“ zu verstehen und damit natürlich auch im zeitlichen Sinne. 

Die Prozessmodellierung kommt aber ganz ohne Zeitbegriff aus. Das wird im Beispiel an der Stelle deutlich, an der das „Verstreichen lassen der Bindungsfrist für das Angebot“ dargestellt wird: Das Ereignis Frist verstrichen hat hier keine zeitlichen Gründe, sondern ist Ergebnis einer Kundenaktivität Nicht antworten. Es ist klar, dass Implementierungen solcher Modelle nicht ohne Zeitkomponente und Wiedervorlagefunktionen auskommen. Aber zur inhaltlichen Definition, wie die Prozesse im Wesentlichen auf der Modellebene aussehen, ist ein Zeitbegriff nicht nötig.

Das bedeutet, dass wir im Rahmen der Prozessmodellierung im Wesentlichen folgende Konstrukte nutzen können und auch nur sollten:

1. Kausale Abhängigkeit: (((((
2. Alternative (ohne inhaltlichen Grund) oder Konkurrenz:  (((((
3. Abstraktion von der konkreten Aktivität: (((((
4. (Arbeits-) Verteilung: (((((
5. Synchronisation: (((((
Darüber hinaus können Ketten von kausalen Abhängigkeiten zu Wiederholungen führen. 

In unserem Beispiel aus Abbildung 3 finden wir eine Reihe kausaler Abhängigkeiten, eine Auswahl „nach“ dem Ereignistyp Angebot, eine Abstraktion in dem Ereignis Angebotswunsch und eine Wiederholung „(Angebotswunsch) ( [Angebot erstellen] ( (Angebot) ( [Modifikation verlangen] ( (Änderungen) ( [Änderungen aufnehmen] ( (Angebotswunsch)“. Wir haben keine Verteilungs- und Synchronisationssituation. Ein Beispiel dafür finden wir in Abbildung 4, wo der Prozess aus Abbildung 3 für Versicherungsunternehmen um die Beschaffung von Rückversicherung erweitert wurde. In diesem Fall definiert der Prozess, dass die Rückversicherungsordnung stehen muss, bevor der Vertrag zum Kunden geschickt wird. Der Aktivitätstyp Vertrag mit RV ausfertigen verteilt einen Teil der Arbeit an den Aktivitätstyp Rückversicherung ordnen. Der Aktivitätstyp Vertrag an Kunden senden ist von Ergebnissen zweier anderer Aktivitätstypen kausal abhängig, synchronisiert also diese Ergebnisse.

Geschäftsprozesse

Nachdem wir geklärt haben, was ein Modell für einen Geschäftsprozess ist, können wir die eigentlichen Geschäftsprozesse, die durch das Modell festgelegt werden, definieren. Konkrete Geschäftsprozesse müssen natürlich dem Modell folgen. Dazu müssen sie Aktivitäten und Ereignisse haben, deren Typen durch das Modell vorgegeben wurden, die kausalen Abhängigkeiten zwischen den Aktivitäten müssen so sein, wie es das Modell vorgibt, und jede Aktivität muss von einem Mitarbeiter ausgeführt werden, der den richtigen Personentyp für die Aktivität hat. 

Formal ergibt sich:

Sei GpM = (AkT, ErT, PeT, akteur, prod, cons, start, stop) ein Modell für einen Geschäftsprozess, dann besteht ein Geschäftsprozess Gp= (Ak, Er, Pe, tAk: Ak ( AkT, tEr: Er ( ErT, tPe: Pe ( PeT, akteurGp, prodGp, consGp, startGp), der dem Modell genügt, aus einer:

1. Menge von Aktivitäten Ak, die durch die Abbildung tAk: Ak ( AkT in AkT typisiert sind,

2. Menge von Ereignissen Er, die durch die Abbildung tEr: Er ( ErT in ErT typisiert sind,

3. Menge von Mitarbeitern Pe, die durch die Abbildung tPe: Pe ( PeT in PeT typisiert sind,

4. Abbildung akteurGp: Ak ( Pe, die jeder Aktivität einen Mitarbeiter zuordnet,

5. Abbildung prodGp: Er ( Ak, die jedem Ereignis seine produzierende Aktivität zuordnet,

6. Abbildung consGp: Ak ( P(Er), die jeder Aktivität seine konsumierten Ereignisse zuordnet, 

7. Menge von Startaktivitäten startGp ( AK, so dass (1) tAk(s) ( start für s ( startGp und (2) start = tAk(x) ( x = startGp
und zwar so, dass

8. die Aktivitäten konfliktfrei sind, d.h. aus (consGp(a1) ( consGp(a2)) ( ( folgt a1 = a2 und

9. alle Objekte (Aktivitäten und Ereignisse) von den Startaktivitäten (direkt oder indirekt) generiert oder kausal abhängig sind, i. e. Ak ( Er ( gen(Gp). 

Dabei ist die Menge der erzeugten Objekte gen(Gp) definiert durch: 

(a) alle Startaktivitäten sind erzeugt, 

i.e. startGp ( gen(Gp), 

(b) von erzeugten Aktivitäten produzierte Ereignisse sind selbst erzeugt, 

i.e. a ( gen(Gp) und prodGp(e) = a impliziert e ( gen(Gp) und

(c) Aktivitäten, die nur erzeugte Ereignisse konsumieren sind selbst erzeugt,

i.e. consGp(a) = E und für alle e ( E: e ( gen(Gp) impliziert a ( gen(Gp).

Damit Gp ein Geschäftsprozess konform zu GpM ist, fordern wir weiterhin folgende Eigenschaften:

10. Die Zuordnung der Mitarbeiter ist typgerecht, 

i.e. für alle a ( Ak: tPe (akteurGp (a)) = akteur(tAk (a))

11. Die Zuordnung der konsumierten Ereignisse ist typgerecht und anzahlgerecht, 

i.e. für alle a ( Ak: P(tEr )(consGp (a)) = cons(tAk (a))
 und |consGp (a)| = |cons(tAk (a))|

12. Die Zuordnung der produzierenden Aktivitäten ist typgerecht,

i.e. für alle e ( Er: tAk(prodGp (e)) ( prod(tEr(e))

13. Es wird nur ein Ereignis von jedem Typ produziert, 

i. e. prodGp (e) = prodGp (e‘) und tEr(e) = tEr(e‘) impliziert e = e‘

Ein Geschäftsprozessmodell GpM spezifiziert alle Prozesse, die in diesem Sinne dem Modell GpM genügen. Die Semantik eines Modells ist also die Menge der zugehörigen Prozesse.

Mit dieser Definition unterscheiden sich Geschäftsprozesse auf den ersten Blick nur unwesentlich von ihren Modellen. Folgende Unterschiede sind aber essentiell:

· Jedes Ereignis wird von genau einer Aktivität erzeugt, da prodGp: Er ( Ak nicht mehr in die Potenzmenge über Ak abbildet, siehe 5. oben. Damit gibt es in Prozessen die Situation ((((( nicht mehr. Dadurch und durch die Erzeugtheitsbedingung (siehe oben) sind auch Schleifen in den Prozessen unterbunden. Aktivitäten können also nicht mehr kausal von sich selbst abhängen. 

· Die Konfliktfreiheit fordert, dass jedes Ereignis nur genau eine Aktivität zur (direkten) Folge haben kann. Damit gibt es in Prozessen die Situation ((((( nicht mehr. Das bedeutet, dass in Prozessen jede Entscheidung für jede Alternative getroffen wurde.

Das bedeutet, dass es in Geschäftsprozessen nur noch (1) (nicht zyklische) kausale Abhängigkeit (((((, (2) Verteilung ((((( und (3) Synchronisation ((((( gibt. Das trifft aber auch die Intuition über einen Prozess: (1) Aktivitäten sind Ursache von Folgeaktivitäten, (2) manche Aktivitäten verteilen die Arbeit und (3) einige Aktivitäten führen Teilergebnisse zusammen. Mehr gibt es nicht.

Da wir im Modell nur Aktivitätstypen ohne Vorbedingungen zugelassen haben, die spontane Kundenaktivitäten modellieren, erhalten wir durch die Eigenschaften, die wir von den Start-Aktivitäten eines jeden konkreten Prozesses fordern (vgl. 7. oben), dass alle Aktivitäten in einem Prozess direkt oder indirekt kausal von Kundenaktivitäten abhängen. Damit haben wir erfasst, dass Prozesse auf den Kundennutzen ausgerichtet sein sollen und kein unternehmerischer Selbstzweck.

 Abbildung 5 zeigt einen Prozess, der dem Modell aus Abbildung 3 genügt. Die Aktivitäten sind Rechtecke, die Ereignisse Ovale, die Abbildungen sind wieder über Pfeile dargestellt bis auf die Mitarbeiterzuordnung, die direkt in den Aktivitäten vermerkt ist. 

Wie wir sehen, sind in einem Prozess alle Auswahlen, die das Modell vorsah, getroffen. Im Beispiel hat der Kunde zunächst Modifikationen verlangt und dann das Angebot angenommen. 

Alle Wiederholungen, die das Modell spezifiziert hat, sind ebenfalls aufgelöst oder durch konkrete Ereignisse linearisiert. Im Beispiel wird die Wiederholung zweimal durchlaufen aber natürlich mit unterschiedlichen Ereignissen, z. B. Angebot 1 und Angebot 2. 

Die Konkretisierung, die der Prozess bzgl. des Modells darstellt, wird auch bei den Akteuren deutlich. Jede einzelne Aktivität im Prozess kann von einem anderen Mitarbeiter durchgeführt werden, solange er vom Typ ist, den das Modell verlangt. Aus diesem Grund kann die Aktivität Angebot erstellen bei  jedem Durchlauf von einem anderen Mitarbeiter erledigt werden. Im Beispiel ist das der Fall, vgl. Mitarbeiter Frau Ibrahim und Frau Dulfer.

Alle Modellierungssprachen für Geschäftsprozesse sind in ihrem Kern Werkzeuge zur Modellierung von Prozessen in dem oben dargestellten Sinne. Im Zentrum stehen die Koordination der Aktivitäten der Mitarbeiter durch geregelte Prozesse. Das Mittel zur Regelung der Prozesse ist die kausale Abhängigkeit, die durch Ereignisse als Vor- und Nachbedingungen von Aktivitäten ausgedrückt wird. Aus diesem Grund basieren viele praktische Werkzeuge zur Geschäftsprozessmodellierung auf Petrinetzen (vgl. auch Skript Informatik Grundlagen). Der Prozessbegriff in Petrinetzen entspricht dem hier vorgestellten. 

Erweiterte Modellierungstechniken aus theorie und Praxis

Modellierungstechniken der Praxis (Logische Konjunktoren)

Wir haben uns hier auf den Kern der Konzepte zur Beschreibung von Geschäftsprozessen beschränkt. Diesen Kern findet man in allen marktgängigen Methoden. Viele Methoden, die in der Praxis eingesetzt werden, weisen jedoch eine Reihe weiterer Konzepte auf, die den Modellierungsprozess vereinfachen und zu kompakteren Ergebnissen führen sollen. 

In diesem Abschnitt wollen wir einige dieser Erweiterungen diskutieren. Wir beschränken uns dabei auf  die Konzepte, die die „Ereignisgesteuerten Prozessketten (EPK)“ nach Scheer anbieten. Diese Methode wird vorrangig zur Modellierung der Geschäftsprozesse im SAP R/3 – Umfeld angewendet und stellt dort einen Quasi-Standard dar. 

Auch die EPKs basieren auf Aktivitäten, Akteuren und Ereignissen. Über die Ereignisse wird die kausale Abhängigkeit unter den Aktivitäten spezifiziert; und zwar genau so wie in dem oben vorgestellten Modell: Aktivitäten produzieren Ereignisse als Nachbedingung, die andere (kausal abhängige) Aktivitäten als Vorbedingung benötigen. Zur Arbeitsverteilung und zur Synchronisation bieten die EPKs allerdings wesentlich mehr Konzepte an: explizite Verknüfungen über die logischen Konjunktoren „und“, „oder“ und „exklusives oder“. 

Diese zusätzlichen Konzepte sind in der Abbildung 6 (Arbeitsverteilung) und in der Abbildung 7 (Synchronisation) dargestellt. Wir wollen diese Konstrukte in unserem Modell, dass wir im Folgenden KGPM (Kerngeschäftsprozessmodell) nennen, nachbilden. Dadurch wird zu einen deutlich, dass die in diesem Skript eingeführten Beschreibungsmittel vollkommen ausreichen. Zum anderen werden wir eine Reihe von Fragen und Unklarheiten in der Bedeutung von EPK-Modellen aufdecken, die man auf den ersten Blick nicht sieht.

Beginnen wir mit der Arbeitsverteilung (Abbildung 6). Die expliziten logischen Verknüpfungen „AND“ (logisches Und), „XOR“ (logisches exklusives Oder) und „OR“ (logisches Oder) können sowohl nach Aktivitäten (in der Abbildung die obere Reihe) zur Aktivierung eines oder mehrerer Ereignisse (Ereignisverteilung) als auch nach Ereignissen (in der Abbildung die untere Reihe) zur Aktivierung einer oder mehrerer Aktivitäten eingesetzt werden (Aktivitätsverteilung). Wir beschränken uns hier auf jeweils zwei Ereignisse und Aktivitäten, die Erweiterung auf eine größere Zahl ist unproblematisch.

Betrachten wir zunächst die Ereignisverteilung. Der erste Fall („AND“) ist die Erzeugung von mehreren Ereignissen durch eine Aktivität („verteilen“). Das entspricht im KGPM einer Aktivität mit zwei Nachbedingungen (siehe Abbildung 8, „verteilen“).

Im zweiten Fall („XOR“) wird genau eine der beiden Nachbedingungen wahr, aber nie beide zusammen. Aus diesem Grund haben wir diesen Fall „entscheiden“ genannt. Entscheidungen modelliert KGPM durch Konkurrenz von Aktivitäten. Das führt zu dem Modell „entscheiden“ in Abbildung 8. Die Entscheidung wird durch die Konkurrenz der beiden (Hilfs-)Aktivitäten D1 und D2 modelliert. Die Frage, welche Modellierung die bessere ist, ist eine Geschmacksfrage: Die EPKs müssen Entscheidungen explizit als eigenständige Aktivitäten modellieren. Im KGPM ist „entscheiden“ ein Spezialfall von Konkurrenz
. Die Modellierung in Abbildung 8 macht diese deutlich: Die Aktivität A bereitet die Entscheidung vor, die Aktivitäten D1 und D2 sind die Entscheidung.

Der dritte Fall („OR“) kann eine oder beide der Nachbedingungen wahr machen. Wird eine Nachbedingung wahr, stellt dieser Fall eine Entscheidung dar, werden beide Nachbedingungen wahr, entspricht dieser Fall dem ersten „verteilen“. Deswegen nennen wir diese Situation „entscheiden oder verteilen“. Das Modell im KGPM in Abbildung 8 macht dies deutlich: Hier sind die beiden Aktivitäten D1 und D2, die die Entscheidung darstellen mit einer weiteren Aktivität V, die die Verteilung darstellt, in Konkurrenz. So kommt es entweder zu einer Entscheidung oder zu einer Verteilung. Der dritte Fall ist also eine Überlagerung der Fälle eins und zwei.

Betrachten wir nun die Aktivitätsverteilung (Abbildung 6 untere Reihe). Die EPKs gestatten hier nur den ersten Fall. Wir diskutieren trotzdem alle Situationen. Der erste Fall („AND“) ist eine einfache Arbeitsverteilung und führt zu paralleler Arbeit. Im KGPM wird dies immer durch Ereignisverteilung ausgedrückt. Das entsprechende Modell in Abbildung 8 „parallel arbeiten“ enthält deswegen die zusätzliche Aktivität V.

Der zweite Fall („XOR“) – obwohl in den EPKs verboten – ist die normale Konkurrenz, das Modellierungsmittel für Entscheidungen im KGPM.

Der dritte Fall („OR) – ebenfalls in den EPKs nicht gestattet – stellt logisch sicher, dass mindestens eine Aktivität A1 oder A2 durchgeführt werden. Es ist nicht möglich, dass beide Aktivitäten „ihren Dienst verweigern“. Das KGP-Modell für diesen Fall macht diesen Zusammenhang explizit (siehe Abbildung 8, „nicht zusammen Arbeit verweigern“). A1 und A2 haben komplementäre Aktivitäten A1‘ bzw. A2‘ ohne Nachbedingungen. Diese Aktivitäten stellen dar, dass A1 bzw. A2 nicht gemacht wird. Da diese „Negativaktivitäten“ um das Ereignis D konkurrieren, können nie beide gleichzeitig eintreten. Also führt die ebenfalls modellierte Konkurrenz von A1 mit A1‘ bzw. von A2 mit A2‘ dazu, dass mindestens eine Aktivität – A1 oder A2 – durchgeführt wird, wenn der Prozess überhaupt weitergeführt wird.

Betrachten wir nun die Situation der Synchronisation (Abbildung 7). Wir können wieder Ereignissynchronisation (in der Abbildung in der oberen Reihe) und Aktivitätssynchronisation (in der Abbildung in der unteren Reihe) unterscheiden. Zunächst wenden wir uns der Ereignissynchronisation zu.

Der erste Fall („AND“) entspricht der einfachen Synchronisation im KGPM, siehe Abbildung 9 „zusammenführen“.

Der zweite Fall („XOR“) sieht ähnlich einfach aus, birgt aber eine Reihe semantischer Tücken. Hier wird formuliert, dass die Aktivität A ausgeführt werden soll, wenn entweder E1 oder E2 eintritt. Explizit ausgeschlossen ist, dass A ausgeführt wird, wenn beide Ereignisse eintreten (logisch exklusives oder). Hier stellt sich natürlich sofort die Frage, was es in einem Arbeitsprozess heißt, dass zwei Ereignisse nicht zusammen eintreten. Wann kann man sicher sein, dass nach Eintreten von E1 nicht noch E2 eintreten wird? Arbeitsprozesse sind ihrem Wesen nach asynchron und ohne Zeittaktung (kausale und nicht zeitliche Abhängigkeit). Deswegen können E1 und E2 nur dann nicht gleichzeitig eintreten, wenn irgendwo im Modell ein Konflikt existiert, der direkt oder indirekt dafür sorgt. Das bedeutet, dass im Modell irgendwo formuliert ist, dass die Aktivitäten, die direkt oder indirekt E1 bzw. E2 produzieren, im Konflikt sind. Das haben wir in dem KGP-Modell „entscheiden und abstrahieren“ dadurch angedeutet, dass wir die Aktivitäten AE1 und AE2, die E1 bzw. E2 produzieren, mit modelliert haben und über das Ereignis D in Konkurrenz gesetzt haben. Jetzt kann nur entweder E1 oder nur E2 eintreten. Jedes dieser Ereignisse reicht, um A1 bzw. A2 zu aktivieren, die die Abstraktion in das Ereignis E darstellen. Dadurch tritt E nur einmal ein, entweder durch A1 (also E1) verursacht oder durch A2 (also E2) verursacht. Mit dem Ereignis D lässt sich nun auch explizit steuern, wann man Ereignisse E1 oder E2 schon zum Teil des nächsten Prozesses erklärt. Z.B. könnte die Aktivität A auch D erzeugen, um so die Auswahl zwischen A1 und A2 wieder zu aktivieren.

Der dritte Fall („OR“) soll A aktivieren, wenn E1, E2 oder E1 und E2  eintreten. Das haben wir in Abbildung 9 im Fall „abstrahieren“ als KGPM-Fragment modelliert. Die schwierige Aufgabe war hier, die Aktivität A in allen drei Fällen nur genau einmal zu aktivieren. Das Ereignis E steuert dabei, ob beide Ereignisse „durch A verbraucht werden“ oder nur eins (A1|2 wird durchgeführt). Durch die explizite Modellierung der Ereignisse (E und E besteht wieder die Möglichkeit, die Oder-Verknüpfung explizit für den nächsten Prozess frei zu schalten. Dabei gehen wir davon aus, dass die Ereignisse der Form (X bereits vor Beginn des Prozesses einmal eingetreten sind bzw. rechtzeitig von Vorgängeraktivitäten erzeugt werden.

Betrachten wir nun die Aktivitätssynchronisation (Abbildung 7, untere Reihe). Der erste Fall („AND“) beschreibt, dass zwei Aktivitäten nur zusammen ein Ereignis eintreten lassen können. Das heißt, dass die Aktivitäten kooperieren müssen, um das Ereignis zu erzeugen. Diese Situation wird im KGP-Modell explizit gemacht und zwar durch die Aktivität K. Diese Aktivität stellt den Teil von A1 und A2 dar, in dem kooperiert wird.

Der „XOR“-Fall wirft wieder semantische Fragestellungen auf: Was passiert, wenn beide Aktivitäten (nebenläufig) ausgeführt werden? Dann kann ( logisch gesehen ( das Ereignis nicht eintreten. Das bedeutet aber, dass sich die beiden Aktivitäten behindern können, also in gewisser Weise in Konkurrenz stehen: nur wenn eine Aktivität die andere aussticht, kann das Ereignis eintreten. Deswegen haben wir diese Situation „gewinnen“ genannt. Da Konkurrenz im KGPM nicht über Nachbedingungen formuliert werden kann, müssen wir eine zusätzliche Vorbedingung einführen, vgl. Ereignis  (E in „gewinnen“ in Abbildung 9. Über die Aktivierung dieses Ereignisses kann nun wieder modelliert werden, wann eine Konkurrenzsituation abgeschlossen ist und die nächste beginnt.

Die KGP-Modellierung des letzten Falls („OR“) muss sicherstellen, dass A1 oder A2 oder A1 und A2 nur einmal das Ereignis E eintreten lassen. Dazu beziehen wir die Vorbedingungen von A1 und A2 in die Modellierung mit ein, vgl. EA1 und EA2 in „Konkurrenz beenden“ in Abbildung 9. Das machen wir über Konkurrenz der Einzelereignisse und ihrer Kooperation K am Ereignis (E. In gewisser Weise stellt dieser Fall wiederum eine Kombination der beiden anderen Fälle dar („AND“ und „XOR“).

Wir haben oben gezeigt, dass sich alle Verteilungs- und Synchronisationsmechanismen der EPKs im KGPM abbilden und modellieren lassen. Die Semantik wird dadurch zusätzlich klarer und viele versteckte Probleme (insbesondere bei XOR) aufgedeckt. Zusammenfassend kann man also sagen, dass bereits das KGP-Modell die Ausdrucksmittel besitzt, die zur effektiven Workflow-Modellierung nötig und ausreichend sind.

Varianten von Ereignissen

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt
Varianten von Aktivitäten

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt
Abstraktionskonzepte

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

*************

Obwohl wir in diesem Abschnitt über Prozesse gesprochen haben und einen formalen Begriff für Prozessmodelle und die zu einem Modell gehörenden Prozesse entwickelt haben, war die Darstellung sehr statisch. Es war schwer einen Ablauf zu erkennen. Und Abläufe bringt man eher in Verbindung mit Prozessen als mit Aktivitäts- und Ereignisgraphen, die wir oben als Prozess bezeichnet haben. Wo sind sie nun die Abläufe? Gut, wenn sie bereits vorbei sind, dann können wir sie in unserem Prozessbegriff erfassen und a posteriori betrachten und analysieren. Aber wo sind sie, wenn sie ablaufen? Diese Frage wird im nächsten Abschnitt ausführlich behandelt, wenn wir darstellen, wie ein „Workflow Management System“ auf der Basis eines Prozessmodells die  Mitarbeiter eines Betriebs bei ihren Aktivitäten unterstützen kann.

Workflow Management Systems WFMS

Im Rahmen der Geschäftsprozessmodellierung wird festgelegt, welche Prozesse im Unternehmen gewünscht sind und welche nicht. Dazu werden Geschäftsprozessmodelle angefertigt, die unzweideutig spezifizieren, welche Prozesse dem Modell genügen und welche nicht. Diesen Sachverhalt haben wir im vorangegangenen Abschnitt dargestellt.

Sollen nun die gewünschten Prozesse durch ein DV-system unterstützt werden oder soll durch ein DV-System Sorge dafür getragen werden, dass im Unternehmen nur noch die gewünschten Prozesse durchgeführt werden, reicht diese statische Sicht auf die Prozesse nicht mehr aus. Die Prozesse müssen dann tatsächlich abgewickelt werden. Sie müssen „laufen lernen“. 

Dazu werden sogenannte „Workflow Management Systems (WFMS)“ eingesetzt.
 Wie der Name schon sagt, verwalten und kontrollieren diese Systeme alle Arbeitsprozesse in einem Unternehmen und garantieren dafür, dass sie entsprechend eines vorgegebenen Modells, des Geschäftsprozessmodells, ablaufen. Die Architektur dieser Systeme ist in Abbildung 10 dargestellt.

Grundlage für den Betrieb eines WFMS ist ein Geschäftsprozessmodell. Häufig wird dieses Modell nicht mit demselben Werkzeug entwickelt. Zur Modellierung werden am Markt Werkzeuge angeboten, die über folgenden Funktionsumfang verfügen:

1. Graphische Modellierung der Aufbauorganisation des Unternehmens, z.B. in Form von Organigrammen
, um die Akteure für die Aktivitäten in den Prozessen zu spezifizieren.

2. Graphische Modellierung von Geschäftsprozessen, meist auf der Basis von Petrinetz-Modellen oder Verwandtem (siehe Geschäftsprozessmodelle oben) inklusive der Akteurszuordnung.

3. Simulation und statistische Auswertung der möglichen Prozesse durch Zuweisung von Wahrscheinlichkeitsverteilungen an jede Auswahl und durch Zuweisung von durchschnittlichen Durchlaufzeiten (inkl. der Angabe von Varianzen) an die Aktivitäten.

4. Optimierung der Prozesse aufgrund der Simulationsergebnisse, z. B. durch Parallelisierung von Engpässen.

Diese Simulation und Optimierung der Prozesse ist bereits abgeschlossen, wenn ein WFMS ins Spiel kommt. WFMS setzen die Prozesse im Betrieb um. Dazu wird das Modell, dessen Einhaltung überwacht werden soll, über eine Schnittstelle
 dem WMFS als Parameter übergeben. 

Auf der Basis der Geschäftsprozessmodelle verwaltet das WFMS jeden abgeschlossenen oder noch nicht abgeschlossenen Arbeitsprozess. Das geschieht über die Verwaltung einer Agenda für jeden Akteur und jeden Mitarbeiter. Diese Agenden sind die Schnittstelle des WMFS zu den Benutzern und enthalten alle noch nicht erledigten Aktivitäten der Akteure bzw. Mitarbeiter in allen noch nicht abgeschlossenen Geschäftsprozessen. Wir beschreiben dieses Agenden-System im nächsten Abschnitt detailliert.

Damit diese primären Funktion eines WFMS, nämlich die Überwachung der Erledigung der offenen Aktivitäten und die Zusteuerung der Folgeaktivitäten bei Abschluss einer Aktivität, reibungslos klappt, müssen u. a. folgende zusätzliche Funktionen durch das WMFS bereitgestellt werden:

1. Verwaltung der aktiven und passiven Mitarbeiter

2. Verwaltung von Urlaubs- und Krankheitszeiten

3. Verwaltung von Vertretungsregelungen

4. Delegation von Aufgaben durch Mitarbeiter an andere Akteure oder Mitarbeiter

5. Überwachung der Durchlaufzeiten der Aktivitäten

6. Überwachung der Rechtzeitigkeit von Aktivitätsdurchführungen

7. Termin- und Wiedervorlageverwaltung bei zeitlich abhängigen Aktivitäten

8. Vergabe von Prioritäten an Aktivitäten auch nach „Liegezeiten“ und Nähe des Ablauftermins

9. Erhebung von statistisch relevanten Daten über die ablaufenden Geschäftsprozesse

Neben den Schnittstellen zum Benutzer und zur Eingabe der Geschäftsprozessmodelle verfügt ein WMFS über zwei weitere Schnittstellen:

1. Einer Schnittstelle zur Administration und zum Monitorring. Über diese Schnittstelle werden die Mitarbeiter dem System bekannt gemacht und in die Aufbauorganisation eingepflegt bzw. die Daten, die das WMFS aus dem operativen Betrieb über die Prozesse gesammelt hat, der statistischen Auswertung (und anschließenden Optimierung) zugänglich gemacht.

2. Einer Schnittstelle zur Kommunikation mit anderen WMFS. Über diese Schnittstelle ist die Koordination verschiedener WMFS unterschiedlicher Unternehmen oder Unternehmensteile, die einen übergreifenden Prozess gemeinsam durchführen, möglich.

Die zentralen Funktionen eines WFMS sind aber die zur Kontrolle der laufenden Prozesse und Aktivitäten, die über das Agenda-System realisiert werden, das im nächsten Abschnitt ausführlich beschrieben ist.

Agenda-Systeme 

Jedes WFMS führt für jeden Akteur aus dem Geschäftsprozessmodell eine Agenda (oder „To-Do-List“). In dieser Agenda sind alle Aktivitäten eingetragen, die in irgendeinem laufenden Geschäftsprozess als „nächste“ durch diesen Akteur erledigt werden müssen. Da die Geschäftsprozessmodelle Mitarbeiter nur auf der Ebene der Akteure zuweisen, versorgt das WFMS zunächst einmal Akteure mit Arbeit. 

Jeder Mitarbeiter, der dem WFMS über die Administrationsschnittstelle bekannt gemacht wurde, erhält eine persönliche Agenda. Der Mitarbeiter kann in diese Agenda Aktivitäten aus einer Akteurs-Agenda übernehmen, wenn er zu diesem Akteur gehört. Welcher Mitarbeiter zu welchem Akteur gehört, wird ebenfalls über die Administrationsschnittstelle dem WFMS bekannt gemacht. Übernimmt ein Mitarbeiter eine Aktivität, so heißt das, dass er sie bearbeiten und erledigen wird. 

Da ein Mitarbeiter mehreren Akteuren angehören kann, kann sich eine Agenden-Konstellation, wie sie in Abbildung 11 dargestellt ist, ergeben. Sie greift das Beispielprozessmodell aus Abbildung 3 auf. Wir haben zwei Mitarbeiter, wobei der eine sowohl als Akteur Service als auch als Akteur Vertrag auftreten kann. Der andere Mitarbeiter ist nur als Akteur Service tätig. Im Beispiel sind alle Aktivitäten übernommen bis auf P6: Vertrag ausfertigen. Die Zuordnung ist über kursives Schriftbild bzw. weiße Schriftfarbe dargestellt. Jeder Mitarbeiter kann sich die Reihenfolge, in der er die von ihm übernommenen Aktivitäten bearbeitet und erledigt, (im Rahmen der gesetzten Zeitlimits, siehe oben) aussuchen.

Wenn ein Mitarbeiter eine Aktivität erledigt hat, gibt er dies dem WFMS bekannt. Das sorgt dann dafür, dass die entsprechende Aktivität aus der Akteursagenda als erledigt betrachtet wird, indem die Ereignisse, die die Aktivität gemäß des Modells produziert, erzeugt werden.
 Vor dem Hintergrund des Geschäftsprozessmodells kann das WFMS jetzt kalkulieren, für welche Aktivitätstypen nun so viele Ereignisse (Vorbedingungen) vorhanden sind, dass sie zu neuen Aktivitäten ausgeprägt werden können. Diese Aktivitäten werden dann als weitere zu bearbeitende Aktivitäten in die Agenden der zugewiesenen Akteure aufgenommen. Diese warten dann darauf, von Mitarbeitern übernommen, bearbeitet und erledigt zu werden. Ein Prozess wird dann als erledigt betrachtet, wenn keine unerledigten Aktivitäten mehr erzeugt werden können. Durch diesen Mechanismus „lernen die Prozesse laufen“.

Sei Gp = (Ak, Er, Pe, tAk, tEr, tPe, akteurGp, prodGp, consGp, startGp) ein Prozess zu einem Geschäftsprozessmodell GpM. Dann lässt sich der Mechanismus so formalisieren:

1. Die Menge closedE(Gp)={er(ER| er ( consGp(ak) für ak(AK} bezeichnen wir als die Menge der gebundenen Ereignisse in GP und die Menge openE(Gp)=ER – closed(Gp) als die Menge der offenen Ereignisse in Gp. 

2. Eine Menge von offenen Ereignissen oEr ( openE(Gp) aktiviert einen Aktivitätstyp akt(AkT, wenn P(tEr )(oEr) = cons(akt) und |oEr| = |cons(akt)|.

3. Sei akt ( AkT ein durch eine Menge oEr von offenen Ereignissen aktivierter Aktivitätstyp und pe ein Mitarbeiter zum passenden Akteur, i.e. tPe(pe) = akteur(akt), dann führt die Erledigung von akt durch Mitarbeiter pe zu dem Prozess Gp‘ = (Ak‘, Er‘, Pe, tAk‘, tEr‘, tPe, akteurGp‘, prodGp‘, consGp‘, startGp):

Ak‘ = Ak ( {ak}

Er‘ = Er ( {ak(ert)| für alle ert mit akt ( prod(ert)}

tAk‘::= (1) tAk‘(x) = akt  falls x = ak und (2) tAk‘(x) = tAk(x)  sonst

tEr‘ ::= (1) tEr‘(x) = ert  falls x = ak(ert) und (2) tEr‘(x) = tEr(x)  sonst  

akteurGp‘::= (1) akteurGp‘(x) = pe falls x = ak und (2) akteurGp‘(x) = akteurGp(x) sonst

prodGp‘ ::= (1) prodGp‘(x) = ak falls x = er(ert) und (2) prodGp‘(x) = prodGp(x) sonst

consGp‘ ::= (1) consGp‘(x) = oEr falls x=ak und (2) consGp‘(x) = consGp(x) sonst

Das bedeutet, dass ein Prozess durch die Erledigung eines Aktivitätstyps genau um eine Aktivität zu diesem Typ und die durch ihn erzeugten Ereignisse „verlängert“ wird. Die Erledigung transformiert zudem die offenen Ereignisse, die die Aktivität aktiviert haben, in gebundene Ereignisse.

Diese präzise Definition macht deutlich, dass erst die Erledigung eines Aktivitätstyps die Entscheidung bei einer Auswahlmöglichkeit im Modell trifft. Denn erst bei der Erledigung werden die aktivierenden Ereignisse konsumiert und dadurch andere aktivierte Aktivitätstypen ggf. deaktiviert. Aus diesem Grund muss ein WFMS alle Aktivitätstypen, die in ihren Vorbedingungen im Konflikt liegen, als Gruppe von offenen Aktivitäten in die Agenden eintragen. Mit der Erledigung muss der Mitarbeiter auch mitteilen, welchen Aktivitätstyp er nun genau aus der Menge der Auswahlmöglichkeiten durchgeführt hat.

Das oben dargestellte Agendenmodell liegt allen Workflow-Anwendungen zugrunde. Meist ist der Funktionsumfang kommerzieller Systeme jedoch viel größer. So werden z. B. häufig nicht nur atomare Ereignisse behandelt, sondern es wird mit den Ereignissen das Vorhandensein von Dokumenten verknüpft. Dann können Entscheidungen auch aus inhaltlichen oder strukturellen Gründen, die sich aus den Dokumenten ergeben, im WFMS getroffen werden. Viele WFMS erlauben auch die Spezifikation, welche Geschäftssysteme zur Ausführung einer Aktivität genutzt werden sollen. Das WFMS sorgt dann dafür, dass für jede Aktivität die richtigen und nur die richtigen Systeme bereitgestellt werden.

Wir beschränken uns hier auf die Kernfunktionalität aus zwei Gründen:

1. Viele der anderen Funktionen haben nicht ursächlich etwas mit den Geschäftsprozessen zu tun, sondern behandeln z. B. Fragen der Datenmodellierung (Dokumente). Diese Aspekte haben wir aber in diesem Skript separiert und getrennt behandelt. Auch in Anwendungssystemen sollte darauf geachtet werden, dass dieselbe Funktion nur an einer Stelle implementiert wird, und zwar dort wo sie vom Sachzusammenhang hingehört. Workflow hört für uns auf, wenn es nicht mehr um die Koordination von Mitarbeitern und ihren Aktivitäten geht.

2. Unser Modell setzt den „mündigen Mitarbeiter“ voraus, der weiß, wie und mit welchen Werkzeugen und Anwendungssystemen er seine Aufgaben erledigen muss. Insofern soll ihn das WFMS nicht unnötig in Arbeitsabfolgen zwingen, die aus seiner Sicht der Sache nicht angemessen sind. Aus diesem Grund trifft in unserem Modell der Mitarbeiter die Entscheidungen und nicht das WFMS. Wir stellen damit die Aktivität und ihre kreative Erledigung ins Zentrum der Bemühungen um eine sachgerechte, die betrieblichen Belange unterstützende Datenverarbeitung.

Das wird auch deutlich werden, wenn wir im nächsten Abschnitt die Verfahren der gängigen WFMS zur Arbeitszuteilung diskutieren.

Arbeitszuteilung

WFMS unterscheiden Agenden für Akteure und für Mitarbeiter. Für die Versorgung der Mitarbeiter mit Aufgaben aus den Agenden der entsprechenden Akteure gibt es grundsätzlich zwei Strategien:

1. Die Push-Strategie: Das  WFMS teilt die Aufgaben zu. Das heißt, es füllt automatisch die Agenden der Mitarbeiter mit Aktivitäten aus den zugehörigen Akteursagenden. Dabei kommen Verteilungsalgorithmen zur Anwendung, die für eine gerechte Verteilung sorgen. Das WFMS versorgt die Mitarbeiter mit Arbeit.

2. Die Pull-Strategie: Die Mitarbeiter teilen sich die Aufgaben zu. Das heißt, dass das WFMS nur die Einsteuerung der Folgeaufgaben bis auf die Ebene der Akteursagenden vornimmt. Die Übernahme der Aktivitäten in die Agenda des Mitarbeiters steuert der einzelne Mitarbeiter selbst. Die Mitarbeiter versorgen sich mit Arbeit.

Das typische Beispiel für eine Zuteilung nach der Push-Strategie sind Telefonanlagen in Call Center. Hier wird der Anrufer, der am längsten wartet, dem nächsten freien Mitarbeiter zugewiesen, ohne dass sich das der Mitarbeiter aussuchen kann. Diese Art der Arbeitszuteilung ist immer dann vorteilhaft, wenn angenommen werden kann, dass alle Mitarbeiter eines Akteurs alle Aktivitäten  gleich gut erledigen können.

Beispiele für die Zuteilung nach der Pull-Strategie findet man immer dort, wo nicht alle Mitarbeiter eines Akteurs für alle Aktivitäten, die durch diesen Akteur durchzuführen sind, gleich gut geeignet sind (z. B. im Fall von Auszubildenden). Bei solchen Kompetenzunterschieden tut man in vielen Fällen gut daran, die endgültige Verteilung der Aufgaben in der Akteursgruppe den Mitarbeitern der Gruppe selbst zu überlassen.

Für die effiziente Implementierung der Pull-Strategie ist es nötig, den einzelnen Mitarbeitern schon bei der Übersicht über die anstehenden Aktivitäten in der Akteursagenda möglichst viel Information über den Inhalt der Aufgabe mitzuliefern. Nur so können sie kompetent entscheiden, ob es eine Aufgabe für sie ist oder nicht.

Die Vor- und Nachteile der beiden Strategien liegen auf der Hand: Die Pull-Strategie lässt den Mitarbeitern viel Freiheit bei der Auswahl der Arbeit. Das Risiko ist hier unfaire Verteilung bis hin zum kompletten Liegenlassen der Arbeit. Diese Strategie setzt also zu Leistung motivierte Mitarbeiter voraus. Sie ist immer dann zu wählen, wenn es um hoch qualifizierte, kreative Arbeit geht. Die Push-Strategie stellt sicher, dass kein Arbeitsauftrag liegen bleibt.  Die Mitarbeiter werden (nach vorher festgesetzten Kriterien) fair behandelt. Aber sie lässt keine oder nur wenige Freiräume für die Selbstorganisation der Akteursgruppe. Sie ist immer dann zu wählen, wenn es um einfache, schnell zu erledigende, sehr wenig unterschiedliche Arbeitsaufgaben geht.

Die Einführung von WFMS in Unternehmen gestaltet sich i. d. R. leichter, wenn eine Pull-Strategie installiert wird. Diese Form der Arbeitsverteilung lässt den Mitarbeiter nicht als zu funktionierendes Teil in einer großen Maschinerie erscheinen. Selbstverantwortung für die eigene Arbeit und die der (Akteurs-)Gruppe wird groß geschrieben. Das führt i. Allg. zu größerer Akzeptanz bei den Mitarbeitern als WFMS mit Push-Strategie.

Unternehmen mit ausgeklügelten Push-Strategien tun sich in Restrukturierungsprozessen wesentlich schwerer als Unternehmen, die ihr WFMS nach der Pull-Strategie einsetzen. Denn sie müssen die gesamte Arbeitsverteilung der neuen Aufbauorganisation anpassen. Die Pull-Strategie kann auch hier in weiten Teilen auf Selbstorganisation der neuen (Akteurs-)Gruppen setzen. 

Zusammenarbeit des WFMS mit den anderen Geschäftsanwendungen

WFMS sind relativ neue Systeme, ihre Integration mit den vorhandenen oder neu zu entwickelnden Geschäftsanwendungen noch nicht langjährig erprobt. In diesem Abschnitt stellen wir zwei grundsätzliche Philosophien für die Integration von WFMS in die Systemarchitektur eines BIS vor:

1. Den hierarchischen Ansatz, in dem sämtliche Funktionen im BIS durch das WFMS kontrolliert werden und

2. Den objektorientierten Ansatz gleichwertiger Dienste, in dem das WFMS als ein Dienstleister unter vielen Komponenten agiert.

Der erste Ansatz wird in Abbildung 12 dargestellt. Die Anwendungen basieren auf einem Datenbankmanagementsystem und werden über das WFMS in die Geschäftsprozesse integriert. Das WFMS stellt die Schnittstelle zum Benutzer dar und aktiviert bei Bedarf die Funktionen der Anwendungen. Die Kommunikation der Anwendungen untereinander geschieht entweder über das DBMS durch Datenaustausch oder über das WFMS, indem bei Ereignissen auch Daten ausgetauscht werden.
 Die Anwendungen sind hier Diensterbringer für das WFMS. Der gesamte Kontrollfluss läuft über das WFMS. 

Diese Architektur ist nicht zu empfehlen, denn man handelt sich neben einem zentralen Datenbestand eine weitere Komponente ein, die sämtliche Vorgänge von einer Stelle aus koordinieren muss, nämlich das WFMS. Das WFMS wird hier das Übersystem auf das die gesamte Architektur ausgerichtet wird. Da die Funktionen des WFMS auf die Abwicklung von Prozessen ausgerichtet sind, wird in dieser Architektur der Kontrollfluss (die Reihenfolge der Aktivitäten) zum entscheidenden Designkriterium für das gesamte BIS. Das ist nicht mehr Stand der Kunst und seit Anfang der 70iger Jahre in der Kritik.
 Mit dem objektorientierten Ansatz sind die rein an den Abläufen orientierten Entwurfstechniken seit einigen Jahren überholt.

Der zweite Ansatz sieht das WFMS als Dienstleister für das BIS, das sich auf die Steuerung von Aktivitäten und Folgeaktivitäten beschränkt. Er ist schematisch in Abbildung 13 dargestellt. Alle Systemkomponenten sind gleichberechtigt und stellen den jeweils anderen Komponenten Schnittstellen zur Benutzung zur Verfügung. Diese Architektur entspricht der objektorientierten Denkweise, in der die Gesamtfunktion durch die Interaktion überschaubarer Einzelobjekte erbracht wird.
 

Die Schnittstelle zwischen eigentlichem WFMS und den einzelnen Anwendungen stellt der „Activity Manager“ dar, eine Art „Vermittler“ zwischen dem WFMS und den Geschäftsfunktionen der einzelnen Anwendungen. Jede Tätigkeit eines Mitarbeiters im System findet im Rahmen einer Aktivität statt, die der „Activity Manager“ kontrolliert. Was ein Mitarbeiter in einer Aktivität macht und welche Geschäftsfunktion er auslöst, liegt in seiner Entscheidung; der „Activity Manager“ wird nur darüber unterrichtet, in welcher Aktivität es gemacht wurde. Das bedeutet, dass zur reibungslosen Integration aller Dienste nur folgende Eigenschaften verlangt werden müssen:

1. Jede Anwendung muss in der Lage sein, die Veränderungen an ihren Datenbeständen auf Aktivitäten beziehen zu können. Die Publikation der Veränderungen zu einer Aktivität muss bis zur Erledigung der Aktivität verzögert werden können.

2. Der Aktivitätsmanager protokolliert sämtliche Veränderungen, die im Rahmen einer Aktivität gemacht werden. Er stellt explizite Benutzeroperationen zur Veröffentlichung (commit) und zur Rücknahme (roll back) des Gesamteffekts einer Aktivität zur Verfügung. Die Veröffentlichung entspricht der Erledigung der Aktivität und wird den Anwendungen und dem WFMS mitgeteilt.

3. Das WFMS kalkuliert nach der Erledigung einer Aktivität die Folgeaktivitäten (s. o.) und stellt sie als Arbeitsvorrat in die entsprechenden Agenden ein.

In dieser Architektur tut das WFMS nicht mehr als wir oben beschrieben haben. Der „Activity Manager“ kontrolliert die Aktivitäten, die in den Geschäftsprozessen ausgeführt werden müssen. Das tut er, indem er die klassischen Funktionen eines Transaktionssystems (commit und roll back, s. u.) anbietet. Aktivitäten sind in diesem Sinne dann technisch nichts anderes als „Lange Transaktionen“.
 Die einzelnen Anwendungen müssen nur den Rahmen dieses Transaktionskonzepts erfüllen, um mit dem WFMS integriert werden zu können. Was das bedeutet, stellen wir im folgenden Abschnitt dar.

Unterstützung der Mitarbeiteraktivitäten

Workflow Management, wie wir es oben eingeführt haben, hat zur Aufgabe, die Zusammenarbeit der verschiedenen Mitarbeiter in einem Unternehmen so zu koordinieren, dass der größt mögliche Kundennutzen (und damit indirekt Unternehmensnutzen) entsteht. Die elementaren Bausteine dabei waren Aktivitäten, die von einem Mitarbeiter ohne Unterbrechung und Unterstützung durch andere Mitarbeiter durch geführt werden können. In diesem Kapitel geht es darum, wie in einem BIS dieser Bereich optimal durch Informationsverarbeitung unterstützt werden kann. 

Da wir oben festgestellt haben, dass Aktivitäten in unserem Sinne als „Lange Transaktionen“ zu charakterisieren sind, betrachten wir als erstes das klassische Konzept der Transaktionen, wie es schon lange in Geschäftsanwendungen eingesetzt wird. Wir arbeiten die zentralen Eigenschaften eines jeden Transaktionskonzepts heraus und beschreiben dann die Besonderheiten bei der Realisierung „Langer Transaktionen“.

In engem Zusammenhang mit dem Transaktionsthema steht die Frage, wie die Probleme beim Zugriff zweier Mitarbeiter in unterschiedlichen Transaktionen auf dieselben Daten gelöst werden können. Wir beschreiben wieder die klassischen Lösungen, nämlich optimistische und pessimistische Sperren, und ihre Übertragung in den Kontext „Langer Transaktionen“.

Das Kapitel beschließen die beiden Themen „Revisionssicherheit“ und „Zugriffsschutz“. Das erste Thema gewinnt in dem Maße an Bedeutung, wie die Nachvollziehbarkeit der unternehmerischen Vorgänge von der Nachvollziehbarkeit des Informationsstandes im BIS abhängt: Wer hat wann was mit welcher Veranlassung auf der Basis welcher Daten getan, ist die Frage die hier im Mittelpunkt steht. „Zugriffsschutz“ hängt eng mit dem Thema „Revisonssicherheit“ zusammen: Durch Authentifizierungsmechanismen wird nachweisbar, wer was gemacht hat. Und durch Autorisierungsverfahren wird a priori ausgeschlossen, dass Handlungen von Unbefugten ausgeführt werden.

Wir betrachten die Unterstützung der Mitarbeiter bei der Durchführung ihrer Aktivitäten als die zentrale Aufgabe eines BIS, auch wenn keine Prozessunterstützung vorgesehen ist. Denn nur ein BIS, was die Ressource „menschliche Arbeitskraft“ optimal ausbeuten hilft, wird langfristig zum Vorteil des Unternehmens gereichen. Dabei heißt ausbeuten: Kreativität freisetzen und fördern sowie Routine abnehmen. Steht beim Workflow der Prozess im Vordergrund und bei den Geschäftsfunktionen der Datenhaushalt, wird genau hier der Mensch ins Zentrum gerückt. Aus diesem Grund nimmt dieses Kapitel den zentralen Platz in diesem Skript ein.

Transaktionen

Gerhard Wahrig’s Deutsches Wörterbuch definiert den Begriff Transaktion als „großes Geld- oderBankgeschäft“. Eine Transaktion in diesem Sinne meint also Geldbewegungen auf vielen Konten: Eine Transaktion ist dabei der Gesamteffekt der einzelnen Geldbewegungen also die Gesamttransformation aller Konten vom Anfangszustand vor der Transaktion in den Endzustand nach der Transaktion. Es ist klar, dass diese Gesamttransformation aus sehr vielen einzelnen Schritten besteht. Die Transaktion ist aber gerade die Abstraktion von diesen Schritten.

Dieses Konzept ist mit dem Transaktionsbegriff der Informatik verallgemeinert worden. Von Transaktionen spricht man immer, wenn eine Reihe von Einzelschritten zu einem elementaren Schritt einer abstrakteren Ebene zusammengefasst werden. Das heißt, man spricht immer dann von einer Transaktion, wenn ein Zustandsübergang als elementar betrachtet werden soll (Sicht von außen), obwohl er aus einer Reihe einzelner Zustandsübergänge (Sicht von innen) besteht.

Neben der Geldtransaktion gibt es viele Beispiele für Transaktionen aus anderen Bereichen:

· Die Funktionsabstraktion in Programmiersprachen: von außen betrachtet der Aufrufende einer Funktion die Ausführung als einzelnen Schritt; von innen betrachtet wird die Funktion über eine Vielzahl von Einzelschritten realisiert.
· Die Aktivitäten in einem Geschäftsprozess: der Prozess betrachtet von Außen eine Aktivität als elementaren Vorgang; der Mitarbeiter, der die Aktivität erledigt, braucht dafür aber viele einzelne Arbeitsschritte.
· Die Herstellung eines Produkts: der Kunde betrachtet die Produktion eines Produkts, dass er gekauft hat, als elementar; der Hersteller weiß über die vielen einzelnen Produktionsteilschritte bescheid.
· Eine Kommunikationsverbindung z.B. über TCP/IP: Der Nutzer einer TCP/IP-Verbindung im Internet betrachtet sie von außen als Punkt-zu-Punkt-Verbindung; die Vermittlungsschicht weiß um die einzelnen Routing-Abschnitte.
· Ein sportliches Großereignis: Aus Sicht der Planer der An- und Abreise ist das Ereignis einfach eine Zeitdauer; aus Sicht der Zuschauer ist diese Zeitspanne in einzelne Segmente größerer und geringerer Spannung gegliedert.
· Textveränderungen in einer Textverarbeitung zwischen zwei Speichervorgängen: Aus Sicht der gespeicherten Zustände ist das ein elementarer Schritt; aus Sicht des Textverarbeitungssystems natürlich eine ganze Folge einzelner Änderungsschritte

· Laden einer HTML-Seite: Aus Sicht des Benutzers ein elementarer Schritt; der Browser kennt die einzelnen Teilschritte, die dazu nötig sind.

· Erstellung einer Rechnung/Lieferscheins/etc.: Für den Sachbearbeiter elementar, für die Geschäftsfunktion, die die Erstellung realisiert eine Reihe von Einzelschritten, z. B. die Erstellung der einzelnen Rechnungspositionen.

· Umstellung auf vierstellige Jahreszahlen oder Einführung des Euro: Aus Sicht von Unternehmensvorständen absolute elementar, aus Sicht der Datenverarbeitungsfachleute absolut nicht elementar.
Aus der Vielzahl der Beispiele, die einem sofort zu dem Transaktionskonzept auf dieser allgemeinen Ebene in den Sinn kommen, wird deutlich, dass wir es hier mit einem sehr grundlegenden Konzept zur Strukturierung und Abstraktion von Einzelschritten zu tun haben. Das allgemeine Schema ist in Abbildung 14 dargestellt.  Aus diesem Grund spielt es auch eine entscheidende Rolle beim Aufbau von BIS.

Transaktionen, Lange Transaktionen, ganz Lange Transaktionen

Bereits im Abschnitt „Management der Geschäftsprozesse (Workflow)“ haben wir Transaktionen auf drei Ebenen kennengelernt:

1. Aus Sicht des Kunden sollte sich ein Geschäftsprozess so elementar wie nur eben möglich darstellen. Aus seiner Sicht sind es Transaktionen; er ist nur an der Befriedigung seiner Wünsche interessiert, nicht besonders daran, was alles dafür nötig ist. Aus Sicht des Unternehmens ist ein Prozess natürlich in einzelne Schritte, die Aktivitäten gegliedert, die erst zusammen den Gesamteffekt des Prozesses ausmachen.

2. Aktivitäten sind aus der Sicht der Geschäftsprozessmodellierung elementare Einheiten. Da die Erledigung einer Aktivität viele einzelne Arbeitsschritte eines Mitarbeiters benötigt, haben wir mit dem Konzept der Aktivitäten eine weitere Ebene von Transaktionen in einem BIS entdeckt.

3. In einer Aktivität wendet der Mitarbeiter Geschäftsfunktionen des BIS an, die er natürlich als elementare Schritte ansieht. I. d. R. werden aber im Rahmen einer Anwendung einer Funktion viele Daten im Datenbestand aktualisiert. Die Geschäftsfunktionen sind also Transaktionen auf der dritten Ebene in einem BIS.

Dieser Sachverhalt ist in Abbildung 15 graphisch wiedergegeben. Obwohl die Transaktionen auf den drei Ebenen, logisch gesehen, dieselben Eigenschaften haben, unterscheiden sie sich doch erheblich auf der Detailebene. Die Ausführung von Geschäftsfunktionen nimmt nicht sehr viel Zeit in Anspruch und wird nicht durch Benutzereingaben unterbrochen. Um bei den Anwendern akzeptabel zu sein, sollte die Ausführungszeit von Geschäftsfunktionen unter 3 Sekunden liegen. Aus diesem Grund nennen wir diese Art von Transaktionen „Kurze Transaktionen“. Sie sind vollautomatisch und durch kurze Durchführungszeiten gekennzeichnet.

Die Transaktionen der mittleren Ebene bündeln alle Ausführungen von Geschäftsfunktionen, die zur Erledigung einer Aktivität im Rahmen eines Geschäftsprozesses nötig sind. Diese Transaktionen nennen wir „Lange Transaktionen“, da Benutzerinteraktionen im Rahmen einer solchen Transaktion möglich sind. Der Benutzer bestimmt die Schnelligkeit dieser Interaktionen. Im Spezialfall unterbricht der Mitarbeiter seine Aktivitäten für mehrere Stunden z. B. am Feierabend. Die Durchführungszeit dieser Art von Transaktionen kann also Stunden bis Tage betragen. Die technische Realisierung muss sich aus diesem Grund erheblich von der kurzer Transaktionen unterscheiden, s. u.

Die Transaktionen auf der Prozessebene umfassen Aktivitäten mehrerer Mitarbeiter und ggf. auch Aktivitäten von Akteuren außerhalb des Unternehmens und der Kunden, siehe z. B. Abbildung 3. Die Durchführungszeit ist aus diesem Grund kaum noch abzuschätzen. Sie kann Tage bis Wochen betragen, insbesondere wenn Aktivitäten wie Frist verstreichen lassen im Prozess vorkommen. Wir nennen diese Transaktionen deswegen „Ganz lange Transaktionen“. Obwohl diese Art von Transaktionen in das logische Modell, das unten vorgestellt wird, passen, können sie i. d. R. nicht mehr mit den technisch üblichen Mitteln realisiert werden.

ACID Eigenschaften

Transaktionen sind Zustandsüberführungen, die „von außen“ als elementare Aktionen angesehen werden und „von innen“ aus mehreren Einzelschritten zusammengesetzt sind, vgl. Abbildung 14. Damit sie „von außen“ wie Einzelschritte wirken, verlangt man von ihnen vier Eigenschaften, die als ACID-Eigenschaften bekannt sind:

1. A steht für Atomarität (engl. atomicity). Atomarität fordert von Transaktionen, dass sie ganz oder gar nicht durchgeführt werden, dass sie sich also wie einzelne Zustandsüberführungen verhalten.

2. C steht für Konsistenz (engl. consistence). Konsistenz fordert von Transaktionen, dass sie Eigenschaften der Zustände erhalten. Wenn von den Zuständen eines Systems bestimmte Eigenschaften gefordert werden, dann sollen Transaktionen einen Zustand mit diesen Eigenschaften produzieren, falls der Zustand am Beginn der Transaktion die Eigenschaften hatte.

3. I steht für Isolation (engl. Isolation). Isolation fordert, dass Zwischenzustände, die von den einzelnen Schritten einer Transaktion erzeugt werden, nicht „von außen“ beobachtet werden können. Isolation fordert damit die Abschottung von Transaktionen gegeneinander in einem Mehrbenutzerbetrieb.

4. D steht für Dauerhaftigkeit (engl. Durability). Dauerhaftigkeit fordert von Transaktionen, dass ihre Zustandsveränderungen dauerhaft sind, dass die Änderungen an den Zuständen auch nach Beendigung der Transaktion erhalten bleiben.

Wegen des Akronyms „ACID“ werden die Eigenschaften in dieser Reihenfolge aufgeführt. Das entspricht nicht ihre inneren Logik und auch nicht ihrer Wichtigkeit. Deshalb wollen wir die Einzelheiten zu diesen Eigenschaften in einer anderen Reihenfolge darstellen.

Auslöser für die meisten Probleme und Schwierigkeiten im Kontext von Transaktionen ist die Forderung nach Dauerhaftigkeit der Zustandsänderungen.
 Diese Anforderung ist selbst sehr leicht zu erfüllen, indem die Daten, die den Zustand ausmachen, nicht im Hauptspeicher irgendeines Computers verwaltet werden sondern auf permanenten Speichermedien, wie etwa Festplatten, CD-Roms, DVDs oder Magnetbändern.
 Daten, die so gespeichert werden, müssen allerdings vor der Bearbeitung explizit gelesen werden und nach der Veränderung explizit geschrieben. Das geschieht durch Operationen „read“ und „write“, die die Daten zur Bearbeitung vorbereiten bzw. nach der Bearbeitung der „Nachwelt“ erhalten.
 

Die Atomarität ist die fundamentale Eigenschaft von Transaktionen. Nur wenn diese Eigenschaft erfüllt ist, kann die zusammengesetzte Zustandsveränderung als elementar angesehen werden. Damit diese Anforderung überhaupt betrachtet werden kann, müssen der Anfang und das Ende eine Transaktion gekennzeichnet sein. Nur dann ist klar, was zur atomaren Ausführung einer Transaktion gehört und was nicht. Aus diesem Grund haben alle Transaktionssysteme die beiden Operationen „Begin Work“ und „Commit“, die den Anfang bzw. das erfolgreiche Ende einer Transaktion kennzeichnen. 

Was aber, wenn das erfolgreiche Ende nicht erreicht wird. Dafür kann es viele Gründe geben: 

1. Abbruch aus inhaltlichen Gründen: Während der Transaktion wird festgestellt, dass sie nicht zu Ende geführt werden kann, weil z. B. bestimmte Daten fehlen.

2. Abbruch wegen entdeckter Fehler: Während der Transaktion wird festgestellt, dass Teilsysteme, die Teilzustände verwalten, ausgefallen sind und die Transaktion deswegen nicht fertiggestellt werden kann.

3. Systemausfall: Vor Erreichen des erfolgreichen Endes einer Transaktion fällt das Gesamtsystem aus.

Damit die Atomarität auch in diesen Situationen sichergestellt werden kann, benötigt man eine weitere Operation „Roll Back“, mit der eine Transaktion abgebrochen werden kann. „Commit“ (Bestätigen) steht damit für das „Ganz“ und „Roll Back“ (Verwerfen) für das „Gar Nicht“ einer atomaren Transaktion.  

Abbildung 16 zeigt die gewünschte Funktionsweise dieser Operationen an einem einfachen Beispiel sowohl im erfolgreichen Fall als auch in den drei Varianten des Abbruchs. Das Beispiel ist eine einfache Buchung von 100,- DM von einem Konto K1 (mit anfänglichem Kontostand von 200,- DM) auf ein anderes Konto K2 (mit anfänglichem Kontostand von 500,- DM). Durch das explizite Lesen und Schreiben der Kontostände von bzw. auf die permanenten Speichermedien wird schon eine so einfache Aktion zu einer Trans-Aktion.

Atomarität stellt in einem Mehrbenutzerbetrieb weitere Anforderungen an die Transaktionsverarbeitung. Im Mehrbenutzerbetrieb können mehrere Benutzer gleichzeitig Transaktionen ausführen.  Abbildung 17 zeigt ein Beispiel dafür: Die eine Transaktion T1 bucht einen Betrag von 100,- DM von Konto 1 auf Konto 2, die andere T2 einen Betrag von 50,- DM von Konto 3 auf Konto 2. Bei der Reihenfolge der Abarbeitung der beiden Transaktionen, wie sie in der Abbildung wiedergegeben ist, geht eine Aktualisierung des Kontos 2 verloren (lost update). Dieser Effekt kann bei wirklich elementaren (Trans)Aktionen nicht auftreten. Denn im elementaren Fall könnten die Transaktionen nur hintereinander aber nicht nebeneinander ausgeführt werden. Dann ist aber bei jeder Reihenfolge gewährleistet, dass der endgültige Kontostand von K2 650,- DM beträgt. 

Aus der Eigenschaft der Atomarität folgt also, dass von einem Transaktionssystem nur Zustände erzeugt werden dürfen, die bei Hintereinanderausführung der beteiligten Transaktionen entstehen können. Dabei bedeutet Hintereinanderausführung, dass die Bearbeitung einer Transaktion erst beginnt, wenn die Bearbeitung der Vorgängertransaktion vollständig abgeschlossen ist.

Isolation fordert von Transaktionen, dass etwaige Zwischenzustände, die von Transaktionen erzeugt werden, keinen Einfluss auf andere Transaktionen haben. Transaktionen sollen also, solange sie noch nicht vollständig abgeschlossen sind, gegeneinander abgeschottet sein. Wirkung sollen ihre Zustandsänderungen erst nach Abschluss des Commit haben. Isolation schließt die beiden Situationen in Abbildung 18 und Abbildung 19 aus. Sie sind typische Beispiele für Probleme, die entstehen können, wenn man zur Verarbeitung von Transaktionen keine besonderen Vorkehrungen trifft.

In Abbildung 18 liest die Transaktion T2 einen Zustand des Kontos 2, den die Transaktion T1 erzeugt hat. Durch ihr Roll Back nimmt aber T1 diese Änderung zurück. Dadurch basiert die Verarbeitung in T2 auf „schmutzigen“ Daten und führt zu unerwünschten Ergebnissen. Denn die Umbuchung von 50,- DM führt zu einer Steigerung des Kontostands von Konto 2 um 150,- DM.

In Abbildung 19 soll T1 die Summe der Konten K2 und K3 auf das Konto K1 buchen, während T2 eine Umbuchung von K3 auf K2 vornimmt. Obwohl T2 hier ihre Transaktion erfolgreich abschließt, hat T1 auf unzuverlässige Daten zugegriffen, die es vor oder nach T2 so nicht gegeben hätte. Denn vor oder nach T2 ist die Summe von K2 und K3 immer 800,- DM.

Diese Beispiele zeigen, dass Isolation nicht ohne erheblichen Aufwand hergestellt werden kann. Die einfache Lösung, vollständige Atomarität und  Isolation herzustellen, nämlich alle Transaktionen eine nach der anderen hintereinander auszuführen, ist unpraktikabel, wie wir unten sehen werden. Verfahren, die gleichzeitig ein Nebeneinander von Transaktionen und vollständige Isolation sicherstellen, stellen wir im nächsten Abschnitt dar.

Die vierte und letzte Eigenschaft, die man von Transaktionen fordert ist, Konsistenz. Sie verlangt von Transaktionen, dass zeitunabhängige Eigenschaften (Invarianten oder „Constraints“) der Zustände respektiert werden. Ein typische Beispiel für eine solche Eigenschaft ist, dass die Summe der Konten in einem Kreditoren/Debitoren-System immer gleich 0 sein muss. Konsistenz fordert von Transaktionen, dass alle Eigenschaften des Zustands am Ende einer Transaktion wieder gelten, wenn sie vor Beginn der Transaktion gültig waren. Diese Anforderung ist nicht trivial, da die Bedingungen, die die Zustände erfüllen sollen, unabhängig von den Transaktionen, die sie bearbeiten, formuliert werden können.

Diese Unabhängigkeit führt dazu, dass Transaktionen „nicht selber wissen können“, ob sie die Konsistenz bewahren oder nicht. Das Wissen über die Konsistenz ist Sache der Zustände selbst. Aus diesem Grund muss jedes Transaktionssystem, dass mit unabhängigen Invarianten oder Constraints auf den Zuständen umgeht, ein Verfahren, wie es in Abbildung 20 wiedergegeben ist, realisieren.

Das „Commit“ einer Transaktion stellt (1) eine Anfrage an den Zustandsverwalter
, ob ein Abschluss der Transaktion die Konsistenz des Zustandes gewährleistet. Der Zustandsverwalter antwortet (2) mit ja oder nein. Der Antwort entsprechend wird (3) das „Commit“ durchgeführt oder ein „Roll Back“. 

Die Konsistenzeigenschaft spielt in der Praxis eine Nebenrolle. Denn erstens ist die Programmierung mit Daten-Constraints nicht ganz einfach zu beherrschen
, zweitens sind Zustandsverwalter, die viele globale Eigenschaften prüfen müssen, sehr langsam
 und drittens gestaltet man in der Praxis die Systeme so, dass gerade die Transaktionen selber den Daten und Zuständen ihre Eigenschaften geben. Das heißt, die Daten erhalten und bewahren ihre Struktur dadurch, dass sie nur mit dem vorgegebenen Satz von Transaktionen bearbeitet werden.

Sortieren wir die Eigenschaften von Transaktionen entsprechend ihrer Wichtigkeit und logischen Konsequenz sollten sie nicht ACID sondern DAIc heißen.
 Die Dauerhaftigkeit führt zu expliziten Lese- und Schreiboperationen. Diese Operationen sind die Einzelschritte, von denen die Atomarität  abstrahiert. Und Atomarität im Mehrbenutzerbetrieb führt unmittelbar zur Anforderung der  Isolation. Diese drei Eigenschaften gewährleisten die Konsistenz der Daten und Zustände des Systems auch bei System(teil)ausfällen und zwar dadurch, dass die vorgesehenen Operationen zur Bearbeitung der Daten unter allen Umständen ordentlich mit den vorgesehenen Effekten ausgeführt werden. Konsistenz in diesem Sinne ist also Konsequenz der DAI-Eigenschaften.

Realisierung Langer Transaktionen

Zur Realisierung Kurzer Transaktionen
 in BIS stehen marktgängige Lösungen zur Verfügung. Jedes Datenbankmanagementsystem bietet die Möglichkeit, viele einzelne Manipulationen an Daten in Transaktionen zusammenzufassen, die die ACID-Eigenschaften haben. Häufig werden auch sogenannte Transaktionsmonitore (TP) eingesetzt, um Transaktionen zu realisieren, die nicht nur Operationen auf Daten sondern auch an der Benutzeroberfläche und an den Programmzuständen umfassen. Das Thema „Kurze Transaktionen“, und damit Sicherung der konsistenten Funktionsweise der Geschäftsfunktionen im Mehrbenutzerbetrieb und bei System(teil)ausfällen, kann in einem BIS mit dem Einsatz dieser Werkzeuge erledigt werden.

Anders sieht es aus, wenn es um die Realisierung Langer Transaktionen, d. h. um die Realisierung von Aktivitäten aus einem Geschäftsprozess, geht. Die unkalkulierbare Länge dieser Art von Transaktionen macht den Einsatz von Datenbank- oder TP-Transaktionen unmöglich. Denn diese Mechanismen sind (1) auf kurze Zeitdauern für die Durchführung von Transaktionen optimiert. Und (2) setzen sie alle voraus, dass der Effekt jeder Transaktion nicht erst durch Benutzerinteraktionen festgelegt wird, sondern sich schon a priori aus den Einzelschritten der Transaktion ergibt. Das ermöglicht es den Systemen für kurze Transaktionen, fehlgeschlagene Transaktionen mehrmals zu verwerfen und erneut zu probieren. Das ist bei langen Transaktionen natürlich nicht möglich, da man einem Benutzer nicht zumuten kann, seine Eingaben, die er im Rahmen einer Aktivität gemacht hat, mehrmals zu wiederholen.

Zur Durchführung transaktionsgesicherter Aktivitäten gibt es derzeit keine Standardsoftware. Wie wir oben dargestellt haben, ist das aber zur Unterstützung von Geschäftsprozessen nötig. Das bedeutet, dass zur Herstellung eines modernen BIS die Realisierung Langer Transaktionen Voraussetzung ist. Wie eine solche Realisierung aussieht, wollen wir in diesem Abschnitt beschreiben. Dabei werden viele erprobte Konzepte, die im Bereich der Kurzen Transaktionen schon seit langem eingesetzt werden, übertragen.
 

Wichtigste Zutat zur Realisierung Langer Transaktionen ist das Arbeiten auf privaten Kopien
 innerhalb einer Transaktion.
 Das bedeutet, dass, solange eine Lange Transaktion nicht abgeschlossen ist, kein einziges Originaldatum in einem BIS verändert wird. Die in einer Aktivität ausgelösten Geschäftsfunktionen, die natürlich selber als kurze Transaktionen ausgeführt werden, schreiben dazu in einen Datenbestand, der ausschließlich Kopien von Originaldaten enthält. Sie lesen Daten aus dem Originalbestand und, wenn es sich um Daten handelt, die sie selber schon manipuliert haben, aus dem Bestand der Kopien und zwar nur die Kopien, die sie selbst erzeugt haben, also ihre privaten Kopien. 

Die Commit-Operation kann dann dadurch realisiert werden, dass die Originale mit den Kopien der Transaktion überschrieben werden. Das Roll Back erreicht man, indem man die Kopien vernichtet. Beide Operationen werden selbst (wie die Geschäftsfunktionen) als kurze Transaktionen realisiert. Dieser Zusammenhang ist in Abbildung 21 schematisch dargestellt.

Dieser Aufbau Langer Transaktionen gewährleistet schon die Isolationseigenschaft. Das grundsätzliche Arbeiten auf Kopien führt dazu, dass (1) keine Originale durch offene Transaktionen verändert werden und (2) keine Kopien einer offenen Transaktion für eine andere Transaktion sichtbar sind. In Abbildung 22  und Abbildung 23 greifen wir die Beispiele aus Abbildung 18 bzw. Abbildung 19 auf. Es wird deutlich, dass das Arbeiten auf privaten Kopien (in den Abbildungen durch KX‘ oder KX“ gekennzeichnet) die Transaktionen T1 und T2 vollständig isoliert und dass die erwarteten Ergebnisse produziert werden.

Das dargestellte Konzept macht Lange Transaktionen auch robust gegen System(teil)ausfälle. Denn die einzelnen Geschäftsfunktionen sind als kurze Transaktionen robust und werden bei einem Systemausfall automatisch zurückgesetzt (Roll Back). Die Operationen Commit und Roll Back sind selbst kurze Transaktionen, die zurückgesetzt werden, wenn während ihrer Abarbeitung ein Teilsystemausfall auftreten sollte. In diesem Fall muss die Verwaltung für Lange Transaktionen nur bei wiederhergestellter Verfügbarkeit der Systeme die abgebrochenen Commit’s und Roll Back’s durchführen, bevor andere Transaktionen zum Zuge kommen.

Eine Architektur für ein System, dass die Abschlussoperationen Langer Transaktionen erledigt zeigt Abbildung 23. Da wir davon ausgehen, dass die Geschäftsfunktionen alle Konsistenzeigenschaften der Datenbestände sicherstellen (s.o.), können wir die Abschlussoperationen asynchron ausführen. Denn es ist sichergestellt, dass sie nicht mehr misslingen können. Der Auftraggeber braucht also kein Ergebnis. 

Alle abzuschließenden Transaktionen werden von den Klienten an diesen Dienst übergeben (Auftragsannahme) zusammen mit einer Spezifikation ob ein Commit oder ein Roll Back durchgeführt werden soll. Die Aufträge werden in eine Warteschlange eingereiht und dann von der Abarbeitungsfunktion erledigt. Ggf. kann die Abarbeitungsreihenfolge durch Prioritäten beeinflusst werden. Der Scheduler übernimmt dann die Funktion der Auswahl der nächsten Transaktion, die abgeschlossen wird. 

Die Abschlussoperationen selbst werden als kurze Transaktion realisiert, d. h. sowohl das Commit als auch das Roll Back der Langen Transaktionen wird letztlich auf ein Commit für Kurze Transaktionen reduziert. Wenn wir uns in verteilten Umgebungen befinden, wird das Commit der kurzen Transaktionen durch ein Protokoll mit zwei Phasen (2-Phase-Commit) realisiert. Aus diesem Grund benutzt die Abarbeitung im allgemeinen Fall ein 2-Phasen-Commit. Dieses Protokoll wird im nächsten Abschnitt ausführlich dargestellt.

Der Nachrichtendienst kann einen Klienten K darüber unterrichten, ob abgeschlossene Transaktionen Daten verändert haben, die von K selbst im Rahmen einer Aktivität bearbeitet werden, die noch nicht abgeschlossen ist. In diesem Fall gibt es einen Konflikt zwischen zwei Langen Transaktionen, der auf verschiedene Weise aufgelöst werden kann. Dazu gibt es mehr Details im Abschnitt Konkurrenz und Kooperation. Damit die Nachrichten sinnvoll verschickt werden können, müssen sich Klienten, die an Veränderungsmitteilungen interessiert sind, beim Nachrichtendienst registrieren. Deswegen stellt der Nachrichtendienst neben der Auftragsannahme eine zweite Schnittstelle (Ereignis-orientiert) für Klienten bereit. Wenn ein WFMS eingesetzt wird, unterrichtet der Nachrichtendienst das WFMS über die Erledigung einer Aktivität (durch das Commit der zugehörigen Langen Transaktion).

Bricht die Erledigung einer Abschlussoperation wegen eines Systemausfalls ab, so kann der Abschlussdienst diesen Abschluss erneut versuchen, wenn alle nötigen Ressourcen wieder zur Verfügung stehen. Ggf. kann der Scheduler auch andere Transaktionen, die das ausgefallene Teilsystem nicht benötigen, vorziehen. Damit der Ausfall des Abschlussdienstes nicht selbst zu erhebliche Inkonsistenzen führt, muss der Abschlussdienst seinen Zustand (insbesondere die Liste der zu bearbeitenden Transaktionen und die aktuell bearbeitete Transaktion) selber (gesichert durch kurze Transaktionen) speichern. Bei einem Neustart kann dann dort fortgefahren werden, wo die Unterbrechung auftrat.

Zwei-Phasen-Commit

Klassische BIS basieren auf einem zentralen Datenbestand, der von einem Datenbankmanagementsystem auf einem Großrechner verwaltet wird. Ausfall eines Systems bedeutet hier Totalausfall. Wiederanlauf des Systems bedeutet Neustart nach einem Totalausfall. Anders sieht die Situation aus, wenn ein BIS als verteiltes System konzipiert ist, dass mehrere Teildatenbestände mit ggf. verschiedenen Managementsystemen auf heterogenen Hardware-Plattformen verwaltet. Hier können Teilssysteme ausfallen, ohne dass das gesamte BIS lahmgelegt wird. 

Dieser Vorteil einer verteilten Architektur bedeutet für die Transaktionssicherheit erhöhten Aufwand. Denn Transaktionen müssen jetzt koordiniert über autonomen Teilsystemen durchgeführt werden. Da alle Teilsysteme selbständig sind, gibt es nicht mehr die Möglichkeit, sämtliche Transaktionsabschlüsse an einer Stelle zu zentralisieren und dort zu kontrollieren. Transaktionssicherheit muss in einer verteilten Situation durch ein koordiniertes Zusammenspiel aller beteiligten Teilsysteme erreicht werden.

Dafür ist ein Protokoll entwickelt worden, das als Zwei-Phasen-Commit (2PC) bekannt ist. Viele Datenbanken und Transaktionsmonitore beherrschen dieses Protokoll. Wir stellen es hier detailliert vor, obwohl es marktgängige Lösungen gibt. Denn häufig sind in einem BIS so viele heterogene Teilsysteme im Einsatz, dass kein 2PC über alle diese Plattformen verfügbar ist. Soll dann trotzdem Transaktionssicherheit geschaffen werden, muss ein 2PC für diesen speziellen Fall entwickelt werden. Diese Situation kann z. B. auftreten, wenn Lange Transaktionen, die oben dargestellt wurden, auf der Basis eines existierenden BIS realisiert werden sollen.

Das Protokoll ist in Abbildung 25 schematisch dargestellt. Der Einfachheit halber haben wir uns hier auf den Fall beschränkt, dass zwei autonome Teildatenbestände in einem übergreifenden Commit aktualisiert werden sollen. Das Protokoll arbeitet bei mehr als zwei Teilen analog. Das Commit wird von einem Transaktionskoordinator durchgeführt, der das Zusammenspiel der unabhängigen Teilsysteme überwacht. Es ist in zwei Phasen gegliedert. 

In der ersten Phase veranlasst der Koordinator, dass alle beteiligten Teilsysteme ihre erste Phase des Abschlusses durchführen. In dieser Phase prüfen alle Teilsysteme, ob ein Abschluss der Transaktion zu einem konsistenten Datenbestand führt. Ist das der Fall, geben sie dem Koordinator positive Rückmeldung ansonsten negative. Mit einer positiven Rückmeldung garantieren alle Teilsysteme, die Transaktion ohne Problem durchführen zu können. 

Der Koordinator wartet auf die Rückmeldungen. Sind alle positiv, stößt er die Durchführung der zweiten Phase bei allen Teilsystemen an. Ist eine Rückmeldung negativ, wird ein Roll Back bei allen Teilsystemen veranlasst. In der zweiten Phase führen alle Teilsysteme das eigentliche Commit für ihren Teildatenbestand durch. Dass das problemlos geht, haben sie dem Koordinator in der ersten Phase durch ihre positive Rückmeldung „versprochen“. Aus diesem Grund braucht diese Phase nicht mehr vom Koordinator überwacht werden.

Dieses Protokoll ist sicher auch bei Teilausfällen von Systemen. Wir betrachten systematisch alle Ausfallmöglichkeiten:

1. Ausfall eines Teilssystems in der ersten Phase. Das bedeutet, dass keine Rückmeldung an den Koordinator ergeht. Das stellt der Koordinator durch einen Timeout
 fest und wertet es als negative Rückmeldung. Der entsprechende Roll Back wird veranlasst. Bei einem Neustart des Teilssystems erkundigt sich dieses als erstes beim Transaktionskoordinator über den Stand der Transaktionsabschlüsse. Es führt dann den Roll Back auch für seinen Teildatenbestand durch.

2. Ausfall eines Teilsystems nach Rückmeldung. Das Teilsystem erfährt hier nicht, was in der zweiten Phase zu tun ist. Bei einem Neustart fragt es deswegen zuerst den Koordinator nach der zweiten Phase dieser bei ihm noch nicht abgeschlossenen Transaktionen. Es führt dann die zweite Phase nachträglich aus. Ein Commit muss gelingen, da in diesem Fall das Teilsystem vor dem Ausfall eine positive Rückmeldung an den Koordinator gegeben hat.

3. Ausfall eines Teilsystems in der zweiten Phase. Dieser Fall entspricht der Situation eines Systemausfalls in einer nicht verteilten Architektur. Das Teilsystem holt bei einem Neustart als erste Aktion die unterbrochene zweite Phase nach.

4. Ausfall des Koordinators vor dem Erhalt sämtlicher Rückmeldungen. Diesen Fall bemerken die anderen Teilsysteme durch einen Timeout nach ihrer Rückmeldung. Sie vergessen in diesem Fall ihre erste Phase. Bei einem Neustart des Koordinators beginnt er mit der ersten Phase der unterbrochen Transaktion erneut.

5. Ausfall des Koordinators nach der Veranlassung der zweiten Phase. Die Teilsysteme agieren in der zweiten Phase unabhängig vom Koordinator. Probleme treten also nur auf, wenn gleichzeitig ein Teilsystem ausfällt und bei seinem Neustart keine Antwort vom Koordinator erhält. Dann wird auf den Koordinator gewartet.

Aus dem Verhalten bei Ausfällen wird deutlich, dass der Koordinator das Nadelöhr in diesem Protokoll ist. Dieser Dienst sollte deswegen in einem BIS hochverfügbar und ausfallsicher gestaltet sein. 

Ein 2PC ist sehr aufwendig und nicht sehr schnell. Es wird deswegen nur selten zur Absicherung von Geschäftsfunktionen eingesetzt. Besser ist ein BIS-Entwurf, der alle Geschäftsfunktionen mit einfachen Transaktionen auf einem Teildatenbestand realisiert. Das Zusammenführen der Geschäftsfunktionen in eine Transaktion kann dann durch ein Commit einer Langen Transaktion erfolgen. Dieses Commit kann, wie wir es oben dargestellt haben, asynchron abgewickelt werden, so dass der zeitliche Aufwand nicht die Mitarbeiter bei ihrer Arbeit stört.

Konkurrenz und Kooperation

Im Abschnitt „Realisierung Langer Transaktionen“ haben wir ein Konzept vorgestellt, wie die Aktivitäten der Mitarbeiter eines Unternehmens als Lange Transaktionen verwaltet und sicher abgeschlossen werden können. Die Basis dabei war das Arbeiten auf privaten Kopien. Wir haben gezeigt, dass dadurch alle Transaktionen voneinander isoliert werden. Aber ein Problem, das wir im Abschnitt „ACID Eigenschaften“ angesprochen haben, hat noch keine Lösung, nämlich das Problem verloren gegangener Aktualisierungen. Abbildung 26 zeigt die Situation aus Abbildung 17, wenn wir mit Kopien arbeiten. Wie wir sehen, gehen nach wie vor Aktualisierungen verloren. Die Transaktionen verhalten sich anders, als sie es bei konsequenter Hintereinanderausführung täten. 

Die Lösung für das Problem, einfach keine nebenläufige Transaktionsverarbeitung zuzulassen, ist im Rahmen Langer Transaktionen natürlich nicht akzeptabel. Denn die Konsequenz wäre, dass nur ein Mitarbeiter an einer Aktivität gleichzeitig arbeiten kann und alle anderen darauf warten müssten.

Systeme zur Verwaltung Kurzer Transaktionen gehen mit solchen Situationen wie folgt um: Beim Abschluss einer Transaktion werden alle Konflikte zu anderen offenen Transaktionen entdeckt. Ein Konflikt existiert, wenn zwei Transaktionen dasselbe Datenelement manipuliert haben. Offene Transaktionen mit einem Konflikt zu der abzuschließenden Transaktion werden zurückgesetzt und solange erneut probiert, bis auch sie abgeschlossen werden können. 

Dieses Verfahren kann nicht ohne weiteres auf Lange Transaktionen übertragen werden. Denn hier hängen die Effekte von Transaktionen von Benutzereingaben ab. Diese Eingaben können nicht einfach wiederholt werden, weil nicht klar ist, ob der Benutzer auf der Basis der geänderten Daten
 dieselben Eingaben gemacht hätte. Wir benötigen also explizite Verfahren zur Koordination der Mitarbeiter in Konkurrenzsituationen.

Optimistische Sperrverfahren

Die einfachste Möglichkeit, mit den oben beschriebenen Konflikten im Rahmen Langer Transaktionen umzugehen, sind optimistische Sperren. Das Verfahren läuft so, wie das der Kurzen Transaktionen (s.o.), nur dass die zurückgesetzte Transaktion nicht erneut versucht wird. Der „zurückgesetzte Mitarbeiter“ (besser der Mitarbeiter mit der zurückgesetzten Aktivität) hat eben Pech gehabt oder nicht schnell genug gearbeitet. Er muss mit der Arbeit von Vorne anfangen und versuchen, diesmal „zu gewinnen“.

Natürlich kann es immer wieder passieren, dass dieselbe Aktivität durch das Commit anderer Aktivitäten zurückgesetzt wird und so nie fertig wird. Dieses Problem nennt man (sehr bildlich) Starvation Problem. Zur Vermeidung fehlender Aktualisierungen bzw. zur Herstellung der Atomarität der Transaktionen nimmt dieses Verfahren also Starvation in Kauf.

Obwohl das Verfahren sehr einfach ist, muss als Voraussetzung eine Konflikterkennung explizit implementiert werden. Denn sonst ist es unmöglich, Situationen fehlender Aktualisierungen zu prognostizieren.  Die Erkennung von Konflikten basiert auf Zeitstempeln, die für jedes Datum im Originaldatenbestand angeben, wann dieses Datum zuletzt geändert wurde. Wird im Rahmen einer Transaktion eine Kopie des Datum angefertigt, wird der Zeitstempel der Kopie mit dem Wert des Originals gleichgesetzt. Änderungen auf der Kopie ändern dann den Zeitstempel nicht mehr. Soll die Transaktion abgeschlossen werden (Commit), wird geprüft, ob der Zeitstempel der Kopie immer noch mit dem des Originals übereinstimmt. Ist das bei allen Daten der Fall wird die Transaktion abgeschlossen und die Zeitstempel der aktualisierten Daten ebenfalls mit dem aktuellen Datum aktualisiert. Stimmen die Zeitstempel bei einem Datum nicht, ist ein Konflikt erkannt (eine andere Transaktion hat in der Zwischenzeit das Datenelement manipuliert) und die Transaktion wird zurückgesetzt.

Dieses Verfahren führt bei Langen Transaktionen zu einer sehr späten Konflikterkennung, nämlich erst zum Zeitpunkt, an dem die „zweite“ am Konflikt beteiligte Transaktion ihr Commit macht. Das ist bei Langen Transaktionen ungünstig. Bessere Varianten der optimistischen Sperre werden weiter unten diskutiert.

Optimistische Sperren sind, wie der Name schon sagt, optimistisch, dass es keine Konflikte geben wird. Denn in diesem Fall geht alles glatt, und der „Overhead“
 zur Konflikterkennung hält sich in Grenzen. Sind in einem Unternehmen alle Vorgänge klar voneinander abgegrenzt, sind optimistische Sperren richtig. Eine klare Abgrenzung hat man z.B., wenn jeder Kunde des Unternehmens durch einen Sachbearbeiter des Unternehmens betreut wird. Dann besteht eine sehr geringe Chance, dass es Konflikte an den Kundendaten gibt. Weitere Beispiele einer klaren Abgrenzung sind: regional abgegrenzte Vertriebsbeauftragte, Verträge mit eindeutig zuständigen Sachbearbeitern, Buchhalter mit einer klaren Zuordnung von Konten etc.

Aus den Beispielen wird deutlich, dass Konflikte in modernen Workflow-getriebenen Systemen sehr viel wahrscheinlicher sind. Denn in diesen Systemen wird gerade die feste Zuordnung Kunde/Sachbearbeiter oder Vertrag/Sachbearbeiter aufgehoben. Es besteht z. B. eine nicht zu vernachlässigende Wahrscheinlichkeit, dass ein Sachbearbeiter gerade eine schriftliche Beschwerde eines Kunden bearbeitet, während ein anderer Sachbearbeiter die telefonische Nachfrage des Kunden nach dem Bearbeitungsstand behandelt. Für diese Situationen ist es vorteilhaft, Konflikte früher als im rein optimistischen Fall zu erkennen.

Pessimistische Sperrverfahren

Pessimistische Sperren reservieren bestimmte Daten für genau eine Transaktion. Es wird dabei unterbunden, dass andere Transaktionen für reservierte Daten Kopien erstellen und später in ihrem Commit diese Daten verändern können. Die Sperren werden erst im Commit wieder freigegeben und die reservierten Daten wieder für andere Transaktionen zugänglich.

Pessimistische Sperren heißen so, weil sie annehmen, dass alles das, was schief gehen kann, auch schief geht.
 Das heißt sie gehen davon aus, dass wenn Konflikte auftreten können, sie auch auftreten werden. Aus diesem Grund verhindern sie a priori, dass sie auftreten, dass zwei Aktivitäten gleichzeitig Änderungen an denselben Daten machen.

Pessimistische Sperren können durch Sperrfelder an allen Daten im BIS realisiert werden. Hier können Vermerke angebracht werden, die eindeutig die Transaktion identifizieren, für die die Daten gesperrt sind (z. B. durch eine eindeutige Nummer der sperrenden Transaktion). Häufig unterscheidet man Lese- und Schreibsperren. Erstere verbieten den Zugriff auf die Daten für alle anderen Transaktionen total. (Das Lesen durch andere Transaktionen ist gesperrt.) Letztere erlauben anderen Transaktionen die Daten zu lesen aber nicht zu verändern. (Das Schreiben bzw. Verändern durch andere Transaktionen ist gesperrt.)

Pessimistische Sperrverfahren sind immer dann eine gute Wahl, wenn Konflikte sehr zahlreich auftreten. In diesen Szenarien sind sie den optimistischen Sperren überlegen. So kann z. B. in einen Workflow-getriebenen System jeder Sachbearbeiter erkennen, dass andere Sachbearbeiter die Daten gleichzeitig bearbeiten. Bei Schreibsperren bleibt er auskunftsfähig (durch lesenden Zugriff auf die Daten), behindert aber nicht durch eigene Eingriffe (durch schreibenden Zugriff auf die Daten) längere Aktivitäten. Verweisen Sperren auf die Aktivität, für die gesperrt ist, und damit auch auf den sperrenden Mitarbeiter, bieten sie auch eine einfache Möglichkeit, Konflikte zu vermeiden. Dabei werden alle Aktivitäten, die gesperrte Daten betreffen, dem sperrenden Mitarbeiter zugewiesen (solange er den richtigen Akteur hat).

Obwohl pessimistische Sperren versuchen, nichts mehr schief gehen zu lassen, sind sie in bestimmten Situationen, sogenannten Deadlock-Situationen, selbst sehr problembeladen. Ein Deadlock entsteht, wenn zwei Aktivitäten A1 und A2 zwei Datenbereiche D1 und D2 bearbeiten wollen, A1 zunächst D1 sperrt und A2 zunächst D2. In dieser Situation kann weder A1 noch A2 beendet werden, da sie gegenseitig auf das Entfernen der Sperren warten. Die beiden Aktivitäten haben sich verklemmt oder befinden sich in einem Deadlock. 

Solche Deadlocks können im Rahmen kurzer Transaktionen erkannt und durch zurücksetzen automatisch aufgelöst werden. Das geht bei Langen Transaktionen nicht so einfach, da nur der Benutzer weiß, welche Daten er noch bearbeiten muss. Eine Deadlock-Erkennung ist möglich, wenn jeder Benutzer jedes Interesse an Daten (auch an gesperrten), das er in irgendeiner Aktivität hat, dem System mitteilt. Dann können gegenseitige Abhängigkeiten entdeckt und die betroffenen Benutzer darauf hingewiesen werden. Unten stellen wir ein Verfahren vor, dass sogar die automatische Beseitigung der Sperren so vornimmt, dass es keine Deadlock oder Starvation Probleme gibt.

Das Beste von Beidem

Die beiden bisher dargestellten Mechanismen zur Koordination von Mitarbeitern haben ihre Stärken, weisen aber auch erhebliche Schwächen auf. Das Starvation Problem im Falle optimistischer Sperren und das Deadlock Problem im Falle pessimistischer Sperren kann zu ernsten Behinderungen der Abläufe im Unternehmen führen. 

Ein grundsätzlich optimistisches System mit einer sehr frühzeitigen Erkennung von Konflikten und einer sehr frühzeitigen Unterrichtung der betroffenen Mitarbeiter kann die Stärken beider Verfahren vereinen und die Schwächen abmildern. Ein grundsätzlich pessimistisches System mit einer Deadlock-Erkennung und –Beseitigung beseitigt beide Probleme. Beide Verfahren stellen wir hier vor:

Das erste Verfahren sieht so aus: Grundsätzlich wird nach dem optimistischen Verfahren vorgegangen. Eine Transaktion T kann jedes Datum D zu jeder Zeit in Bearbeitung nehmen. Das Datum D wird dann mit einem Vermerk versehen, dass T es in Bearbeitung hat. So baut sich bei den Daten, die aktuell bearbeitet werden, eine Liste von Transaktionen auf, die im Falle ihres Commits das Datum verändern würden. Über diese Liste kann jede Transaktion, die das Datum als Kopie hält, von allen Ereignissen unterrichtet werden, die das Datum betreffen.
 Dazu gehören:

1. Eine weitere Transaktion hat das Datum in Bearbeitung genommen.

2. Eine Transaktion hat ihre Kopie aktualisiert.

3. Eine Transaktion hat ihr Interesse an dem Datum durch ein Roll Back verloren.

4. Eine Transaktion hat ihre Kopie durch ein Commit verbindlich gemacht.

In den Fällen 2 und 4 kann der geänderte Zustand des Datums als Information mitgeliefert werden und die Transaktionen können entscheiden, wie sie mit dem neuen Zustand umgehen: übernehmen oder durch eigenen Zustand beim eigenen Commit überschreiben.

Dieser Mechanismus kann durch reine Interessenvermerke ergänzt werden. Dadurch kann eine Transaktion ihr Interesse an Änderungen von Daten anmelden, ohne diese Daten selbst in Bearbeitung zu nehmen. Diese Art von Vermerken macht dann Sinn, wenn die Erledigung einer Aktivität voraussetzt, dass sich bestimmte Informationen im BIS bis zum Abschluss der Aktivität nicht geändert haben. 

Diese Art von Koordinationsmechanismus hat kein Deadlock Problem. Und das Starvation Problem ist durch die rechtzeitige Unterrichtung der ggf. „Verhungernden“ soweit abgemildert, dass damit auch Aktivitäten bearbeitet werden können, die länger dauern. 

Das zweite Verfahren arbeitet auf der Basis eines grundsätzlich pessimistischen Verfahrens. Zur Beseitigung der Deadlocks sind zusätzliche Vermerke nötig, die an gesperrten Daten das Interesse anderer Transaktionen anmelden. Stellt der Sperrenverwalter einen Deadlock in der Menge der Sperren und Interessen fest, kann er die Sperren so umsetzen, dass der Deadlock möglichst fair aufgehoben wird, z. B. dadurch dass für die Aktivität, die die älteste Sperre besitzt, alle Daten, an denen sie interessiert ist, gesperrt werden und die anderen Sperren in Interessenvermerke geändert werden. Natürlich ist auch hier ein möglichst zeitnahe Unterrichtung der betroffenen Mitarbeiter nötig, insbesondere dann, wenn die Transaktion, die eine Sperre entzogen hat, beendet ist.

Auch bei dieser Lösung existiert kein Deadlock Problem. Verhungern kann auch niemand mehr, dem es gelingt, irgendwann einmal ein Datum für sich zu sperren.

Revisionssicherheit und Zeitreihen

Schon bei der Abwicklung von Transaktionen spielten Kopien der zu verändernden Datenelemente eine entscheidende Rolle. Um das „Roll Back“ jederzeit realisieren zu können, mussten die Originaldaten zunächst durch speziell für die Transaktion angefertigte Kopien gegen Änderungen abgeschirmt werden. Erst zum Zeitpunkt des „Commit“ wurden die Originaldaten durch die Kopien ersetzt.
 Es gibt einen weiteren Grund mit Kopien zu arbeiten, nämlich die Revisionssicherheit, die wir in diesem Kapitel besprechen.

Der Begriff „Revision“ stammt vom lateinischen revidere ( „wieder hinsehen“ und mittellateinischen revisio ( „prüfende Wiederdurchsicht“ und hat die aktuelle Bedeutung „(nochmalige) Durchsicht, Prüfung, Überprüfung“
. Im Rahmen einer betrieblichen Revision sollen also zurückliegende Vorgänge im Betrieb geprüft werden. Es geht darum zu prüfen, wer wann welchen Vorgang mit welcher Veranlassung und mit welchem Ergebnis durchgeführt hat.
 Dazu ist es erforderlich, dass die Vorgänge so dokumentiert werden, dass sie zu jedem späteren Zeitpunkt vollständig nachvollzogen werden können.

Je mehr die Datenverarbeitung die Abläufe und Aktivitäten in den Unternehmen durchdringt, um so mehr Bedeutung gewinnt innerhalb einer Revision die Frage, welche Informationen zur Verfügung standen, als zurückliegende Vorgänge abgewickelt wurden. Denn, ob bestimmte Daten zum Zeitpunkt des Vorgangs bekannt waren oder nicht, kann einen ganz wesentlichen Einfluss auf den Vorgang und seine Ergebnisse ausgeübt haben, und kann einen ganz entscheidenden Einfluss auf die Beurteilung haben, ob der Vorgang nach den (damals) geltenden Geschäftsregeln abgewickelt wurde oder nicht. Im Zusammenhang mit einem BIS müssen wir also die oben angegebene Definition für Revision ergänzen: 

Innerhalb einer Revision geht es darum zu ermitteln,  wer wann welchen Vorgang mit welcher Veranlassung, mit welchem Ergebnis und auf der Grundlage welcher Daten durchgeführt hat. 

Soll ein BIS jederzeit eine vollständige Revision ermöglichen, hat das erhebliche Konsequenzen für die zu realisierende Datenhaltung. Denn Löschungen oder Aktualisierungen von Daten führen zum Verlust des Datenzustands vor der Löschung bzw. Aktualisierung. Die datentechnische Grundlage für die Vorgänge vor der Löschung bzw. Aktualisierung kann dann nicht mehr rekonstruiert werden. Die Datenhaltung ist also nicht revisionssicher. Wie Revisionssicherheit in der Datenverarbeitung hergestellt werden kann, diskutieren in den folgenden Abschnitten. Wir werden dabei sehen, dass das Arbeiten mit Kopien wieder der entscheidende Mechanismus ist; und hier werden nicht nur temporäre Kopien bis zum „Commit“ oder „Roll Back“ nötig, sondern permanente Kopien, die auch im Falle des „Commit“ ihre Grundlage, nämlich die vorher verfügbaren Originale, nicht zerstören.

Revisionssicherheit der Datenverarbeitung

Wie wir bereits oben gesehen haben, verbietet eine revisionssichere Datenhaltung jede Anwendung von Lösch- und Aktualisierungsoperationen. Den aus der fachlichen Definition von Revisionssicherheit (s.o.) folgt für eine revisionssichere Datenhaltung:

Der Zustand eines beliebigen Datums im Unternehmen zu einem beliebigen Zeitpunkt in der Vergangenheit muss sich jederzeit rekonstruieren lassen. 

Es ist klar, dass Löschungen und Aktualisierungen gegen diese Anforderung verstoßen. Zur revisionssicheren Datenverarbeitung benötigen wir demnach einen Mechanismus, der Löschungen und Aktualisierungen ausschließlich durch das Einfügen von weiteren Datensätzen bewerkstelligt. Diesen Mechanismus beschreiben wir in diesem Abschnitt.

Nehmen wir zunächst ein Beispiel, einen Kundendatensatz, sagen wir zum Kunden Meyer. Nehmen wir weiter an, dass sich die Daten zu Meyer wie folgt geändert haben:

1. Aufgenommen am 1. 6. 1980

2. Anschriftänderung am 3. 4. 1982

3. Postleitztahlumstellung am 5. 6. 1989

4. Änderung des Familienstands am 7. 8. 1993

5. Aus der Kundendatei entfernt am 10. 10. 1999

Das bedeutet, dass wir insgesamt 5 verschiedene Versionen des Datensatzes bereithalten müssen, um der Anforderung der Revissionssicherheit zu genügen:

Version 1:
Initialer Datensatz für die Daten, die am 1.6.1980 aufgenommen wurden.

Version 2:
Neuer geänderter Datensatz ab dem 3. 4. 1982, der bis auf die Anschrift mit Version 1 übereinstimmt.

Version 3:
Neuer geänderter Datensatz ab dem 5. 6. 1989, der bis auf die Postleitzahl mit Version 2 übereinstimmt.

Version 4:
Neuer geänderter Datensatz ab dem 7. 8. 1993, der bis auf die Daten zum Familienstand mit Version 2 übereinstimmt.

Version 5:
Terminaler Datensatz ab dem 10. 10. 1999 mit leerem Inhalt.

Mit diesen fünf Versionen sind wir in der Lage jeden Zustand der Daten zu unserem Kunden Meyer zu jedem Zeitpunkt in der Vergangenheit zu rekonstruieren. Wollen wir zum Beispiel wissen, wie die Daten am 1. 12. 1989 ausgesehen haben, müssen wir Version 3 anschauen, den Zustand am 1. 1. 1994 kann Version 4 wahrheitsgemäß wiedergeben, die Nachfrage nach dem Zustand am 1. 1. 2000 beantwortet Version 5, und die Anfrage, welche Daten zu Meyer am 1. 1. 1977 bekannt waren, liefert eine leere Datenmenge.

Das allgemeine Verfahren zur revisionssicheren Datenhaltung für ein beliebiges Datenelement sieht so aus:

1. Das Datenelement wird in Versionen verwaltet. Das bedeutet, dass ein Datenelement aus einer Reihe von (Versions-)Datensätzen mit denselben inhaltlichen Bestandteilen wie das Element selbst besteht.

2. Jede Version erhält neben ihren inhaltlichen Bestandteilen zwei zusätzliche Daten für die Versionsverwaltung:

(a) Ein Datum
, wann sie in das System eingegeben wurde, das sogenannte „bearbeitet am Datum“ oder kurz BA.

(b) Ein Kennzeichen zum Lebenszyklus des versionierten Datenelements. Dieses Kennzeichen gibt an, welche Rolle die Version in der Reihe der Versionen spielt. Wir unterscheiden mindestens
 drei Kennzeichen „I“ für initialer Datensatz, „C“ für geänderter Datensatz
 und „T“ für terminaler Datensatz.

3. Jede Anwendung einer Geschäftsfunktion, die Bestandteile des Elements ändert, führt zu einer neuen Version des Elements, die in die Reihe der Versionen neu aufgenommen wird. Das BA der Version wird dabei auf das aktuelle Maschinendatum gesetzt. Die Art der Veränderung (i. e. Erzeugen, Ändern oder Löschen) wird durch das entsprechende Lebenszykluskennzeichen („I“, „C“ oder „T“) in der neuen Version vermerkt. Eine terminale Version zur Realisierung des Löschens erhält dabei leere oder undefinierte Einträge für sämtliche Bestandteile des Elements.

4. Änderungen an bereits „gelöschten“ Datenelementen, das heisst an solchen Datenelementen die bereits eine terminale Version besitzen, werden zurückgewiesen.

5. Der Zugriff auf den Zustand des Datenelements zu einem Zeitpunkt t wird so realisiert:

(a) Es wird die Menge V(t) aller Versionen ermittelt mit einem BA vor t.

(b) Die richtige Zustand ist die Version in V(t) mit dem größten BA, wenn V(t) nicht leer ist; ansonsten wird eine leere Datenmenge geliefert.

(c) Es ist darauf zu achten, dass der Zugriff auf ein Datenelement vor der initialen Version nicht zu unterscheiden ist von einem Zugriff auf ein Datenelement, für das nicht einmal eine erste Version existiert. Denn sonst liefert der rückwirkende Zugriff zum Zeitpunkt t andere Informationen
 als der Zugriff es zum Zeitpunkt t getan hätte.

Jedes Datenelement, das so versioniert wird, ist vollständig revisionssicher. Kein Datum, das je im Unternehmen bekannt geworden ist, geht verloren. Und durch die maschinelle Sortierung mit den BA’s wird gleichzeitig jeder Änderungszeitpunkt dokumentiert. Auch die „virtuelle“ Löschung kann mit dem Verfahren realisiert werden: Jeder Sachbearbeiter, dem es ausschließlich erlaubt ist, mit den aktuellen Elementen zu arbeiten, kann die gelöschten Datenelemente nicht mehr sehen.

Allerdings ist diese Löschung keine reale Löschung, denn die Daten sind nach wie vor im BIS vorhanden und prinzipiell zugreifbar, z. B. im Rahmen einer Revision. Insofern kann sich dieses Verfahren im Widerspruch zu geltenden oder zukünftigen Datenschutzverordnungen befinden, die die wirkliche, physische Vernichtung von Datenelementen fordern, wenn die rechtlichen Voraussetzungen dafür vorhanden sind. Unterliegt ein BIS solchen Bestimmungen, muss auf jeden Fall den rechtlichen Vorschriften genüge getan werden, und es muss ggf. ein Datenelement mitsamt all seiner Versionen gelöscht werden. Revisionssicherheit ist dann natürlich nicht mehr gegeben.
 Ohne solche rechtliche Rechtfertigung ist aber der Verzicht auf eine revisionssichere Datenverwaltung in jedem Fall eine wesentliche Unterlassung der für die Datenverarbeitung Verantwortlichen.

Objekte, Zustände und Zeitreihen

Die oben dargestellte revisionssichere Datenhaltung sorgt dafür, dass für Daten, die sich im Lauf der Zeit ändern, entsprechende Reihen von Versionen entstehen, die die Änderungen im BIS wiederspiegeln. Und es gibt in der Realität nur ganz wenige Dinge, die sich nicht ändern. Außer den mathematischen Konstanten, wie etwa ( oder e, findet man da nicht viel:

Alle Dinge der Realität mit Prozesscharakter sind natürlich Änderungen unterworfen. Beispiele sind die aktuellen Wetterdaten, die momentanen Bewegungsdaten für ein Auto, wie Geschwindigkeit, Drehzahl des Motors, momentaner Kraftstoffverbrauch etc., die Signalkonfiguration eines Bahnhofs, die Daten auf einem Buchhaltungskonto, die Informationen über die aktuellen Mitarbeiter eines Unternehmens etc.

Aber auch alle Objekte, denen wir nicht unbedingt sofort den Charakter eines Prozesses oder Prozesszustands zugestehen, ändern sich. Z. B. Personen durch Namenswechsel (Heirat), Autos durch Verlegung in einen anderen Zulassungsbezirk (Kennzeichenwechsel) oder durch Austausch des Motors, Verträge durch jährliche Anpassungen, Rechnungen durch Reklamation und Korrektur, Anschriften durch Postleitzahländerungen oder Straßenumbenennungen, ja selbst Berge ändern ihre Höhe (durch Erosion oder vulkanische Aktivität).

Und auch auf der Ebene der Daten gibt es kaum Konstantes. Hier ändern sich, zugegeben in sehr großen Abständen, zumindest die Formate. Beispiele sind die Postleitzahlumstellungen, z. B. die letzte in Deutschland von 4 numerischen Stellen ohne führende 0 auf 5 numerische Stellen mit führender 0, die anstehende Umstellung der Internet-Adressen oder die Veränderung der Einheiten bei Beträgen, z. B. die Umstellung auf das metrische System in England oder der Währungen in Europa auf den Euro.

Aus diesem Grund bietet es sich an, überall dort, wo Revisionssicherheit gefordert wird, sämtliche Datenelemente, von Prozessen (als Reihe von Objektzuständen) über Objekte (als Reihe von Wertzuständen) bis zu den Daten (als Reihe von Formatzuständen), in Versionen zu verwalten.

Objekte als versionierte Zeitreihen

Erkennt man den Änderungscharakter fast aller realen Dinge vollständig an, wird allerdings die Darstellung der Zeitreihen
 dieser Objekte nicht nur eine Aufgabe der Datenhaltung sondern der richtigen Modellierung selbst. Das bedeutet, dass schon die Objekte selbst den Charakter einer Zeitreihe haben und wir im Rahmen der revisionssicheren Datenhaltung diese Zeitreihe in Versionen fortschreiben. Das heißt, dass das modellierte Datenelement zu jedem Zeitpunkt im BIS selbst eine Zeitreihe ist, die vollständig (in allen einzelnen Zuständen) mit Hilfe neuer Versionen geändert werden kann. Ist ein solcher Mechanismus im BIS implementiert, kann man auch nicht aktuelle Zustände eines Objekts revisionssicher verändern. Wozu ist das nötig? 

· Für alle rückwirkenden Änderungen! Das kann z.B. die Beseitigung von Fehlern in Orthographie und Interpunktion sein, die rückwirkende Korrektur inhaltlicher Fehleingaben oder die rückwirkende Eingabe neuer Werte für ein Objekt. So kann es z. B. nötig werden, die Anschrift eines Kunden rückwirkend zu ändern, wenn seine Änderungsmitteilung in der Sachbearbeitung wegen eines Arbeitsrückstands 4 Wochen braucht, bis sie ins System eingegeben wird. In diesen 4 Wochen könnte z. B. bereits eine Postleitzahlumstellung oder ein anderer Prozess im BIS eine neue Version des Kundendatensatzes angefertigt haben. Dann reicht es nicht aus, die aktuelle Version zu ändern, um den aktuellen Informationsstand in das System einzugeben und später wieder verfügbar zu haben. 

·  Für alle zukünftigen Änderungen! Teilt z. B. ein Kunde mit, dass er in vier Wochen an einer neuen Adresse wohnen wird, ist eine Änderung der Adresse zum heutigen Datum inhaltlich falsch. Sind die Kundendaten keine eigenständigen Zeitreihen, muss man zur richtigen Verarbeitung der neu erhaltenen Information genau das Änderungsdatum abwarten und die Änderungen dann eingeben. Bis dahin verliert man aber die Information, dass der Kunde umziehen wird. Besser ist, man ist schon heute in der Lage, die zukünftig gültige Version in die Zeitreihe der entsprechenden Kundendaten einzufügen. Z. B. läuft dann die Post bis zu dem Umzugsdatum zur alten Adresse und danach an die neue und zwar ohne weiteres Dazutun.

Das BA-Datum (s.o.) reicht für diese Form der Datenbearbeitung allein nicht aus. Wir erhalten zwar eine Zeitreihe für jedes versionierte Element, können aber nur die letzte Version ändern, indem wir eine neue Version hinzufügen. Damit sind Änderungen immer nur an der aktuellen Version möglich. Zukünftige und rückwirkende Änderungen sind ausgeschlossen. In dem bisherigen Modell stimmen die inhaltliche „Geschichte“ des Datenelements und die Bearbeitungsgeschichte, wie sie über die Zeitreihe der Versionen gegeben ist, immer eins zu eins überein.

Rückwirkende und zukünftige Änderungen erfordern die Trennung der inhaltlichen „Historie“ eines Elements von der Bearbeitungshistorie. Die einfachste Form, diese Trennung herbeizuführen, ist für jedes Datenelement, das als Zeitreihe modelliert und im BIS verwaltet werden soll, neben dem BA-Datum zwei weitere explizite Datumsangaben für jede Version zu ergänzen, nämlich „gültig von (GV)“ und „gültig bis (GB)“.  Diese Daten geben für jede Version an, in welchem (inhaltlichen) Zeitraum des Elements die Daten gültig sein sollen.

Verfügt man über diese weiteren Angaben, kann man für jeden Zeitpunkt t0 problemlos ermitteln, welcher Zustand zum Zeitpunkt t1 eines Datenelements im System zum Zeitpunkt t0 gültig war:

1. Man ermittelt zunächst die Menge V(BA=t0, GA=t1)
 sämtlicher Versionen v mit der Eigenschaft GVv ( t1 ( GBv und BAv ( t0.

2. Die richtige Version in V(BA=t0, GA=t1) ist die mit dem größten BA. Denn diese Version spiegelt die letzte Änderung vor t0 wieder, die sich auch für den inhaltlichen Zeitpunkt t1 auswirkt.

Lassen wir t1 vom Ursprung (-∞) bis zum Ende (∞) der Zeit laufen, erhalten wir eine lückenlose Zeitreihe des Datenelements. Diese Zeitreihe bezeichnen wir mit Z(BA = t0) = {z| z = V(BA=t0, GA=t1) mit  -∞ (  t1 (  ∞}.
 Gibt es nur endlich viele verschiedene Versionen zu einem Datenelement, kann es auch nur endlich viele Zustände in jeder Zeitreihe geben. Das bedeutet, dass sich jede Zeitreihe endlich repräsentieren lässt und zwar als eine Menge von Zuständen mit Anfangs- und Ende-Daten, die beschreiben, von wann bis wann dieser Zustand in dieser Zeitreihe gültig ist.

Abbildung 27 zeigt ein Beispiel für ein Datenelement, für das insgesamt 7 verschiedene Versionen zu unterschiedliche Bearbeitungszeitpunkten (vertikale Achse des Koordinatensystems) ins System eingegeben wurden. Die Gültigkeit (GV bis GB) entspricht der Ausdehnung der einzelnen Zuständen entlang der horizontalen Achse des Koordinatensystems. Die erste Version ist z.B. am 1.1.1990 ins System gelangt mit einer Gültigkeit von 1. 1. 1990 bis 1. 1. 2002. Die letzte Version stammt aus dem Jahr 2000 mit einer Gültigkeit von 1. 1. 2002 bis 1. 1. 2005. Versionen mit nach rechts zeigenden Pfeilspitzen haben unbegrenzte Gültigkeit, i. e. GB=∞. Auf den gestrichelten Linien sind die Zeitreihen des Elements dargestellt, wie sie sich am 1. 1. 1995 und heute dargestellt haben bzw. darstellen. Wir sehen dabei, dass einige Versionen sich heute gar nicht mehr auswirken, z.B. die Versionen von 1992 und 1996. Dennoch sind sie wichtig, da sie sich früher ausgewirkt haben (Revisionssicherheit), z. B. die Version aus 1992 in der Zeitreihe vom 1. 1.  1995.

Die Diskussion zeigt, dass die Zustände unserer Objekte jetzt selbst Zeitreihen sind, die sich durch jede Bearbeitung (zu einem konkreten BA-Datum) dadurch ändern können, dass neue Versionen hinzukommen. Die Datenelemente haben also zu jedem Zeitpunkt im BIS eine eigene Historie aus verschiedenen Zuständen. Deswegen spricht man auch von historifizierten Elementen. 

Mit dem bisher Erarbeiteten haben wir die Möglichkeit, jedes Datenelement sowohl zu historifizieren (GV und GB) als auch zu versionieren (BA).
 Da die Elemente selbst Zeitreihen sind, sollte es allerdings möglich sein, innerhalb einer Version die gesamte Zeitreihe zu bearbeiten. Dazu müssen gegebenenfalls mehrere verschiedene (historische) Zustände gleichzeitig bearbeitet werden. Diese einzelnen Zuständen bekämen bisher unterschiedliche BA’s. Diese unterschiedliche BA’s führen zwangsläufig zu jeweils einzelnen Versionen, ein unerwünschter Effekt.

Verbindet man die Transaktionsverarbeitung (s.o.) mit der Versionierung, kann man den Effekt vermeiden: Veränderungen an Datenelementen innerhalb einer Transaktion führen stets zu einer neuen Version des Datenelements. Bevor die Transaktion „committed“ wird, können viele einzelne Zustände der Historie bearbeitet werden. Erst mit dem „commit“ werden alle diese Änderungen im BIS publiziert, also technische Wirklichkeit.
 Das heißt alle Änderungen einer Transaktion sollten als BA das Datum erhalten, an dem das „commit“ der Transaktion erfolgt. Damit erhalten alle Änderungen zu einer Transaktion dasselbe BA. Das heißt insbesondere, dass alle Änderungen innerhalb einer Transaktion an einem historifizierten Element dasselbe BA erhalten und so gleichzeitig den neuen Zustand der gesamten Zeitreihe beschreiben.

Komposition der Historie

In vielen Situationen haben wir es mit Objekten (Ganzes) zu tun, die aus vielen anderen Objekten (Teile) bestehen. Wenn wir für jedes elementare Objekt
 eine Zeitreihenverwaltung, wie oben dargestellt, vorsehen, ist klar, dass sich die Zeitreihen der zusammengesetzten Objekte aus diesen Zeitreihen komponieren lassen müssen. 

Abbildung 28 zeigt ein Beispiel. Hier besteht ein Vertrag aus zwei Teilverträgen, die selbst historisch verwaltet werden. Ist man nun an der aktuellen Zeitreihe des Vertrages interessiert, muss man zunächst die aktuellen Zeitreihen der beiden Teilverträge berechnen. Durch Überlagerung dieser beiden Zeitreihen ergibt sich die Zeitreihe des Vertrages. Sie enthält einen Zustandswechsel, wann immer ein Teilvertrag seinen Zustand in seiner Zeitreihe ändert.

Verallgemeinert man dieses Verfahren, kann man aus den revisionssicheren Zeitreihen der elementaren Objekte, jede Zeitreihe für jedes zusammengesetzte Objekt eindeutig und revisionssicher berechnen. Die zusammengesetzten Objekte benötigen dann eigentlich keine eigenständige Versionsverwaltung, denn ihre Versionen sind Resultat der Versionen der Elemente.

Aus dieser Analyse folgt, dass es in einem BIS ausreicht, jedes elementare Objekt, d. h. einzelne Attribut oder jedes einzelne nicht mehr zerlegbare Datenelement, historifiziert und versioniert zu verwalten. Die Versionen und Zeitreihen der zusammengesetzten Objekte lassen sich daraus stets eindeutig errechnen. Dieses Vorgehen sieht auf den ersten Blick sehr aufwendig und platzverschwenderisch aus. Denn jedes Datenelement, wie eine Augenfarbe oder ein Familienstand, erhält nur zum Zwecke der Revisionssicherheit von Zeitreihen, drei zusätzliche Zeitangaben, nämlich BA, GV und GB. Das bedeutet, dass dieses Verfahren das Datenvolumen um den Faktor 4 erhöht.

Dennoch ist es die beste Wahl, wenn man das Thema Zeitreihen und Revisionssicherheit ein für alle mal in den Griff bekommen möchte. Denn die Zeitreihenverwaltung auf der Ebene zusammengesetzter Objekte hat folgende Nachteile:

1. Ändert sich nur ein Bestandteil des Objekts, muss ein neuer Zustand des Objekts angefertigt und in die Versionsreihe aufgenommen werden. Dabei werden viele Daten (alle, die sich nicht geändert haben) unnütz kopiert und verschwenden Platz.

2. Ändert sich ein Bestandteil des Objekts über einen Zeitraum hinweg, in dem schon mehrere Versionen für  das Objekt (für Änderungen an anderen Bestandteilen) existieren, reicht es zur revisionssicheren Dokumentation der Änderung nicht, nur eine neue Version zu erzeugen. Denn dann gingen die Informationen über die schon vorher dokumentierten Änderungen verloren. Die neue Version kann ja für alle Bestandteile des Objekts nur einen Zustand wiederspiegeln, aber nicht alle, die schon vorher existierten. Also muss man zur Dokumentation der Änderung n+1 Versionen neu erzeugen, wenn für den Änderungszeitraum bereits n Änderungen zu unterschiedlichen GV-Zeitpunkten an anderen Bestandteilen vorliegen. Wiederum eine enorme Platzverschwendung.

3. Auch der Aufwand zur Berechnung komponierter Historien, kann durch Versionierung möglichtst großer Einheiten nicht ein für allemal aus der Welt geschafft werden. Denn die größten Objekte aus heutiger Sicht sind i. d. R. Bestandteile noch größerer Objekte der Zukunft. Bestes Beispiele für diese Tendenz sind die Fusionsgelüste schon heute sehr großer Unternehmen, die damit verbundene Bündelung der Dienstleistungsangebote und die resultierende Bündelung der entsprechenden (Vertrags-) Dokumente.

All diese Probleme hat man nicht, wenn man die elementaren Objekte versioniert. (1) Jede neue Version eines Elements erstellt keine überflüssigen Kopien. (2) Jede Änderung eines Elements für einen Gültigkeitszeitraum führt zu genau einer weiteren Version des Elements mit diesem Gültigkeitszeitraum. (3) Und wenn man noch größere Einheiten als bisher aus Elementen bilden will, wird lediglich die Komposition der Historien etwas aufwendiger.

Bearbeitung versus Wirksamkeit

Die bisher dargestellte Verwaltung von Zeitreihen ist aus technischer Sicht vollständig revisionssicher: Es lässt sich für jede Version jedes Objekts jederzeit ermitteln, wann sie ins System eingegeben wurde (BA) und welche Konsequenzen sie für die Zeitreihe des Objekts hat (GV und GB). Die fachliche Revisionssicherheit ist aber noch nicht zu 100 Prozent gegeben. Dazu ein Beispiel:

Nehmen wir an, die Sachearbeitung in einem Unternehmen hat einen Arbeitsrückstand von 4 Wochen. Dann werden alle Informationen, die in das Unternehmen z. B. per Posteingang gelangen, erst nach 4 Wochen in das BIS eingegeben. Sie erhalten dabei als BA maschinell das Datum der Eingabe. Schaut man später auf die Zeitreihe des betroffenen Objekts, gewinnt man den Eindruck, dass dem Unternehmen die eingegebenen Daten erst zum BA-Zeitpunkt bekannt geworden sind. Das ist aber nicht richtig. Zum BA-Zeitpunkt sind sie ins System gelangt, bekannt waren sie dem Unternehmen schon 4 Wochen vorher.

Technische Wirksamkeit von Information (BA) ist also nicht gleichzusetzen mit fachlicher Wirksamkeit. Wir müssen also unabhängig vom BA ein weiteres Datum vorsehen, dass die fachliche Wirksamkeit wiederspiegelt, wir nennen es „wirksam ab (WA)“. Dieses Datum wird nicht wie das BA maschinell vergeben, sondern kann wie die Daten GV und GB frei bestimmt werden, gehört also zum fachlichen Modell der Zeitreihenverwaltung.

Ähnlich wie das BA sortiert das WA die Versionen eines Objekts in eine zeitliche Reihenfolge. Ersetzt man also beim Erstellen der Zeitreihen (siehe oben) das BA durch das WA, erhält man für jeden WA-Zeitpunkt t0 die aus fachlicher Sicht richtige Zeitreihe zum Zeitpunkt t0, i. e. Z(WA = t0). Diese Zeitreihe kann sich erheblich von der technischen Zeitreihe  Z(BA = t0) unterscheiden. Denn dadurch dass das WA kein maschinelles Datum ist, lässt sich die Wirksamkeit von Versionen beliebig weit vom BA-Zeitpunkt in die Vergangenheit und in die Zukunft verschieben. 

Beispiele dafür zeigt Abbildung 29. Die horizontale Achse drück wieder Gültigkeit aus, die vertikale Achse steht hier für Wirksamkeit. Alle Versionen des betrachteten Objekts sind mit übereinstimmenden BA- und WA-Daten eingegeben worden bis auf zwei: (1) Eine Version ist am 1.3.93 eingegeben worden und die Wirksamkeit ist in das Jahr 1990 zurückverlegt worden. (2) Eine andere Version ist am 1. 1. 1997 eingegeben worden und ihre Wirksamkeit ist auf den 1. 1. 1999 in die damalige Zukunft verlegt worden. Errechnet man die aktuelle Zeitreihen und die Zeitreihen zum 1. 7. 1994 sowohl nach BA sortiert als auch nach WA angeordnet, sieht man erhebliche Unterschiede.

Wie man sieht, kann die Nutzung des WA-Datums die gewohnte BA-Sortierung erheblich auf den Kopf stellen. Dadurch wird der sichere Umgang mit dem System natürlich immer schwerer. Aber das WA-Datum ist in vielen Fällen unabdingbar. Hier einige Beispiele:

· Die Abbildung von Arbeitsrückstand und des Posteingangsstempels ist nur mit einer vom BA unabhängigen Sortierung möglich (siehe oben).

· Viele Abmachungen mit einem Kunden erfordern die Verlegung der Wirksamkeit in die Zukunft, z. B. Stundungen von Zahlungen und Zinsen (heute kaufen, erst nächstes Jahr zahlen).

· Viele Jahresmeldungen eines Kunden erfordern die Verlegung der Wirksamkeit in die Vergangenheit, z. B. eine Meldung über die voraussichtliche KM-Leistung eines PKW am 1. 4. 2001 für das Jahr 2001 oder die Umsatzmeldung für 2000 in 2001.

· Die asynchrone Weiterverarbeitung von Daten aus einem Front-Office-System in einem Back-Office-System erfordert die Trennung von Bearbeitung und Wirksamkeit.

Wir wollen das letzte Beispiel etwas genauer diskutieren, macht es doch die Trennung von BA und WA nur aus technischen Gründen ohne fachlichen Hintergrund nötig. 

Das Szenario für dieses Beispiel sieht so aus: In einem Front-Office-System (z. B. System in einem Call Center) werden Kundenwünsche aufgenommen und, soweit sie nicht sofort erledigt werden können, in ein Back-Office-System zur weiteren Bearbeitung durch Experten überstellt. Das Front-Office-System ist 24 Stunden am Tag in Betrieb, das Back-Office-System nur während der Arbeitszeiten. Aus diesem Grund muss die Überstellung der Kundenwünsche asynchron erfolgen
, denn das Back-Office-System ist nicht immer „online“.

Im Front-Office-System sei keine Unterscheidung zwischen BA und WA gemacht. Das ist o.k., wenn hier der Eingabezeitpunkt mit dem Kundenkontaktzeitpunkt übereinstimmt. Das ist z. B. bei einem Call-Center-System immer der Fall. Bis die Daten aber in das Back-Office-System gelangen, können Stunden und z. B. am Wochenende oder bei technischen Störungen Tage vergehen.

 Also muss man im Back Office Bereich, um den Vorgang vollständig wiederspiegeln zu können, die Trennung zwischen BA und WA vollziehen. Denn natürlich wird auch hier das BA (zur technischen Revisionsfähigkeit) maschinell vergeben (BA = Eingang der Daten in das Back-Office-System). Der Wirksamkeitszeitpunkt ist aber das BA des Front-Office-Systems, das hier als WA-Datum vermerkt werden muss. Nur so kann die korrekte Abwicklung der Prozesse im und mit dem Back-Office-System sichergestellt werden.

In vielen Fällen realisiert sich das Wirksamkeitsdatum nicht nur zweifach, i. e. BA für technische Wirksamkeit (Zeitpunkt des „Commits“ einer Transaktion) und WA für inhaltliche Wirksamkeit (z. B. um rechtliche Vorschriften abzubilden). Häufig muss man nicht nur den technischen Prozess unabhängig vom fachlichen Prozess revisionssicher abbilden, sondern muss verschiedene fachliche Prozesse unabhängig steuern. Dann empfiehlt es sich für alle fachliche Kernprozesse unabhängige WA-Daten für jedes Datenelement vorzusehen.

Hier ein Beispiel. In jeder Versicherung gibt es zwei zentrale Prozesse, die auf gemeinsamen Vertragsdaten beruhen: (1) die Prämienabrechnung und (2) die Schadensachbearbeitung. Normaler Weise wirken sich Vertragsänderungen in gleicher Weise auf beide Prozesse aus. So führt zum Beispiel die Erhöhung des Deckungsumfangs in einem Vertrag (zum Beispiel der Übergang von einer Teilkasko- auf eine Vollkaskoversicherung für einen PKW) zu höheren Prämien aber auch zu besseren Schadenleistungen. Soll die Prämienerhöhung bis zum Beginn des nächsten Jahres gestundet werden, darf das aber keinen Einfluss auf den Prozess der Schadenbearbeitung haben. Das heißt, die Vertragsänderung wird (1) für den Schadenprozess sofort wirksam und (2) für die Prämienabrechnungsprozesse erst zum nächsten 1. 1.

Fassen wir zusammen: Die technisch wie fachlich revisionssichere Datenhaltung von Zeitreihen erfordert die Verwaltung von Versionen für jedes Datenelement. Jede Version verfügt über eine Angabe des Gültigkeitszeitraums (GV und GB), einen Vermerk, wann das Datum technisch wirksam wurde (BA), und für jeden Kernprozess des jeweiligen Unternehmens eine Angabe, wann das Element in diesem Prozess seine inhaltliche Wirksamkeit entfaltet (prozessbezogenes WA).

Zugriffsschutz und Bearbeitungsrechte

Die Art und Weise, wie eine Aktivität erledigt wird, ist in unserem Konzept nicht durch präzise Regeln vorgeschrieben. Wir haben hier ganz bewusst auf „implementierte“ Arbeitsanweisungen
 verzichtet, damit der Mitarbeiter, der eine Aktivität bearbeitet, alle ihm zur Verfügung stehenden Hilfsmittel auf eine ihm angenehme und für ihn effiziente Art einsetzen kann.
 

Allerdings gibt es hier ganz allgemeine Grenzen. Schon in der Geschäftsprozessmodellierung hatten wir zwischen verschiedenen Akteuren unterschieden, die bestimmte Aktivitäten erledigen sollten. Der Hintergrund war, dass bestimmte Aktivitäten bestimmte Kompetenzen für ihre Erledigung voraussetzen, die abstrakt durch das Akteursmodell dargestellt wurden.
 Das Akteursmodell schränkt also die Handlungsmöglichkeiten eines Mitarbeiters ein: Er ist nur befugt, die Aktivitätstypen mit passendem Akteur zu bearbeiten.

Ganz ähnliche Einschränkungen muss man für die Verwendung und Erzeugung von Daten und die Benutzung von Geschäftsfunktionen machen. Nicht alle Mitarbeiter dürfen Personaldaten anderer sehen, Vertriebsorganisationen können regional abgeschottet sein, der Vertragsabschluss kann für bestimmte Mitarbeiter auf ein Maximalvolumen (Risiko, Umsatz etc.) beschränkt sein, Daten von Schwesterunternehmen im selben BIS müssen gegen gegenseitige Manipulation geschützt werden (Mandantenfähigkeit) etc. Das heißt: nicht alle Mitarbeiter dürfen alles mit dem betrieblichen Informationssystem tun.

Diese Einschränkungen werden durch Zugriffsrechte spezifiziert, die wir in diesem Abschnitt genauer analysieren. Zugriffsrechte sind symmetrisch zu den Akteuren im Workflow zu sehen. Die Akteure im Workflow sagen, wer was machen soll, die Zugriffsrechte für jeden Akteur oder Mitarbeiter sagen, wer was machen darf. Zusammen ergibt sich, dass Akteure ihre Aktivitäten aus den Geschäftsprozessen im Rahmen ihre Rechte im System erledigen müssen. Wie sie das machen, lassen wir hier außen vor.

Als Voraussetzung einer Rechteverwaltung und –Kontrolle (Was darf getan werden) ist ein allgemeiner Zugriffsschutz (Wer tut gerade etwas) unabdingbar. Der Zugriffsschutz muss Mittel zur Verfügung stellen, die eine eindeutige Identifikation des aktuellen Benutzers zulassen (Authentifizierung). Die üblichen Verfahren diskutiert der nächste Abschnitt „Authentifizierung“. Erst wenn das System weiß, wer etwas tun will, macht die Überprüfung dessen, was dieser jemand tun will, Sinn. Der Zugriffsschutz oder die Authentifizierung ist also dazu da zu verhindern, dass sich jemand als jemand anderes ausgibt (zum Beispiel als Vorstand) und dann unter diesem Vorwand an Informationen herankommt, die ihm nicht zustehen.

Auf der Basis einer vernünftigen Authentifizierung kann man eine Rechteverwaltung aufbauen, die jedem Benutzer gewissen Umgang mit dem BIS gestattet (eingeräumtes Recht) und gewissen Umgang untersagt (nicht vorhandenes Recht). Im Abschnitt „Autorisierung“ diskutieren wir, was ein Recht ist, wie Rechte organisiert werden und durch welche Mechanismen das Handeln im Rahmen der Rechte erzwungen werden kann.

Der abschließende Abschnitt dieses Kapitels stellt das aktuelle Problem verstreuter Rechte in einer Vielzahl von Autorisierungskomponenten dar, und wie man es abmildern kann.

Authentifizierung

Authentifizierung ist die Basis jeder Rechteverwaltung. Im Prozess der Authentifizierung, i. d. R. der Anmeldeprozess an einem Computer-Betriebssystem, in einem Netzwerk, einer Datenbank oder einer Anwendung, weist sich ein  Benutzer gegenüber dem System oder der Anwendung aus. Danach weiß das System bzw. die Anwendung, wer es über welche Verbindung benutzt. Ziel des Authentifizierungsprozesses muss es demnach sein sicherzustellen, dass ein Benutzer seine wirkliche Identität preisgibt. Oder umgekehrt ausgedrückt zu verhindern, dass sich ein Benutzer unter einer falschen Identität am System anmeldet.

Landläufig wird der Anmeldeprozess als das Mittel gesehen, unberechtigten Benutzern den Zugang zu einem System oder einer Anwendung zu verweigern.
 Das ist aber nur ein Spezialfall der oben angegebenen Definition der Authentifizierung. Denn, wenn jeder Benutzer seine Identität im Authentifizierungsprozess preisgeben muss, dann muss auch ein Benutzer, der gar keine Rechte für ein System oder eine Anwendung besitzt, sich als solcher zu erkennen geben.

Jedes System zur Authentifizierung basiert auf folgendem Modell. Jeder Systembenutzer B besitzt im System ein Abbild seiner selbst, seinen Agenten im System S(B). Diesen Agenten muss man sich als ständig aktive Einheit vorstellen, als einen ständig präsenten Stellvertreter des eigentlichen Benutzers im System. Andere Agenten können diesen Stellvertreter immer erreichen, egal ob der wirkliche Benutzer gerade angemeldet ist oder nicht. Er kann stets Nachrichten empfangen oder Aufgaben zugeteilt bekommen. Er ist immer da. 

Im Anmeldeprozess stellt der reale Benutzer B eine Verbindung zu seinem Agenten S(B) her. Ist der Benutzer angemeldet, kann er alle Informationen einsehen, die sein Agent während seiner „Abwesenheit“ für ihn entgegengenommen hat. Alle Handlungen eines angemeldeten Benutzers gegenüber dem System richten sich zunächst an seinen Agenten, der dann im Auftrag tätig wird und die eigentliche Handlung – egal ob Datenabfrage oder Ausführung einer Geschäftsfunktion – im System ausführt.  

Durch dieses Modell gelingt die best mögliche Trennung der (berechenbaren) Innenwelt des Systems von der (unberechenbaren) Welt der realen Benutzer. Im System sind nur Agenten aktiv, um das System herum „wuseln“ die Benutzer. Im System zeichnen für alle Aktivitäten die jeweilig veranlassenden Agenten verantwortlich, vergleiche Revisionssicherheit oben. Um das System herum zeichnen die Mitarbeiter für ihre Aktivitäten im Betrieb verantwortlich, für den Teil im BIS über ihre Agenten. Die einzige Verbindung der Innenwelt zur Außenwelt ist die Beziehung eines realen Benutzers zu seinem Agenten. Und diese Beziehung wird durch einen Authentifizierungsprozess etabliert, der darauf abstellt, ausschließlich dem Benutzer B Zugang zu seinem Agenten S(B) zu gewähren und damit Zugang zu Handlungen im System im Namen des Agenten S(B).

Ein Authentifizierungsprozess ist ideal, wenn er diese Anforderung zu 100 Prozent garantieren kann. Solche Prozesse gibt es derzeit nicht und wird es wohl auch nicht geben. Alle existierenden Anmeldeverfahren basieren auf einer Information, die nur der reale Benutzer und sein Agent kennen können, i. d. R. ein Passwort oder eine andere Form von Schlüssel
. 

Der Benutzer macht mit seinem Agenten dieses Passwort aus, das dann im System vor dem Zugriff aller anderen Benutzer geschützt verwahrt wird. In der Regel geschieht das durch Verschlüsselung (vgl. Kapitel „Sicherheit in öffentlichen Netzen“!) Im Anmeldeprozess muss der Benutzer sagen, mit welchem Agenten er sich verbinden will (zum Beispiel durch Angabe des Benutzer-Accounts) und das Passwort an seinen Agenten übermitteln.
 Der Agent lässt den Aufbau einer Verbindung nur dann zu, wenn die Verschlüsselung des übermittelten Passworts mit der hinterlegten Verschlüsselung übereinstimmt.

Die Sicherheit dieser Verfahren hängt ganz stark davon ab, in wie weit der Benutzer sein Passwort geheim hält. Gibt er es bereitwillig, zum Beispiel im Urlaub an Kollegen, weiter, ist das ganze Verfahren nicht sehr viel wert. Kann er sich sein Passwort nur schwer merken, schreibt es auf und hängt es mit Klebeband an sein Terminal, ist der Authentifizierungsprozess für die Katz. Die Sicherheit, das die, die sich anmelden auch wirklich die sind, die sie zu sein vorgeben, hängt also von dem persönlichen Interesse jedes Benutzers
 ab, sein nur mit dem Agenten geteiltes Geheimnis auch wirklich langfristig gegenüber Dritten geheim zu halten. 

Eine gute, wenn auch wenig praktikable Möglichkeit ist, als Benutzernummer eine Bankverbindung des Benutzers zu nehmen und als Passwort die zugehörige PIN-Nummer. Dieses Paar wird bestimmt nicht leichtfertig weitergegeben. Durch dieses Verfahren erbt die Authentifizierung in einem BIS die Sicherheit der Authentifizierung bei Bankgeschäften; eine attraktive Vorstellung. Festzuhalten ist also: Je wichtiger das Geheimnis zwischen Benutzer und Agent im täglichen Leben für den Benutzer ist, umso besser sind die Ergebnisse der Authentifizierung.

Derzeit sind andere Verfahren zur Authentifizierung in der Entwicklung, die nicht mehr auf der Geheimhaltungsfähigkeit des Benutzers basieren:

1. „Smart Cards“, die der Benutzer bei der Anmeldung in ein spezielles Lesegerät eingeben muss. Sie enthalten das ‚Passwort‘, das dem Benutzer selbst unbekannt ist. Gegen Verlust sind solche Karten durch eine eigene PIN-Nummer zu schützen, die vor dem Anmeldeprozess eingegeben werden muss und die Karte danach für wenige Minuten aktiviert. Das Problem der Geheimnisweitergabe verlagert sich hier auf das Problem der Kartenweitergabe. Denn nach der Anmeldung weiß das System, welche Karte sich angemeldet hat, aber nicht, wer sie gerade besitzt.

2. Biometrische Verfahren, die auf einem unverwechselbaren biologischen Merkmal des Benutzers basieren, z. B. Fingerabdruck, Irisstruktur oder Sprachfrequenzspektrum. Das System tastet bei der Anmeldung diese Merkmale ab, zum Beispiel den Fingerabdruck, vergleicht sie mit einem hinterlegten Exemplar und kann so bei Übereinstimmung sicher sein, dass der Benutzer der ist, der er vorgibt zu sein.
 Diese Verfahren hängen nicht mehr vom guten Willen und dem Sicherheitsbewusstsein des Benutzers ab. In der Praxis werden sie aber noch nicht breit eingesetzt.

Autorisierung

Wie wir oben gesehen haben, ist der eigentlich schwierige Teil eines Zugriffsschutzmechanismus die Authentifizierung. Hier wird versucht, so weit wie möglich sicherzustellen, dass der Agent im System im Auftrag seines Benutzers handelt und nicht für einen Benutzer, der sich für den richtigen ausgibt. Die Verwaltung differenzierter Berechtigungen kann dann im System auf der Basis der Agenten geschehen.

Was ist nun eine Berechtigung? Beispiel aus der Praxis weisen den Weg. Im Betriebssystem Unix kann man zum Beispiel für jede Datei festlegen, welche Benutzergruppe Lese-, Schreib- oder Ausführungsrechte erhalten soll. Windows-NT kennt denselben Mechanismus mit etwas weiter ausdifferenzierten Operationen, zum Beispiel spezielle Rechte für das Löschen. All diesen System ist gemein, dass ein Recht aus drei Dimensionen besteht:

1. Wer es bekommt: Vergabe der Berechtigung an einen Benutzeragenten.

2. Für welche Daten es ausgesprochen wird.

3. Für welche Operationen
 es ausgesprochen wird.

Dem entsprechend ist ein elementares Recht in einem BIS die Berechtigung eines Benutzeragenten eine Geschäftsfunktion (oder Teilfunktion) auf ein Datenelement anzuwenden. Auf dieser elementaren Ebene ist die Rechtevergabe und –Verwaltung natürlich sehr mühsam. Zum Beispiel greift eine Geschäftsfunktion i. d. R. auf mehrere Datenelemente zu. Damit sie das für den aktuellen Agenten darf, muss das Recht für diese Funktion und den Agenten für jedes einzelne Datenelement vergeben sein.

Aus diesem Grund stellt jede Rechteverwaltung mehr oder weniger komfortable Hilfsmittel bereit, Daten, Funktionen und Agenten zu gruppieren und dann Rechte an einer Funktionsgruppe für eine Gruppe von Datenelementen an eine Agentengruppe zu vergeben. 

Benutzer können zum Beispiel entsprechend der Abteilungsstrukturen im Betrieb gruppiert werden oder nach Kompetenzen (fachliche wie organisatorische). 

Funktionen werden zum Beispiel durch die Zugehörigkeit zu einer Anwendung gruppiert oder nach Sachgebieten wie „Vertrieb“, „Anlagenbuchhaltung“, „Personal“ etc. Wichtig ist hier auch die Gruppierung entsprechend der Aufrufhierarchie. Hier wird für jede Funktion f die Gruppe sämtlicher Funktionen gebildet, die f aufruft oder benutzt.

Datenelemente werden auch nach Sachgebieten gruppiert. Speziellere Rechte kann man für bestimmte Datenelemente durch Eigenschaften der erlaubten Werte angeben. Will man zum Beispiel regionale Unterschiede machen, empfiehlt sich die Gruppierung der Datenelemente, die den Vertriebsbereich angeben, nach den Werten in den Datenelementen. Ebenso kann man hier Bearbeitungslimits formulieren, indem man zum Beispiel die Datenelemente, die für limitierte Summe stehen, in zwei Gruppen einteilt, nämlich bis zum Limit und über dem Limit.

Mit Hilfe dieser Gruppen kann man sehr allgemeine Rechte vergeben, zum Beispiel das Recht für alle Agenten alle Funktionen für alle Datenelemente anzuwenden.
 Aber auch sehr spezielle, zum Beispiel das Recht für einen einzigen Benutzer, eine bestimmte Funktion auf ein Datenelement anwenden zu dürfen, wenn der Wert in dem Datenelement unter 10.000 ist.

Das Zusammenspiel allgemeiner und spezieller Rechte wird dadurch verbessert, wenn man positive Rechte (explizites Einräumen eines Rechts) und negative Rechte (explizites Entziehen eines Rechts) unterscheidet. Mit einem solchen Mechanismus ist es möglich, allgemeine Rechte für ganze Benutzergruppe zu gewähren und dann für spezielle Benutzer wieder zu entziehen. Oder auch umgekehrt: Zunächst kann einer gesamten Benutzergruppe das Recht an einer Funktionsgruppe komplett entzogen werden (allgemeines negatives Recht) und dann einem bestimmten Benutzer für genau eine Funktion wieder eingeräumt werden (spezielles positives Recht).

Die Rechteverwaltung macht nur Sinn, wenn ein grundlegender Mechanismus des BIS dafür sorgt, dass vor Ausführung jeder Funktion f im Namen eines Agenten a auf ein Datenelement d geprüft wird, ob die Berechtigung dafür vorhanden ist. Dazu sind:

1. Alle Rechte, die auf das Triple (f, a, d) zutreffen, zu ermitteln. Ein Recht (F, A, D) trifft auf (f, a, d) zu, wenn f Mitglied von F, a Mitglied von A und d Mitglied der Gruppe D ist. 

2. Die speziellsten Rechte aus dieser Menge bezüglich der Sortierung nach Allgemeinheit sind auszuwählen: (F, A, D) ist spezieller als (F‘, A‘, D‘), wenn F eine Untergruppe von F‘, A eine Untergruppe von A‘ und D eine Untergruppe von D‘ ist.

3. Sind alle diese Rechte positiv, ist die Berechtigung vorhanden; sind alle negativ, fehlt die Berechtigung; und gibt es widersprüchliche Rechte ist eine allgemeine Strategie festzulegen, ob (1) ein positives Recht in der Menge der speziellsten Rechte zur Gewährung der Berechtigung ausreicht, (2) ein negatives Recht in dieser Menge zur Ablehnung führt oder (3) die Mehrheit der Rechte entscheidet.

Für diese Logik ist eine Komponente im BIS vorzusehen, die völlig unabhängig von den Datenstrukturen und Geschäftsfunktionen ist, siehe folgenden Abschnitt!

Mitarbeiterverwaltung – es kann nur eine geben

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Geschäftsfunktionen und Betriebliche Daten

Wie wir bereits oben herausgearbeitet haben, dienen Betriebliche Informationssysteme in erster Linie der Erfassung, Verarbeitung und Darstellung betrieblicher Daten.
 Welche Daten in welcher Struktur erfasst und durch welche Operationen manipuliert werden können, wird auf der untersten Ebene eines BIS beschrieben, der Ebene der betrieblichen Daten und Geschäftsfunktionen. Alle anderen Konzepte, die wir oben vorgestellt haben, z. B. Geschäftsprozess und Aktivität, bauen auf dieser Ebene auf.

Sind keine Daten und Geschäftsfunktionen vorhanden, wird die Verwaltung von Prozessen und Aktivitäten zum sinnlosen Spiel. Diese Überlegung trifft im Übrigen auf jede Unternehmung zu, auch wenn wir nicht den Blickwinkel auf das BIS einschränken: Ein Unternehmen, das an keiner Stelle Materie umformt oder elementare Dienstleistungen erbringt, tut nichts. Auch dort lohnt es nicht Aktivitäten zu entfalten und Prozesse abzuwickeln. Jedes Unternehmen bearbeitet Materialien mit geeigneten Werkzeugen.

Bei produzierenden Unternehmen ist dieser Sachverhalt unmittelbar offensichtlich. Zum Beispiel bearbeitet ein Möbelhersteller Holz und das natürlich mit den richtigen Werkzeugen wie Sägen, Hobel etc. Bei Dienstleistungsunternehmen, die materielle Dienstleistung erbringen, sind Material und Werkzeug i. d. R. auch offensichtlich. Zum Beispiel bearbeitet ein Frisör menschliche Haare (Material) mit geeigneten Werkzeugen wie Schere oder Fön. Bei Dienstleistungsunternehmen mit immateriellen Dienstleistungen, reinen Beratungsunternehmen, sind Material und Werkzeug nicht mehr so klar. Hier sind die Materialien Daten und die Werkzeuge sind alle Funktionen, die bei der Interpretation der Daten helfen und damit Informationsvorsprung schaffen.

Diese Analogie zwischen Geschäftsfunktionen und Daten auf der einen Seite und Materialien und Werkzeugen auf der anderen Seite ist insgesamt tragfähig, wenn wir den Bereich der Geschäftsfunktionen näher betrachten und mit dem bereits erlernten über Prozesse und Aktivitäten in Beziehung setzen. Die Daten in einem BIS sind das Material, das auf allen Ebenen bearbeitet wird:

 Die Geschäftsfunktionen sind dabei die elementaren Verarbeitungseinheiten, die ganz wesentlich auf die Materialeigenschaften abgestimmt sind: eine Adresse wird mit anderen Funktionen bearbeitet (z. B. „erzeuge postalische Aufbereitung“) als ein Vertrag (z. B. „abrechnen“).
 Geschäftsfunktionen beziehen ihre Struktur also ganz entscheidend von der Struktur der Daten.

Eine Aktivität bündelt die Werkzeuge für unterschiedliche Materialien in der Hand eines kompetenten Mitarbeiters, der es versteht, sämtliche seiner Werkzeuge für einen übergreifenden Zweck, für ein übergreifendes Ziel einzusetzen. Die Aktivitäten sind also entlang der Kompetenzen und Fähigkeiten der Mitarbeiter strukturiert. Diese Struktur kann sich komplett von der Struktur der Daten und Funktionen unterscheiden. Die Aktivitätsverwaltung, wie wir sie oben beschrieben haben, schafft diese Entkopplung und ermöglicht die Strukturänderung.

Der Prozess bündelt die Aktivitäten im Unternehmen zum Zwecke der effizienten Erzeugung von Kundennutzen.
 Die Struktur der Prozesse ist von den „Nachfragen“, die auf das Unternehmen von außen zukommen und vom Unternehmen bedient werden müssen, geprägt. Der Prozessgedanke schafft die Möglichkeit diese Struktur unabhängig von den Strukturen zu sehen, die die Aktivitäten und Geschäftsfunktionen haben. Gleichzeit stellt er aber auch eine möglichst flexible Beziehung zwischen beiden Welten her.

Unter dem Strich führt aber jede Organisation in Aktivitäten und Prozessen zu einer Koordination von Geschäftsfunktionen, die wiederum betriebliche Daten manipulieren. Direkt oder indirekt ist also die Güte der Datenstrukturen und der darauf arbeitenden Funktionen für den Gesamterfolg eines BIS im Betrieb verantwortlich. Die richtigen Daten zu erfassen und mit den richtigen Funktionen zu verarbeiten ist also notwendige Bedingung für den Erfolg eines BIS.
 Hinreichend ist diese Bedingung jedoch nicht. Denn dazukommen muss auch eine vernünftige Strukturierung des Funktionsangebots in Aktivitäten und Prozessen, wie wir es oben dargestellt haben.

Wegen der zentralen Rolle beginnen wir diesen Abschnitt mit einer Einführung in die Informationsmodellierung.
 Wir werden hier denselben Zusammenhang zwischen Modell und Modelliertem herausarbeiten, wie wir das schon in dem Abschnitt „Geschäftsprozesse und ihre Modellierung“ für Prozesse getan haben.
 

Auf der Grundlage des Datenmodells können wir dann die typischen Klassen von Geschäftsfunktionen angeben. Wir benutzen hier eine allgemeine formale Beschreibung der Funktionen, um ihre Eigenschaften zu charakterisieren. Konkrete Methoden zur Entwicklung von Geschäftsfunktionen werden in der Lehrveranstaltung „Methoden des Software Engineering“ vermittelt.

Damit ein Benutzer Informationen aus den betrieblichen Daten ziehen kann, müssen sie an der Benutzeroberfläche präsentiert werden. Ebenfalls nur über die Oberfläche ist es möglich, Geschäftsfunktionen zu aktivieren. Die Benutzeroberfläche ist also ein ganz wichtiger Bestandteil eines BIS. Hier entscheidet sich oft, ob das gesamte System akzeptiert wird oder nicht. Denn nur hier sieht man das System. Alle anderen Eigenschaften des Systems – egal ob gut oder schlecht – kann man nur durch die Oberfläche erschließen. Wir haben hier nicht genug Raum dafür, die gute und schlechte Ergonomie einer Oberfläche ausführlich zu diskutieren. Wir beschränken uns deswegen auf die Beschreibung des Zusammenspiels der Oberfläche mit den anderen Bestandteilen eines BIS und geben einige wichtige Designkriterien für gute Oberflächen an.

Grundlagen der Informationsmodellierung

Mit Informationsmodellen werden Datenstrukturen modelliert. Dabei handelt es sich einerseits um Strukturen der Realität, die in Form einer Datenabstraktion im System nachgebildet werden sollen; andererseits um die Strukturen, in denen die betrieblichen Daten abgelegt werden sollen, damit sie leicht zu verknüpfen und zu verarbeiten sind. Daher ist das Informationsmodell gleichzeitig eine abstrakte Beschreibung der Datenbankstruktur, die im BIS zur Verwaltung der Daten benutzt wird.
 Wir wollen deswegen zunächst diskutieren, was eine Datenstruktur ist. Anschließend geben wir grundlegende Beschreibungsmittel für solche Datenstrukturen an. Am Schluss des Abschnitts führen wir einige weitergehende Modellierungsmittel für Datenstrukturen ein, die an häufig als logische Einschränkungen des Grundschemas spezifiziert werden können.

Datenstrukturen

Datenstrukturen schaffen ein abstraktes Abbild von Strukturen der Realität. Abstrakt deswegen, weil nicht alle Strukturen und Details der Dinge in der Realität abgebildet werden.
 Dennoch sind die Strukturen der Realität Vorbild für sämtliche Datenstrukturen, die wir bei der Entwicklung eines BIS erstellen. Denn – das hatten wir bereits in der Einleitung festgestellt – BIS unterstützen bei betrieblichen Aktivitäten und die finden natürlich in der Realität statt, wo sonst. Wie lassen sich ganz allgemein Strukturen der Realität begrifflich fassen?

Zunächst einmal haben wir es in der Welt mit Objekten zu tun, die wir durch unsere Sinne erkennen und unterscheiden können. Diese Objekte sind auf der jeweiligen Ebene der Erkenntnis atomar, also selbst nicht mehr strukturiert. Deswegen spricht man auch von Entitäten. Typische Entitäten des Alltags sind bestimmte Personen, z. B. der Busfahrer in dem am Morgen benutzten Bus, der Chef im Betrieb etc., oder Dinge, mit denen man umgeht, z. B. die Kaffeetasse am Morgen, das Auto, das einen zur Arbeit oder zur Schule bringt, etc. Aber auch Dinge mit deutlich weniger physischen Anteilen sind Gegenstand unserer Wahrnehmung, z. B. Verträge, Pläne, gesprochene Sätze, Ideen, die leere Menge etc. Das heißt: das Erkennen ist nicht auf Entitäten mit einer physischen Repräsentation beschränkt, sondern schließt auch gedankliche Konzepte, also Abstraktionen selbst ein.

Dieser Begriff von Objekten oder Entitäten als Grundlage jeder Struktur ist sehr weit gefasst. Das einzige, was tatsächlich gefordert wird, ist die Unterscheidbarkeit verschiedener Objekte und die Unterscheidung zwischen Objekten, die für den jeweiligen Zweck wichtig sind und denen, die unwichtig sind. 

Diese beiden Eigenschaften werden aber gerade durch den Mengenbegriff der Mathematik geliefert: Grundlage jeder Datenstruktur (als Abbild einer konkreten Struktur der Realität) ist eine Menge E von Entitäten. Die Elemente in E modellieren den betrachteten Ausschnitt der Realität, die Dinge außerhalb von E werden nicht betrachtet. Je zwei Elemente in E sind unterscheidbar, also Abbild unterschiedlicher Objekte aus der Realität.

Was erkennen wir nun, wenn wir Dinge der realen Welt wahrnehmen? Eigenschaften! Wenn wir sagen

 (S1) „Michael Löwe ist 1,82 Meter groß“ 

haben wir eine Eigenschaft der Entität Michael Löwe dingfest gemacht: (1) sagen wir damit aus, dass Michael Löwe physische Größe hat und (2) quantifizieren wir die Größe in einem Maßsystem von adäquaten Werten für Größenangaben. Der gleiche Zusammenhang besteht bei Sätzen wie 

(S2)„Die Augenfarbe von Michael Löwe ist graugrün“ oder 

(S3)„Die Leistung dieses Autos ist 55 KW“. 

Wieder wird zunächst konstatiert, dass bestimmten Entitäten bestimmte Eigenschaften zukommen, im Beispiel hat Michael Löwe eine Augenfarbe bzw. dieses Auto eine Leistung in KW. Zweitens wird die Eigenschaft quantifiziert, im ersten Beispiel mit graugrün im zweiten mit 55.

Eigenschaften in dem Sinne, wie wir sie oben herausgearbeitet haben, bestehen also aus zwei Komponenten: (1) aus einer Zuordnung zu einer Entität und aus (2) der Zuordnung eines Wertes. Wir wollen diese Ergebnis jetzt formal präzisieren. 

Dazu benötigen wir zunächst Werte. Die einfachste Möglichkeit dafür ist eine – zunächst unstrukturierte – Menge von Werten V = {... -3, -2, -1, 0, 1, 2, 3, 4 ... blau, rot, grün, ...“abc“, „abd“, ... true, false, ...}.
 In dieser Menge wollen wir zunächst völlig unsortiert alle Werte zusammenfassen, die wir zur Quantifikation von Eigenschaften benötigen. Sie enthält also zumindest alle ganzen Zahlen, alle Zeichenkette, alle Farbwerte, die beiden Wahrheitswerte und ggf. auch rationale oder reelle Zahlen. Die Werte in V sind reine „Beträge“, tragen also keine Einheiten wie etwa KW oder cm. 

Einheiten werden erst im Kontext der Verwendung eines Wertes interessant. So kann derselbe Wert 180 in Zentimetern die Größe einer Person bezeichnen oder in PS die Leistung eines Autos oder in Jahren das Alter eines Baumes. Den Verwendungskontext modellieren wir explizit durch eine Menge A von Attributen. Jedes Element aus A ist eine Eigenschaft von einem Objekt oder einer Entität, die wir wahrgenommen haben und in unserem Abbild von der Realität festhalten wollen. 

Jede Eigenschaft ist eine Eigenschaft einer Entität, ist also einem Element aus der Menge E, der Menge der Entitäten, zugeordnet. Diesen Zusammenhang formalisieren wir durch eine Abbildung p: A ( E, die jedem Attribut die zugehörige Entität zuordnet.
 Auf der anderen Seite hat jedes Attribut einen Wert. Das modellieren wir durch eine Abbildung s: A ( V.

Das Konzept von Datenstruktur, das wir bis hierher aufgebaut haben, kennt Entitäten (E) und Eigenschaften (A) dieser  Entitäten (p), die in einer Wertemenge (V) quantifiziert (s) werden können. Die Strukturen, die wir z. B: in den Sätzen (S1) – (S3) erkennen können, lassen sich in dem Modell so darstellen:

E = {MichaelLöwe, diesesAuto}, 

A = {GrößeInCm, Augenfarbe, LeistungInKW}

p: A ( E ::= GrößeInCm ↦ MichaelLöwe, Augenfarbe ↦ MichaelLöwe, LeistungInKW ↦ diesesAuto

s: A ( W ::= GrößeInCm ↦ 182, Augenfarbe ↦ graugrün, LeistungInKW ↦ 55

Dabei ist zu beachten, dass wir für zwei verschiedene Personen, deren Größe wir in der Datenstruktur festhalten wollen, auch zwei unterschiedliche Attribute benötigen. Denn jedes Attribut ist eindeutig
 einer Entität zugeordnet. 

Das Modell von Datenstrukturen kennt bisher nur Eigenschaften, die genau einer Entität zukommen. Viele Strukturen der Realität stellen aber Eigenschaften dar, die mehreren Entitäten zu eigen sind. Typische Beispiele sind Verwandtschaftsbeziehungen, Besitz- und Eigentümerverhältnisse, Vertragspartnerschaften oder Mitgliedschaften. Ist z. B. Person X der Vater von Person Y, besteht eine symmetrische Struktur zwischen X und Y. Die Vatereigenschaft bezieht sich auf zwei Entitäten nicht auf eine isolierte Entität.

Im vorhandenen Modell könnten wir versuchen, sie durch zwei Attribute auszudrücken. Ein Attribut hatSohn ordnen wir X zu und geben ihm den Wert Y, ein Attribut hatVater ordnen wir Y zu und geben ihm den Wert X. Dieses Vorgehen hat zwei Nachteile. Erstens müssten wir die Unterscheidung zwischen Entitäten und Werten aufgeben. Denn die s-Abbildung von Attributen muss nun auch in der Lage sein, Entitäten zuzuordnen. Dazu müssten sich aber Entitäten wie Werte verhalten, also Teilmenge der Wertemenge sein. Zweitens ist die eine Struktur zwischen X und Y, nämlich die Vaterschaftsbeziehung, im Modell durch zwei Attribute beschrieben, als zusammenhängendes Konzept also aufgelöst.

Besser ist eine Erweiterung des Modells, die ein zusätzliches Konzept für Eigenschaften zwischen Entitäten bereitstellt. In Analogie zu den Attributen stellen wir solche Eigenschaften als eigenständige Elemente einer Menge R von Relationen dar. Die beiden Entitäten, die durch eine Relation in Beziehung gesetzt werden, können dann durch die Angabe zweier Abbildungen e1, e2: R ( E spezifiziert werden. Ist z. B. X der Vater von Y und Y der Vater von Z, so ergibt sich dafür folgende Abstraktion:

E = {X, Y, Z}, R = {V1, V2}, e1: R ( E::= V1 ↦ X, V2 ↦ Y, e2: R ( E::= V1 ↦ Y, V2 ↦ Z.

In diesem Zusammenhang erweisen sich Attribute als spezielle Beziehungen, nämlich als Beziehungen zwischen Entitäten und Werten. In dieser Analogie entspricht die Abbildung p der Zuordnung e1 und die Abbildung s der Funktion e2. Mit dieser Überlegung ließe sich das Modell vereinfachen, wenn wir die Unterscheidung zwischen Werten und Entitäten aufgeben. Dann gibt es nur noch zwei Arten von Objekten im Modell, nämlich Entitäten/Werte und Relationen und die zwei Abbildungen, mit denen Relationen Beziehungen herstellen. Bestimmte Relationen, nämlich die, denen über e1 oder e2 Werte zugeordnet werden, stellen dann die Attribute dar. Wir verzichten auf diese Vereinfachung, da alle praktischen Modellierungsmethoden für Datenstrukturen zwischen Werten und Entitäten unterscheiden. Wir werden weiter unten sehen, dass diese Unterscheidung auch andere Vorteile hat.

Fassen wir den erarbeiteten Stand zusammen: Jede Datenstruktur repräsentiert ein abstraktes Abbild von Strukturen der Wirklichkeit. Eine Datenstruktur D = (V, E, A, R,  p: A ( E,  s: A ( V,  e1, e2: R ( E) besteht aus

1. einer Menge von Werten V (Modell für die verwendeten Quantifikationen)

2. einer Menge von Entitäten E  (Modell für die Objekte der Realität)

3. einer Menge von Attributen A  (Modell für die Eigenschaften einzelner realer Objekte)

4. einer Menge von Relationen R  (Modell für gemeinsame Eigenschaften zweier Objekte)

5. einer Zuordnung der Attribute zu Entitäten p  (Wer oder was besitzt welche Eigenschaft)

6. einer Wertzuweisung für jedes Attribut s  (Quantifizierung der Attribute) und

7. zwei Abbildungen e1 und e2, die für jede Relation die in Beziehung gesetzten Entitäten bezeichnen.

Wie die Diskussion oben gezeigt hat, lassen sich viele interessante Strukturen der Wirklichkeit in Form solcher Datenstrukturen abstrakt darstellen. Welche Strukturen aber für ein konkretes BIS interessant sind und welche nicht, darüber haben wir bisher keine Aussage gemacht. Diese Unterscheidung wird durch Datenmodelle gemacht, die im nächsten Abschnitt eingeführt werden.

Entity/Relationship Modellierung: Grundmodell

In den Datenstrukturen, die wir oben eingeführt haben, können alle Entitäten gleich strukturiert sein, Attribute und Relationen können zu jeder beliebigen Entität zugeordnet werden und wir können auch keine unterschiedlichen Typen von Werten unterscheiden (z. B. ganze Zahlen und Zeichenketten). So hindert uns bisher nichts daran, in einer Datenstruktur ein Attribut „Größe“ zu nennen, es einer Entität „Egon Müller“ zuzuordnen und ihm dann den Wert „blau“ zu geben. Um solchen und anderen Unsinn zu verhindern, gibt man i. d. R. ein Datenmodell an, dass bestimmte Datenstrukturen zulässt und andere als nicht konform zum Modell ausschließt. In diesem Kapitel wollen wir das klassische Modell für Datenstrukturen, das Entity/Relationship-Modell
, einführen und präzisieren.

Grundlage dieses Modells ist erneut ein Typisierungsmechanismus, wie wir ihn schon bei der Beziehung zwischen Geschäftsprozessmodellen und Geschäftsprozessen (mit den Abbildungen type) kennen gelernt haben. Die Idee ist dabei wieder, im Modell bestimmte Typen von Entitäten, Attributen und Relationen für alle Datenstrukturen vorzugeben, die nur die durch das Modell eingeschränkte Struktur besitzen können. Dieses Konzept lässt sich durch strukturverträgliche Abbildungen
 darstellen.

Eine strukturverträgliche Abbildung h: D ( D’ von einer Datenstruktur  D = (V, E, A, R,  p: A ( E,  s: A ( V,  e1, e2: R ( E) in eine Datenstruktur D’ = (V’, E’, A’, R’,  p’: A’ ( E’,  s’: A’ ( V’,  e1’, e2’: R’ ( E’) besteht aus je einer Abbildung für die Werte, Entitäten, Attribute und Relationen, i. e. h: D ( D’ = (hV: V ( V’, hE: E ( E’, hA: A ( A’, hR: R ( R’) mit folgenden Verträglichkeitseigenschaften:

1. hE(p(a)) = p’(hA(a)) 
und  
hV(s(a)) = s’(hA(a)) 
für alle Attribute a ( A

2. hE(e1(r)) = e1’(hR(r)) 
und  
hE(e2(r)) = e2’(hR(r))
für alle Relationen r ( R

Die Eigenschaften (1) und (2) stellen sicher, dass die Struktur jedes Attributs und jeder Relation aus D nach D’ übertragen werden kann. Umgekehrt lässt sich Struktur aus D nur nach D’ übertragen, wenn sie schon in D’ vorgesehen ist. Wenn also D’ bestimmte Strukturen nicht aufweist, dann lässt sich eine Datenstruktur D mit diesen Strukturen nicht auf D’ abbilden. Jede Datenstruktur D’ kann also die Normierungsfunktion, die wir von einem Datenmodell fordern, nämlich die Trennung erlaubter von nicht erlaubten Datenstrukturen, herbeiführen. Denn jede Datenstruktur D’ trennt die Datenstrukturen, die sich strukturverträglich auf D’ abbilden lassen, von denen, für die das nicht geht.

Allerdings ergibt sich beim Übergang von der konkreten Datenstruktur zum Datenmodell auch ein Abstraktionsproblem für das System der Werte. Denn im Modell wollen wir nicht für jedes Attribut genau einen Wert zulassen, sondern jeden Wert eines bestimmten Typs. Zum Beispiel wollen wir formulieren, dass die Größe einer Person als Zahl anzugeben ist, während der Name einer Person eine Zeichenkette sein soll. Dazu müssen wir die Werte zu einem Typsystem erweitern: 

Ein Typsystem TS = (V, T, tv: V ( T) besteht aus einer Menge V von Werten, einer Menge T von Typen und einer Abbildung tV, die jedem Wert seinen Typ zuordnet. Für jeden Typ x ( T ist die Menge der Werte zu x in TS durch die Urbildmenge von x unter tV gegeben.

Ein Beispiel für ein Typsystem ist TS = ({true, false, ..., -2, -1, 0, 1, 2, ..., „“, „a“, „b“, ... „aa“, „ab“, ...}, {Boolean, Integer, String}, tV }. Dabei bildet tV die Werte true und false auf Boolean ab, die Werte 0, 1, 2, ... und –1, -2, ... auf Integer und die anderen Werte auf String. Man kann sich natürlich ganz andere Typsysteme denken, je nach Anwendungssituation. Das Konzept des Typsystems ist also ein ganz abstraktes und allgemeines Konzept für typisierte Mengen von Werten.

Mit diesen Vorarbeiten sind wir jetzt in der Lage, Datenmodelle und Datenstrukturen zu einem Datenmodell formal präzise einzuführen. Sei TS = (V, T, tV: V ( T) ein beliebiges aber fest vorgegebnes Typsystem. Dann ist ein Datenmodell über dem Typsystem TS eine Datenstruktur M mit der „Wertemenge“ T. Das heißt, dass Modelle die Werte für die Attribute aus der vorgegebenen Menge von Typen beziehen. Eine Datenstruktur DM = (D, m: D ( M) zu einem Modell M ist eine Datenstruktur D über der Wertemenge V zusammen mit einer strukturverträglichen Abbildung m in das Modell, so dass die Komponente von m für die Werte mit tV übereinstimmt, d.h. so dass mV = tV. Die Entitäten aus dem Modell M bezeichnen wir auch als Entitätstypen, die Attribute aus dem Modell als Attributstypen und die Relationen aus dem Modell als Relationstypen. Die Entitäten, Attribute und Relationen von D (oder besser DM) werden durch m in M typisiert.

Es hat sich eingebürgert, Datenmodell graphisch darzustellen. Dazu zeichnet man Entitätstypen als Rechtecke, Attributstypen als Kreise oder Ovale und Relationstypen als Rauten. Die Zuordnung der Attributs- und Entitätstypen (i. e. die Abbildungen p, e1 und e2) zeichnet man als Verbindungen zwischen den beteiligten graphischen Objekten und die Typzuordnung für jeden Attributstyp wird neben dem Namen des Attributs in der Graphik für das Attribut vermerkt. 

Ein Beispiel für ein Modell zeigt Abbildung 30. Diese Beispiel für eine Bibliotheksdatenmodell hat drei Entitätstypen, nämlich „Leser“, „Buch“ und „Titel“.
 Der Relationstyp „hat“ ordnet den Büchern ihre Titel zu. Die beiden anderen Relationstypen erlauben Relationen für die Ausleihe eines Buches bzw. die Reservierung eines Titels, wenn alle Bücher dieses Titels ausgeliehen sind.
 Alle Entitäten haben eine Nummer als Attribut vom Typ Integer, Leser darüber hinaus noch einen Namen und einen Vornamen als String-Attribute, Titel zusätzlich ihren Titel und den Autor als String-Attribut.

Das Modell aus Abbildung 30 erzwingt in jeder konformen Datenstruktur, dass jede Relation vom Typ „ausgeliehen“ eine Entität vom Typ „Leser“ mit einer Entität vom Typ „Buch“ in Beziehung setzt. Relationen vom Typ „reserviert“ können nur zwischen Titelentitäten und Leserentitäten bestehen. Hat-Beziehungen werden vom Modell zwischen Buchentitäten und Titelentitäten vorgeschrieben. Genauso präzise Vorgaben macht das Modell für jedes Attribut der Datenstruktur und seiner Beziehung zur Entität. Durch die Typangabe für jeden Attributstyp wird der Wertebereich für jede Attributinstanz entsprechend eingeschränkt. 

Abbildung 31 zeigt eine mögliche Datenstruktur zum Modell aus Abbildung 30. Sie hat drei Leser (L1, L2 und L3) mit den entsprechenden Nummern- und Namensattributen. Sie enthält drei Bücher (B1, B2 und B3), wovon zwei denselben Titel (T1) haben. Das dritte Buch hat einen anderen Titel (T2). Die Bücher B1 und B3 sind ausgeliehen und zwar an die Leser L1 und L2. Deswegen existieren die zwei ausgeliehen-Relationen a1 und a2. Der Titel T2 ist für den Leser L3 reserviert und zwar durch die reserviert-Relation r1. Die Abbildung, die jede Datenstruktur in einem Modell typisiert, geben wir in graphischen Darstellungen von Datenstrukturen durch entsprechende Typangaben (vor dem Doppelpunkt) für jede Entität, jedes Attribut und jede Relation an. Entitäten, Attribute und Relationen werden in Datenstrukturen in der Regel eindeutig benannt (numeriert) und zwar hinter dem Doppelpunkt.

Weitere Beispiele für Datenmodelle sind im Abschnitt „Anhang D: Beispiele zur Datenmodellierung“ enthalten.
Erweiterte Entity/Relationship-Modellierung

Mit dem Grundmodell, das wir oben vorgestellt haben, lassen sich die Eigenschaften von Entitäten (Attribute und Relationen) gut modellieren, indem die Entitätstypen für die Eigenschaften und die Wertebereiche für die Attribute vorgegeben werden. Weniger gut lässt sich die Struktur der Entitäten spezifizieren. Zum Beispiel kann man im Grundmodell nicht beschreiben, dass Entitäten eines Typs immer eine Relation eines bestimmten Typs besitzen müssen. Im Beispiel in Abbildung 30 ist eine solche Situation gegeben: jedes Buch muss eine hat-Relation zu einem Titel besitzen. In diesem Abschnitt geben wir Erweiterungen des Grundmodells an, die es gestatten auch solche Zusammenhänge zu beschreiben.

Kardinalitäten

Der Modellierungsansatz des Grundmodells schränkt die Menge der Attribute oder Relationen an einer Entität nicht ein: Wenn im Modell ein Attributstyp A einem Entitätstyp E zugeordnet ist, dann kann es in einer dem Modell entsprechenden Datenstruktur beliebig viele
 Attribute a zum Typ A geben, die einer Entität e vom Typ E zugeordnet sind. Alle Attribute und Relationen sind also im Grundmodell mengenwertig.
 

Das ist nicht für alle Situationen adäquat. Im Beispiel in Abbildung 30 sollte jedes Buch genau einen Titel
 haben. Jedes Buch, jeder Leser und jeder Titel sollten genau eine Nummer haben. Auch die Attribute Name und Vorname bei den Entitäten vom Typ Leser sowie Titel und Autor bei Entitäten vom Typ Titel sollten für jede Entität genau einmal vorhanden sein. 

Diese Anforderungen an die Datenstrukturen kann man im Modell durch die Angabe sogenannter Kardinalitäten spezifizieren. Abbildung 32 zeigt ein Datenmodell, das solche Kardinalitäten ausnutzt. Kardinalitäten werden zwischen die Entität und das Attribut bzw. die Relation geschrieben. Es gibt folgende gebräuchliche Notationen:

Notation
Bedeutung

*
Optional oder beliebig viele (0 oder beliebig viele).

+
Beliebig viele (1 oder beliebig viele).

(1)
Optional, d. h. 0 oder 1.

Anzahl
So viele, wie die positive ganze Zahl Anzahl (> 0) angibt.

min..max
Zwischen den positiven ganzen Zahlen min und max viele (für min inkl. 0).

K1, K2
Entweder soviel, wie die Kardinalität K1 oder so viele, wie die Kardinalität K2 angibt.

In Abbildung 32 ist zum Beispiel festgelegt, dass jedes Buch keine (0) oder eine (1) Relation ausgeliehen zu einem Leser unterhalten kann. Ein Titel kann demgegenüber für beliebig viele Leser reserviert sein. Natürlich kann jeder Leser beliebig viele Bücher ausleihen und reservieren. Ein Buch hat genau einen Titel. Zu jedem Titel kann es in einer Bibliothek aber beliebig viele Bücher(exemplare) geben. Es ist auch möglich, dass es zu einem Titel gar kein Buch gibt. Diese Situation tritt bei Verlusten auf
 oder, wenn Neuerscheinungen schon als Titel reservierbar aber als Buch noch nicht ausleihbar sind. Das Beispiel macht alle Attribute zu notwendigen und eindeutigen Attributen.

Aus diesen Beispiele wird auch deutlich wie die Kardinalitäten für Relationen graphisch notiert werden. Sie werden dort angebracht, wo ein Relationstyp einem Entitätstyp zugeordnet wird. Ist R ein Relationstyp zwischen E1 und E2 und ist die Kardinalität  von R bezogen auf E1 „*“ und bezogen auf E2 „1“, dann heißt das: (1) Entitäten vom Typ E1 haben genau eine Relation vom Typ R zu einer Entität vom Typ E2 und (2) Entitäten vom Typ E2 können beliebig viele und auch keine Relation vom Typ R zu mehreren Entitäten vom Typ E1 haben.

Kardinalitäten für Attribute werden dort notiert, wo das Attribut der Entität zugeordnet wird. Allerdings ist hier die Leserichtung genau entgegengesetzt.. Eine „1“ zwischen Attributstyp und Entitätstyp sagt aus, dass die Entitäten dieses Typs genau ein Attribut des Attributtyps haben können, und nicht, dass es für jeden Wert des Typs genau eine Entität in jeder modellkonformen Datenstruktur geben muss.

Kardinalitäten sind Spezialfälle logischer Formel über den Strukturen des Grundmodells. So wird zum Beispiel die Kardinalität (a) „(1)“ oder (b) „+“ für einen Relationstyp R zwischen den Entitätstypen E1 und E2 (i. e. e1(R) = E1 und e2(R) = E2) auf der Seite des Entitätstyps E1 durch folgende Formeln von allen Datenstrukturen DM erzwungen: 
(i) Für alle Relationen r1 und r2: m(r1) = R = m(r2)  (  e2(r1) = e2(r2)  (  r1 = r2 
(ii) Für alle Entitäten e mit m(e) = E2 existiert Relation r mit m(r) = R ( e2(r) = e 

Viel weitere Erweiterungen des Grundmodells lassen sich mit solchen Formeln ausdrücken, wie wir schon im nächsten Abschnitt sehen werden.

Schlüssel

Kardinalitäten sind insbesondere für Attribute sehr nützlich, wenn man dafür sorgen will, dass bestimmte Attribute für bestimmte Entitäten Pflicht sind. Das ist häufig der Regelfall. Aus diesem Grund lässt man bei Attributen die Kardinalitätauszeichnung „1“ meist weg und kennzeichnet nur optionale oder mengenwertige Attributzuordnungen explizit.

Oben hatten wir gesehen, dass Attribute als spezielle Beziehungen betrachtet werden können, nämlich als Beziehungen zwischen Entitäten und Werten. Wenn man diese Analogie ausnutzt, kann man sich fragen, welche Rolle Kardinalitäten für die Wertseite der Attribute spielen können. Solche Kardinalitäten machen Aussagen darüber, wie viele Entitäten es zu einem Attributwert geben kann. Dadurch scheiden viele Kardinalitäten als sinnlos an dieser Stelle aus. Zum Beispiel würde eine Kardinalität „1“ zu einem Integer-Typ erzwingen, dass es in jeder wohlgeformten Datenstruktur zum Modell für jede ganze Zahl auch eine zugeordnete Entität gibt. Das ist sicher unpraktisch. 

Sinn machen nur die Kardinalitäten „*“ und „(1)“. Die erste sagt aus, dass es zu einem Wert beliebig viele Entitäten mit diesem Wert geben kann. Das ist der Standardfall und wird deswegen nicht explizit notiert. Die zweite fordert, dass für jeden Wert zum Attribut in jeder Datenstruktur immer nur höchstens eine Entität existiert. Das bedeutet, dass durch den Wert des Attributs (wenn überhaupt, dann) eindeutig eine Entität bezeichnet wird. Solche Attribute nennt man Schlüssel. 

Im Beispiel in Abbildung 32 sind die Schlüsselattribute unterstrichen.
 Wie wir sehen sind im Beispiel alle Nummern, also die künstlichen Attribute, Schlüssel, alle anderen Attribute (die natürlichen Attribute aus der Realität) nicht. Wir werden weiter unten sehen, warum das in guten Datenmodellen immer so ist.

Die Schlüsseleigenschaft eines Attributtyps A für einen Entitätstyp E (i. e. p(A) = E) lässt sich wie die Kardinalitäten als logische Formel formulieren:

(iii) Für alle Attribute a1 und a2: m(a1) = A = m(a2)  (  s(a1) = s(a2)  (  a1 = a2

Die Schlüsseleigenschaft kann dabei für Attribute jeder Kardinalität genutzt werden. Im Fall der Kardinalität „1“ besagt die Schlüsseleigenschaft zum Beispiel, dass der Attributswert seine Entität eindeutig identifiziert. Im Fall der Kardinalität „*“ identifiziert jeder Attributswert seine Entität eindeutig.

Schlüsselattribute haben die besondere Eigenschaft, dass sie ihre Entitäten eindeutig identifizieren: sie sind der eindeutige Schlüssel für ihre Entitäten. Wir bezeichnen als reine Schlüssel solche Schlüsselattribute, die nur diese Eigenschaft haben und keine weiteren Eigenschaften ihrer Entitäten offenbaren. Solche reinen Schlüssel sind rar. Die meisten Schlüsselattribute, die man aus dem täglichen Leben kennt, identifizieren nicht nur ihre Entitäten eindeutig, sondern sagen zusätzlich etwas über die Eigenschaften der Entität aus. Diese nicht reinen Schlüssel nennt man sprechende Schlüssel.

Sprechende Schlüssel sind zum Beispiel:

1) Postleitzahlen: Sie bezeichnen nicht nur eindeutig einen Zustellbereich sondern sagen auch etwas über seinen geographische Lage aus.

2) Kfz-Kennzeichen: Sie bezeichnen nicht nur eindeutig ein zugelassenes Kfz sondern sagen auch etwas über die Zulassungsstelle aus, die den Wagen zugelassen hat.

3) Matrikelnummern der FHDW: sie identifizieren nicht nur einen eingeschriebenen FHDW-Studenten sondern sagen auch etwas über seinen Jahrgang und seinen Studienort.

4) Telefonnummern: Sie identifizieren einen Telefonanschluss (Länderprefix + Vorwahl + Durchwahl) sagen aber auch viel über die geographische Lage des Anschlusses aus.

5) ISBN: diese Buchnummern identifizieren Bücher eindeutig, geben aber auch zusätzlich Informationen über den Erscheinungsort des Buches.

6) Die meisten Rechnungsnummer: sie nummerieren Rechnungen eines Unternehmens eindeutig, sagen aber meist auch etwas über das Jahr der Rechnungsstellung (Formate 1999/23 oder 17-2001).

7) Flugnummern: sie identifizieren eine Flugverbindung, geben aber auch die Fluglinie preis.

8) Bankleitzahlen: sie identifizieren eindeutig ein Kreditinstitut, sagen aber auch noch eindeutig kodiert welches und wo.

9) IP-Adressen: siehe Telefonnummern.

10) Nummernkreise in vielen betriebswirtschaftlichen Standardlösungen für viele unterschiedliche Zwecke. Sie identifizieren nicht nur Rechnungen oder Aufträge eindeutig (Nummer), sondern sagen durch die Zugehörigkeit zu einer Gruppe (Kreis) etwas über den Kunden oder die bearbeitende Geschäftsstelle aus.

Die Liste könnte leicht um viele Beispiele fortgesetzt werden: Fast alle Schlüssel aus dem Alltag sind sprechend. Aus der DV-Perspektive sind sprechende Schlüssel schlecht und unbedingt zu vermeiden! Warum?

Nehmen wir als Beispiel die Matrikelnummer der FHDW. Ihre Systematik verhindert, dass ein Student den Studienort innerhalb der FHDW wechselt (zum Beispiel von Hannover nach Paderborn) und die Matrikelnummer dennoch behält. Er muss die Nummer wechseln und verliert damit die bisherige Identität und erhält eine neue. Ein standortübergreifendes System muss jetzt in der Lage sein zu ermitteln, dass der Student hinter den beiden identifizierenden Nummern derselbe ist.

Aus denselben Gründen können Telefonnummern bei einem Umzug nur im selben Ortsnetz beibehalten werden. Umzüge in ein anderes Ortsnetz führen zur Vergabe einer neuen Nummer an denselben Teilnehmer. Auch Autos müssen neue Kennzeichen bekommen, wenn ihr Standort in einen anderen Zulassungsbezirk verlegt wird.

Postleitzahlen mit regionaler Struktur müssen redesigned werden, wenn die Region, die sie bezeichnen kleiner werden soll. Nur mit Glück reicht das Anhängen einer weiteren Stelle aus, um überall die neue Präzision zu erreichen.

Die erste Umstellung der IP-Adressen steht demnächst an, denn die Adressen in der alten Systematik werden knapp. Der Aufwand wird immens sein, wenn man bedenkt, wie viele organisatorische Abläufe in der Wirtschaft mittlerweile IP-Adressen direkt oder indirekt zur Identifikation von Rechnerstandorten einsetzen. Schade, dass IP-Adressen nicht einfach Nummern sind. Denn davon gibt es bekanntlich so viele, dass sie niemals knapp werden.

Wie wir sehen, sind alle Situationen aufwendig, in denen sich Schlüssel ändern. Denn viele organisatorische Vorgänge im Alltag oder auch im Business basieren auf der Identifikationseigenschaft von Schlüsselattributen. Jede Änderung von Schlüssel bedeutet enorme Umstellungen in der Organisation. Bestes Beispiel dafür war die Postleitzahlumstellung zu Beginn der 90-iger Jahre, die alle Unternehmen und Privatleute in Deutschland beschäftigt hat. 

Die Identifikationseigenschaft von Schlüsseln ist dann am besten, wenn sich der verwendete Schlüssel für ein Objekt nicht ändert solange das identifizierte Objekt existiert. Je mehr ein Schlüssel „spricht“, umso größer ist die Wahrscheinlichkeit, dass man im Laufe der Zeit verschiedene Schlüssel für dasselbe Objekt benötigt. Und umso mehr verliert das Objekt seine eindeutige Identität.

Sprechende Schlüssel stammen aus der Zeit, in der nicht nur Computer mit ihnen umgehen mussten. Auch die Angestellten in den Unternehmen sollten den Schlüssel sofort bestimmte Informationen entnehmen können. Die Schlüssel sprachen zu ihnen. Damit ging der Postlauf im Unternehmen einfacher, die Zuordnung bestimmter Objekte zu bearbeitenden Stellen wurde erleichtert oder Irrläufer konnten schnell entdeckt werden. So ist zum Beispiel in vielen Unternehmen in den Vertragsnummern die Kundennummer, die Vertragsart, die bearbeitende Geschäftstelle oder das Jahr des Vertragsabschlusses enthalten. Es ist klar, dass in einem solchen Fall die Vertragsnummer angepasst werden muss, wenn (1) Geschäftsstellen zusammengelegt werden, (2) Industriekunden fusionieren, (3) Vertragsergänzungen zu einer neuen Art führen oder (4) das Format der Jahreszahlenangabe geändert wird.

Also: Hände weg von sprechenden Schlüsseln! Die besten Schlüssel sind einfache Nummern, wenn sie kurz sein sollen alphanumerische Nummern.
 Alle in sprechenden Schlüsseln kodierte Information realisiert man mit Attributen zum betreffenden Objekt. Denn Attribute sollen und können sich leicht ändern. Benötigt man die Information aus diesen Attributen zu einem Objekt mit einem vorgegebenen Schlüssel, so ist es für ein modernes BIS ein leichtes, sie bereitzustellen.

Attribute und Relationen für Relationen

In unserem derzeitigen Modellierungsapparat für Datenstrukturen sind Attribute nur für Entitäten möglich und Relationen können nur Entitäten in Beziehung setzen. In vielen praktischen Fällen benötigt man aber auch Attribute für Relationen und Relationen zwischen Relationen. 

Zum Beispiel ist es zur Überwachung der Ausleihfrist im Modell in Abbildung 32 wichtig, das Datum festzuhalten, wann ein Buch an einen Leser ausgeliehen wurde. Dieses Ausleihdatum ist kein Attribute des Lesers und auch kein Attribut des Buches, sondern ein Attribut der Ausleihe. 

Zur Abwicklung der Reservierung wäre es in demselben Modell günstig, vorläufige Ausleihen darzustellen. Eine vorläufige Ausleihe wird dann etabliert, wenn ein Buch in die Bibliothek zurückkommt, für dessen Titel eine Reservierung besteht. In diesem Fall ist das Buch nicht allgemein ausleihbar, sondern praktisch schon wieder ausgeliehen, nämlich an den Leser, der reserviert hat. Diese Ausleihe ist aber eine spezielle. Sie ist vorläufig bezogen auf die vorhandene Reservierung. Holt der Leser das reservierte Buch ab, wird aus der vorläufigen Ausleihe eine Ausleihe. Holt er es (innerhalb einer Frist) nicht ab, wird die Ausleihe samt Reservierung zurückgenommen. Die Vorläufigkeit einer Ausleihe ist nur im Zusammenhang mit einer Reservierung zu verstehen, also eine Beziehung zwischen einer Ausleihe und einer Reservierung.

Abbildung 33 zeigt ein erweitertes Modell des Bibliotheksbeispiels, das diese Aspekte berücksichtigt. Es enthält Attribute für Relationen (Ausleihdatum) und Relationen zwischen Relationen (vorläufig). 

Diese Erweiterungen lassen sich sehr schnell in unser Grundmodell einbauen. Dazu muss lediglich der Wertebereich der Attributszuordnung (Abbildung p) und der Relationszuordnungen (Abbildungen e1 und e2) auf Entitäten und Relationen erweitert werden. Das heißt, wir verändern die zugrunde liegenden Datenstrukturen so:

Eine Datenstruktur D = (V, E, A, R,  p: A ( E ( R,  s: A ( V,  e1, e2: R ( E ( R) mit höheren Attributen und Relationen besteht aus:

1. einer Menge von Werten V (Modell für die verwendeten Quantifikationen)

2. einer Menge von Entitäten E  (Modell für die Objekte der Realität)

3. einer Menge von Attributen A  (Modell für die Eigenschaften einzelner realer Objekte)

4. einer Menge von Relationen R  (Modell für gemeinsame Eigenschaften zweier Objekte)

5. einer Zuordnung p der Attribute zu Entitäten oder Relationen (Was besitzt welche Eigenschaft.)

6. einer Wertzuweisung s für jedes Attribut  (Quantifizierung der Attribute) und

7. zwei Abbildungen e1 und e2, die für jede Relation die in Beziehung gesetzten Entitäten oder Relationen bezeichnen. (Was wird in Beziehung gesetzt.)

Dieses Modell erlaubt auch Beziehungen zwischen Entitäten und Relationen. Die Elemente der Menge E ( R nennt man auch die Objekte der Datenstruktur. Die Konstruktion der Modelle für diese Strukturen erfolgt nach demselben Schema wie in Abschnitt „Entity/Relationship Modellierung: Grundmodell“ mit Hilfe derselben strukturverträglichen Abbildungen. 

Generalisierung/Spezialisierung

Häufig hat man in Entity/Relationship-Modellen eine ganze Reihe von Entitätstypen, die sich sehr ähnlich sind. Viele Attributstypen dieser Entitätstypen spielen dieselbe Rolle und es gibt auch viele Relationen, die auf dieselbe Weise mit dem Kontext in Beziehung setzen. In diesen Fällen möchte man die Gemeinsamkeiten als eigenständigen Entitätstyp aus den vorhandenen Entitätstypen abstrahieren (Generalisierung) und die vorhandenen Entitätstypen als spezielle Varianten dieser Abstraktion darstellen.

Umgekehrt gibt es auch oft den Fall, dass vorhandene Entitätstypen verfeinert werden müssen (Spezialisierung). Wir könnten in unserem Bibliotheksbeispiel aus Abbildung 33 zum Beispiel Wenigleser und Vielleser unterscheiden und nur den häufigen Lesern das Reservierungsrecht einräumen. Ausleihen sollen aber alle Leser können. Auch bei den Titeln bietet sich eine Verfeinerung an, denn nur Monographien haben einen Autor, Sammelbände haben einen Herausgeber. Titel und Titelnummer sind aber gemeinsame Strukturen aller Titel.

In Abbildung 34 haben wir diese Ideen in unser Beispielmodell eingebaut. Spezielle Entitäten (Unterentitäten) sind als Entitäten in Entitäten (Oberentitäten) gezeichnet. Konzeptionell sorgt diese Beziehung zwischen Ober- und Unterentitäten dafür, dass alle Attribute und Relationen der Oberentität auch Attribute und Relationen der Unterentität sind. So hat in Abbildung 34 die Entität Vielleser auch einen Namen, weil alle Leser einen haben. Attribute oder Relationen, die nur für die spezielle Entität vorgesehen sind, verbindet man direkt mit der Unterentität. Ein Beispiel ist die Relation reserviert in Abbildung 34, die nur zu Entitäten des Typs Vielleser bestehen kann, nicht aber zu beliebigen Lesern.

In unsere Datenstrukturen aus den Abschnitten „Datenstrukturen“ und „Attribute und Relationen für Relationen“ lässt sich das Konzept der Spezialisierung dadurch einbauen, dass man die Objekte der Datenstruktur partiell ordnet:

Eine Datenstruktur D = (V, E, A, R,  p: A ( E ( R,  s: A ( V,  e1, e2: R ( E ( R, () mit höheren Attributen und Relationen und Spezialisierungsbeziehungen besteht aus:

1. einer Menge von Werten V (Modell für die verwendeten Quantifikationen)

2. einer Menge von Entitäten E  (Modell für die Objekte der Realität)

3. einer Menge von Attributen A  (Modell für die Eigenschaften einzelner realer Objekte)

4. einer Menge von Relationen R  (Modell für gemeinsame Eigenschaften zweier Objekte)

5. einer Zuordnung p der Attribute zu Entitäten oder Relationen (Was besitzt welche Eigenschaft.)

6. einer Wertzuweisung s für jedes Attribut  (Quantifizierung der Attribute) 

7. zwei Abbildungen e1 und e2, die für jede Relation die in Beziehung gesetzten Entitäten oder Relationen bezeichnen. (Was wird in Beziehung gesetzt.) und

8. einer partiellen Ordnung ( auf den Objekten E ( R der Datenstruktur, die angibt, welche Objekte Spezialisierung von anderen Objekten sind.

Ist O1 ( O2, dann heißt das, dass O1 Spezialisierung von O2 ist und O2 Generalisierung von O1. Diese zusätzliche Struktur auf den Objekten der Datenstrukturen führt zu einer Revision der Definition strukturverträglicher Abbildungen:

Eine strukturverträgliche Abbildung h: D ( D’ zwischen Datenstrukturen mit Spezialisierungsbeziehungen  D = (V, E, A, R,  p: A ( E ( R,  s: A ( V,  e1, e2: R ( E ( R, () und D’ = (V’, E’, A’, R’,  p’: A’ ( E’ ( R’,  s’: A’ ( V’,  e1’, e2’: R’ ( E’ ( R’, (’) besteht aus je einer Abbildung für die Werte, Entitäten, Attribute und Relationen, i. e. h: D ( D’ = (hV: V ( V’, hE: E ( E’, hA: A ( A’, hR: R ( R’) mit folgenden Verträglichkeitseigenschaften:

1. o1 ( o2  impliziert  hE(R(o1) (’ hE(R(o2)

2. hE(R(p(a)) (’ p’(hA(a)) 
und  
hV(s(a)) = s’(hA(a)) 
für alle Attribute a ( A

3. hE(R(e1(r)) (’ e1’(hR(r)) 
und  
hE(R(e2(r)) (’ e2’(hR(r))
für alle Relationen r ( R

Die erste Eigenschaft bedeutet, dass die Spezialisierungsstruktur durch die Abbildung transportiert werden muss. Die beiden anderen Eigenschaften sind Modifikationen der Eigenschaften der strukturverträglichen Abbildungen aus dem Abschnitt „Entity/Relationship Modellierung: Grundmodell“. Die Forderungen an die Strukturverträglichkeit werden hier dadurch abgeschwächt, dass Gleichheitsbeziehungen durch Spezialisierungsbeziehungen ersetzt werden. So besagt zum Beispiel der erste Teil der zweiten Eigenschaft: Wenn ein Attribut a zu einem Objekt o in der Quelldatenstruktur gehört, dann muss das Bild von a in der Zieldatenstruktur einem Objekt zugeordnet sein, dass genereller ist als das Bild von o.

Diese strukturverträglichen Abbildungen nutzen wir nun wieder aus, um Datenstrukturmodelle und Datenstrukturen zu einem Modell über einem beliebigen aber fest vorgegebnen Typsystem TS = (V, T, tV: V ( T) zu definieren:

1. Ein Datenmodell über dem Typsystem TS ist eine Datenstruktur mit Spezialisierungsbeziehungen M, so dass die Wertemenge VM = T ist.  

2. Eine Datenstruktur DM = (D, m: D ( M) zu einem Modell M besteht aus (1) einer Datenstruktur mit Spezialisierungsbeziehungen D, so dass VD = V (Wertemenge ist die aus dem Typsystem) und (D = idE(R (ohne echte Spezialisierungen) und (2) einer strukturverträglichen Abbildung m in das Modell, so dass mV = tV (Wertetypisierung stammt aus dem Typsystem).

Mit diesen Konzepten haben wir die gebräuchlichsten Elemente der Entity/Relationship-Modellierung von Datenstrukturen eingeführt und präzisiert. Datenmodelle sind in dieser Form weit verbreitet und häufig als grundlegende und einzige Dokumentation für betriebliche Informationssysteme vorhanden. Das ist nicht weiter verwunderlich, hatten wir doch bereits in der Einleitung festgestellt, dass es bei BIS im wesentlichen um die strukturierte Erfassung, Verarbeitung und Präsentation von Daten geht.

Datenstrukturen sind aber nur die Grundlage für BIS. Denn Datenstrukturen sind statische Gebilde. Die eigentlichen Geschäftsfunktionen eines BIS bedienen sich dieser Strukturen und verändern sie. Dieser Aspekt wird im nächsten Abschnitt behandelt.

Geschäftsfunktionen

Es gibt viele Methoden und Sprachen dafür, Geschäftsfunktionen für ein BIS zu entwerfen und zu realisieren. Es ist klar, dass die konkrete Gestalt der Geschäftsfunktionen in hohem Maße von der eingesetzten Methode und der eingesetzten Programmiersprache abhängt. Cobol-Programme sehen schon optisch ganz anders aus als Java-Programme, objektorientierte Systeme haben eine ganz andere Struktur als Ablauf-orientierte Systeme, und BIS auf der Basis relationaler Datenbanken sehen anders aus als BIS, die direkt das File-System des Betriebsystems nutzen.

Eines ist aber allen Geschäftsfunktionen gemein: sie müssen kurze Transaktionen sein (siehe oben). Egal wie sie beschrieben sind, ihr Effekt (oder ihre Semantik) muss aus einer Reihe von Veränderungen im Datenbestand bestehen. In diesem Abschnitt stellen wir diese Semantik von Geschäftsfunktionen in den Mittelpunkt, geben ein abstraktes Beschreibungsmittel für solche kurze Transaktionen auf der Basis der eingeführten Datenstrukturen
 an und klassifizieren die Rolle der Geschäftsfunktionen nach den Kriterien suchen, navigieren und transformieren.

Suchen und Finden

Jede Geschäftsfunktion bearbeitet einen Teilausschnitt der gesamten Datenstruktur in einem BIS. Insofern beginnt jede Ausführung einer Funktion zunächst einmal damit, die Stelle in der Datenstruktur zu suchen und zu finden, an der die Funktion ansetzen soll. Suchen und Finden ist also Teil jeder Geschäftsfunktion und auch schon die vollständige Geschäftsfunktion selbst, wenn man den Datenbestand gar nicht verändern will, sondern nur Informationen aus ihm gewinnen will. Aus diesem Grund lohnt es, das Thema Suchen und Finden unabhängig zu betrachten.

In unserem Bibliotheksbeispiel (Abbildung 34) könnten zum Beispiel folgende Suchen interessant sein:

1. Suche und finde den Leser mit der LNummer „777“!

2. Suche und finde alle Leser, deren Name „Müller“ ist!

3. Suche und finde alle Bücher, die der Leser mit der LNummer „777“ ausgeliehen hat!

4. Suche und finde alle Bücher zu dem Titel mit der TNummer „222“, die ausgeliehen sind!

5. Suche und finde alle Bücher zu dem Titel mit der TNummer „222“, die nicht ausgeliehen sind!

6. Suche und finde alle Ausleihen, deren Ausleihdatum länger als 4 Wochen zurückliegt.

Ebenso wie die Modelle und die Datenstrukturen kann man solche Suchen graphisch darstellen. Die sechs Suchen oben sind zum Beispiel in der Abbildung 35 wiedergegeben. Wie wir sehen, sind Suchen nichts weiter als spezielle Situationen, die man als Muster in einer Datenstruktur sucht. Suchen sind also selber prototypische Datenstrukturen, die man in einer anderen Datenstruktur finden will. Dabei sind die Namen der Entitäten, Attribute und Relationen selbst nicht relevant, wohl aber die Struktur zwischen den Suchelementen und die Werte der Attribute, die angeben sind.

Was man also sucht, ist eine Unterstruktur in der zu durchsuchenden Datenstruktur, die strukturell mit dem Suchmuster übereinstimmt. Diesen Sachverhalt können wir wiederum ganz einfach über strukturverträgliche Abbildungen auf den Punkt bringen. 

Dazu setzen wir den Begriff der strukturverträglichen Abbildung zunächst auf Datenstrukturen, die im selben Modell typisiert sind, fort: Sind DM1 = (D1, m1: D1 ( M) und DM2 = (D2, m2: D2 ( M) Datenstrukturen, die im selben Modell M typisiert sind, dann ist eine strukturverträgliche Abbildung h: DM1 ( DM2 eine strukturverträgliche Abbildung h: D1 ( D2 auf den zugrunde liegenden Datenstrukturen, die mit der Typisierung verträglich ist, i. e. m2 ( h = m1.

Ist M ein Modell für Datenstrukturen, dann ist ein Suchmuster S eine Datenstruktur, die in M typisiert ist, zusammen mit einem ausgezeichneten Objekt ( in S, das konkret gesucht werden soll.
 Jede strukturverträgliche Abbildung  h: S ( D definiert ein Vorkommen von S in einer zu durchsuchenden Datenstruktur D. Die Menge aller Treffer S>D für ein Suchmuster S in einer Datenstruktur D ist die Menge aller Vorkommen von S in D, i. e. die Menge aller strukturverträglichen Abbildungen von S nach D. Die Menge der gefundenen Objekte für S in D ist die Menge S(D) = {h(() | h ( S>D}.

Mit diesen Begriffen lassen sich die ersten vier der oben beispielhaft angegebenen Suchanfragen präzisieren. Die beiden letzten Suchen erfordern etwas mehr technischen Apparat, den wir hier nicht mehr in vollem Umfang darstellen werden. Wir wollen hier nur deutlich machen, dass sich das Konzept der Treffer in Form strukturverträglicher Abbildungen von einem Suchmuster in eine Datenstruktur auch auf diese Fälle erweitern lässt.

Im Fall (5) sucht man nicht nur das Vorhandensein von Strukturen, sondern auch das Nichtvorhandensein bestimmter Teilstrukturen. Die Negation, die dafür nötig ist, ist in der Zeichnung durch das Symbol „(“ dargestellt. Zur Präzisierung dieses Falls muss man zwei Anteile – den positiven und negativen – im Suchmuster unterscheiden. Im Beispiel in Abbildung 35 besteht der positive Teil aus „B1“, „h1“, „T1“ und „222“, der negative Teil aus „L1“ und „a1“. Ein Treffer in D ist dann eine strukturverträgliche Abbildung des positiven Teils in D, die sich nicht um den negativen Anteil erweitern lässt. 

Formal bedeutet das: Ein Suchmuster S = (SP, SN) mit Negation besteht aus zwei Suchmustern SP ( SN. Ein Treffer für S in D ist eine strukturverträgliche Abbildung hP: SP ( D, so dass keine strukturverträgliche Abbildung hN: SN ( D existiert mit hP ( hN.

Im Fall (6) wird nicht nach festen Werten für die Attribute gesucht, sondern nach Attributwerten, die eine bestimmte Bedingung erfüllen. In solchen Fällen enthält das Suchmuster Variablen (im Beispiel in Abbildung 35 „Date1“), die erst durch eine Abbildung in die zu durchsuchende Datenstruktur mit Werten belegt werden. Eine strukturverträgliche Abbildung h ist nur dann ein Treffer, wenn alle Bedingungen in den Attributen mit der durch h bestimmten Variablenbelegung wahr werden. Die Präzisierung dieses Falls und des dafür nötigen Variablenkonzepts ist in „Anhang E: Suchmuster und Geschäftsfunktionen mit Variablen“ enthalten.

Das hier eingeführte Konzept der Suche ist grundlegend für die weiteren Betrachtungen von Geschäftsfunktionen in den folgenden Abschnitten.

Navigieren

Geschäftsfunktionen wirken immer auf einen Teil der vorhandenen Geschäftsdaten. Um die richtige Stelle zu finden, haben wir oben ein Konzept zum Suchen und Finden bestimmter Strukturen mit bestimmten Attributwerten (Suchmuster) eingeführt. In vielen Fällen reicht das aber nicht zur exakten Bestimmung der Stelle, an der eine Geschäftsfunktion ansetzen soll, aus. Folgende Beispiele sind dabei typisch:

1. Ein bestimmter Vertrag muss gefunden werden, die Vertragsnummer ist unbekannt, aber Name und Geburtsdatum des Vertragspartners sind vorhanden.

2. Ein Vertrag für ein Auto ist zu finden, die Vertragsnummer unbekannt, aber das amtliche Kennzeichen des Autos liegt vor.

3. Über ISDN liegt eine Anrufertelefonnummer vor, ein Vertrag des Geschäftspartners mit dieser Nummer ist zu finden.

4. Der Mutterkonzern eines Unternehmens, dessen Name bekannt ist, ist über eine rekursive Tochter-Beziehung im Datenmodell zu bestimmen.

In all diesen Fällen reicht die Information zum Suchen nicht aus, um das Ziel der Suche mit einem Suchmuster eindeutig zu finden. Entweder landet man (eindeutig) knapp daneben oder man erzielt eine zu große Treffermenge. So führt die Suche nach dem Vertragspartner im Beispiel (1) oben noch nicht zum gewünschten Vertrag, die Suche nach allen Verträgen zu dem Vertragspartner aber zu einer ganzen Liste von Verträgen. Im Beispiel (3) können schon mehrere Vertragspartner dieselbe Telefonnummer haben und jeder Partner mehrere Verträge.

In solchen Fällen helfen Navigationsfunktionen in den Datenstrukturen. Sie benutzen den strukturellen Kontext von Objekten, um von einem (bekannten) Objekt zu einem anderen (benötigten) Objekt zu gelangen. Im besten Fall werden dem Benutzer eines BIS alle im Modell vorhandenen Relationen zum Übergang von einem Objekte O1 zu irgendeinem anderen mit O1 direkt in Beziehung stehendem Objekt angeboten. Dann kann der Benutzer von einem Startpunkt (i. d. R. ein Suchergebnis) aus in „jede Richtung“ in der vorhandenen Datenstruktur navigieren, um so – ggf. durch weitere partiell vorhanden Information geleitet – das eigentliche Ziel seiner Suche zu finden.

Navigationsfunktionen sind also von den konkreten Entitäten, Beziehungen und Attributen in einem Datenmodell unabhängig. Sie manipulieren vielmehr die aktuelle Treffermenge, deren Mitglieder wir oben mit „(“ markiert haben. Man kann zwei grundsätzliche Arten von Navigationsfunktionen unterscheiden:

1. Einschränkung der Treffermenge: der Benutzer wählt aus der aktuellen Treffern eine Teilmenge oder ein Element explizit aus.
 Diese Auswahl wird zur aktuellen Treffermenge, die anderen Objekte sind damit explizit von der weiteren Navigation ausgeschlossen.
 

2. Erweiterung der Treffermenge: der Benutzer erweitert die vorhandene Treffermenge T um alle Objekte die mit einem Objekt aus T direkt in Beziehung stehen.

Eine konkrete Navigation ist der ständige Wechsel zwischen diesen beiden Grundoperationen, der den Benutzer schließlich zu einer Treffermenge bringt, die ihm die gesuchte Information darstellt oder die er mit einer Geschäftsfunktion manipulieren möchte.

(Kurze) Transaktionen

Alle Funktionen, die wir bisher betrachtet haben, haben den zugrunde liegenden Datenbestand nicht verändert, waren reine Auskunftsfunktionen bzw. Hilfsmittel zur Bestimmung einer Stelle im Datenbestand zur weiteren Verarbeitung. In diesem Abschnitt betrachten wir nun die eigentlichen Geschäftsfunktionen, die kurzen Transaktionen, die den Datenbestand aktualisieren.

Unserem Datenmodell entsprechend können kurze Transaktionen nur aus folgenden Elementaren Operationen aufgebaut sein (jede dieser Operationen entspricht einem elementaren „Update“ auf den Daten):

1. Löschen einer Entität inklusive des gesamten Kontexts (Relationen und Attribute)

2. Einfügen einer neuen Entität mit neuen Attributen

3. Löschen einer Relation inklusive des gesamten Kontexts (Relationen und Attribute)

4. Einfügen einer neuen Relation zwischen zwei vorhandenen Objekten mit neuen Attributen 

5. Löschen von Attributen

6. Einfügen eines neuen Attributs

Die Aktualisierungsoperationen, z. B. das setzen eines Attributs auf einen neuen Wert, ist damit zusammengesetzt aus dem Löschen des alten Attributs mit dem alten Wert und dem Einfügen eines neuen Attributs mit dem neuen Wert. Jede Geschäftsfunktion, genauer kurze Transaktion, (1) löscht also eine bestimmte Menge von Objekten und (2) fügt eine bestimmte Menge von neuen Objekten ein. 

Wir benutzen hier eine Notation in Form von Vorher-Nachher-Regeln (Vorher ( Nachher), um solche Transaktionen zu spezifizieren. Beide Seiten der Regel sind Muster über dem verwendeten Datenmodell. Das Vorher-Muster beschreibt, wie die Situation im Datenbesthand aussehen muss, damit die Transaktion ausgeführt werden kann. Das Nachher-Muster beschreibt, welche Struktur von der Transaktion erzeugt wird. Beide Muster haben einen gemeinsamen Teil, den Kontext, der bei der Ausführung der Transaktion unverändert bleibt. Bei der Ausführung einer Transaktion werden alle Objekte des Vorher-Musters, die nicht im Kontext sind, gelöscht, und alle Objekte des Nachher-Musters, die nicht im Kontext sind, erzeugt.

Abbildung 36 zeigt einige Beispiele für solche Transaktionen in unserem Bibliotheksbeispiel. Der gemeinsame Teil, der Kontext, der beiden Muster einer Regel haben wir immer grau gezeichnet. Der Teil, den die Regel löscht, ist rot unterlegt, der Teil, den sie erzeugt, grün. Der Kontext kann aber auch dadurch ermittelt werden, dass alle Objekte des Vorher-Musters und des Nachher-Musters mit demselben Namen selektiert werden. Der Kontext der ersten Regel aus Abbildung 36 besteht zum Beispiel aus den Objekten L1 und B1.

Die erste Regel in der Abbildung realisiert die Transaktion der Ausleihe. Als Vorbedingungen für diese Transaktion müssen durch entsprechende Suchen oder Navigationen ein Buch (B1) und ein Leser (L1) bestimmt worden sein ((-Markierung), die an der Ausleihe teilnehmen sollen. Die Transaktion macht nichts weiter, als eine Ausleihrelation mit einem entsprechenden Attribut einzufügen.

Die zweite Regel in der Abbildung kehrt den Effekt der ersten um. Sie löscht eine Ausleihrelation. Damit stellt sie die Rückgabe eines Buches in die Bibliothek dar. Diese Transaktion benötigt als Vorbedingung nur die Selektion eines Buches ((-Markierung). Durch die Löschung der Relation wird natürlich implizit auch das Attribut mit dem Ausleihdatum gelöscht, das ja nicht ohne zugeordnetes Objekt (p-Abbildung der Datenstruktur) existieren kann.

Die dritte Regel in der Abbildung behandelt die Rückgabe eines Buches, wenn für den Titel eine Reservierung vorliegt. In diesem Fall wird nicht nur die alte Ausleihrelation gelöscht, sondern auch eine neue für den Leser, der reserviert hatte, aufgebaut und mit der Reservierung als vorläufig gekennzeichnet. Diese Regel kann man als Spezialisierung der zweiten Regel auffassen. Das wird auch dadurch deutlich, dass sowohl das Vorher- als auch das Nachher-Muster der dritten Regel das der zweiten umfasst. In solch einem Fall vereinbaren wir, dass immer die speziellste Regel angewendet werden muss. Das heißt anders herum: eine Transaktion kann nur angewendet werden, wenn die vorhandene Struktur nicht zur Anwendung einer spezielleren Regel ausreicht.

Die vierte Regel zeigt die Inventarisierung eines Buches zu einem vorhandenen Titel. Diese Regel muss unter anderem einen neuen Schlüssel vergeben, was wir durch die Operation „Next“ dargestellt haben. Diese Operation stellt die nächste noch nicht verwendete Buchnummer bereit. Welche Operationen in den Transaktionen benutzt werden können, lassen wir offen. Sie müssen nur in jedem Anwendungsfall genau spezifiziert werden. Natürlich können die Operation des Nachher-Musters auch auf Variablen im Vorher-Muster zurückgreifen (Details zum Variablenkonzept siehe „Anhang E: Suchmuster und Geschäftsfunktionen mit Variablen“).

Zum Abschluss dieses Abschnitts wollen wir den oben intuitiv eingeführten Transaktionsmechanismus präzisieren (zunächst ohne Variablen). Dabei sei M ein fest vorgegebenes Modell. 

Eine Transaktion T = (VM, K, NM) besteht aus zwei Suchmustern VM (Vorher-Muster) und NM (Nachher-Muster) und deren gemeinsamen Kontext K = VM ( NM.
 Beide Muster besitzen eine Auszeichnung selektierter Objekte durch die Angabe einer Teilmenge ihrer Objekte ((-Markierung in den Graphiken). 

Eine Transaktion T = (VM, K, NM) ist auf einen Datenbestand D anwendbar, wenn es einen Treffer für VM in D durch eine strukturverträgliche Abbildung h: VM ( D gibt, so dass die (-markierten Objekte in VM auf (vorher durch Suchen und Navigation bestimmte) Treffer in D abgebildet werden.

Ist ein Transaktion T = (VM, K, NM) unter h: VM ( D in einer Datenstruktur D anwendbar, so transformiert die Anwendung von T auf D entlang h die Datenstruktur D in eine Datenstruktur Th(D) wie folgt:

1. (Löschen) Alle Objekte in D, die unter h Urbilder aus VM – K haben werden samt ihres abhängigen Kontexts gelöscht. Dadurch entsteht D’.

2. (Einfügen) Alle und nur die Objekte aus NM – K werden als frische Kopie (neue Namen) zu D’ hinzugefügt. Dadurch entsteht Th(D). Die neuen Objekte müssen strukturell so hinzugefügt werden wie das in NM spezifiziert ist, das heißt so, dass es eine strukturverträgliche Abbildung h’: NM ( Th(D) gibt, die NM – K genau auf die neu erzeugten Objekte abbildet.

Dadurch dass eine Regel schon ihrem Charakter nach ganz oder gar nicht ausgeführt wird, haben wir mit dem oben dargestellten Beschreibungsformalismus für Geschäftsfunktionen unmittelbar deren Transaktionseigenschaft miterfasst. Die graphische Notation erlaubt zudem die schnelle und anschauliche Überprüfung, ob ein Datenmodellentwurf geeignet ist, die zur Abwicklung der Geschäftsprozesse nötigen Geschäftsfunktionen bereitzustellen. Das Zusammenspiel von Geschäftsprozessen, Aktivitäten, Datenstrukturen und darauf operierenden Funktionen wird im Abschnitt „Integrierter Entwurf von Prozessen, Aktivitäten und Funktionen“ dargestellt.

Oberflächengestaltung

Jedes Betriebliche Informationssystem wird für Anwender entwickelt und betrieben, um Sie bei der Erledigung ihrer Aufgaben im Betrieb zu unterstützen: (1) Das BIS zeigt dem Anwender Daten aus dem Betrieb, die - richtig interpretiert - wichtige Informationen für seine weiteren Handlungen geben. (2) Die Geschäftsfunktionen des BIS werden vom Anwender benutzt, ihre Ausführung wird damit wichtiger Bestandteil seiner Handlungen.
 

Aus diesem Grund ist die Schnittstelle des BIS zu seinen Anwendern, die Benutzeroberfläche oder kurz Oberfläche, von ganz entscheidender Bedeutung für die Qualität des Systems, insbesondere für die Akzeptanz bei den Anwendern.
 Häufig entscheidet sich hier, ob ein neu entwickeltes System überhaupt eingesetzt wird oder nicht. Denn alles, was die Anwender von dem System sehen, sehen sie an der Oberfläche: 

1. An der Oberfläche werden die betrieblichen Daten präsentiert. Von der Qualität der Präsentation hängt es ab, ob die Daten leicht und sicher interpretiert werden können, also zu nützlichen Informationen werden.

2. Über die Oberfläche werden die Geschäftsfunktionen ausgelöst. Vom der Art und Weise, wie die Geschäftsfunktionen angeboten werden und wie klar der Kontext ihrer Anwendung dargestellt wird, hängt der sichere und zielsichere Einsatz der Funktionen ab.

3. Die Effekte, die eine Anwendung einer Geschäftsfunktion im Datenbestand hervorgerufen hat, lassen sich nicht direkt analysieren. Nur durch die Betrachtung der veränderten Daten an der Oberfläche lassen sich Geschäftsfunktionen beobachten.

Die Oberfläche ist also eine ganz wichtige Komponente eines BIS.
 Das zeigt sich auch dadurch, dass viele Methoden zur Entwicklung von BIS der Gestaltung der Oberfläche großen Raum geben oder viele gängige Programmiersysteme auf das Adjektiv „visual“ in ihrem Namen großen Wert legen.
 Diese Konzentration auf die Oberfläche führt aber in vielen Fällen auch zur Übertreibung: Viele moderne Entwicklungssysteme suggerieren, dass es am einfachsten und besten ist, die Entwicklung eines Systems mit der Gestaltung der Oberfläche zu beginnen. Das ist falsch. Denn durch diese Vorgehen bezieht das gesamte System seine Strukturen von der Oberfläche. Das ganze System ist nur dazu da, die Oberfläche zu realisieren. Die Funktionstüchtigkeit des Systems hängt dann von der Stabilität der Oberfläche ab. Oberflächen sind aber nicht stabil, was sich zum Beispiel an folgenden Punkten zeigt:

1. Mit den aktuellen Client/Server-Architekturen für BIS wurde insbesondere die Ablösung der hergebrachten Maskenoberflächen der Mainframe-Architektur durch graphische Oberflächen eines PC’s betrieben.

2. Das Internet fordert technisch ganz bestimmte Oberflächen von einem BIS, nämlich solche, die ein WWW-Browser anzeigen kann. Diese Oberflächen unterscheiden sich erheblich von den üblichen graphischen Oberflächen der gängigen Betriebssysteme. Und was ein Browser anzeigen kann, hat sich in den letzten Jahren dramatisch verändert.

3. Die von einem Betriebssystem zur Gestaltung der Oberfläche angebotenen „Controls“ verändern sich innerhalb weniger Jahre. Bestes Beispiel ist hier Windows von Microsoft. Durch die Active-X-Technik ist hier sogar ein Markt für Oberflächen-Features entstanden.

4. Ganz neue Interaktionsformen mit dem Computer werden zur Zeit für den Masseneinsatz erschlossen, z. B. die Interaktion mit gesprochener Sprache mit Hilfe von Spracherkennungssoftware oder Klartexterkennung durch OCR-Software.

5. Die Möglichkeiten an der Oberfläche werden kontinuierlich durch die Entwicklung neuer Technologien und Standards erweitert. Beispiele sind Barcode-Leser zum schnellen und sicheren Erfassen von zum Beispiel Artikelnummern oder Postlaufhinweisen, mobile Telefone als Zugang zum Internet –  und damit auch zum BIS – überall und immer, Touch-Screens für tastaturlose Oberflächen oder zur direkten Erfassung von Unterschriften.

Oberflächen unterliegen immer den Beschränkungen des derzeit technisch Machbaren.
 Auf der anderen Seite ist gerade die technische Entwicklung „an der Oberfläche“ rasant. Insofern tut man gut daran, die Konzeption eines BIS weitgehend unabhängig von der einzusetzenden Oberfläche – oder den einzusetzenden verschiedenen Oberflächen – zu betreiben. Diesen Aspekt, nämlich das (weitgehend unabhängige) Verhältnis der Oberfläche zum Rest eines BIS, betrachten wir im ersten Abschnitt dieses Kapitels. Der zweite Abschnitt stellt dann einige Designkriterien für Oberflächen vor, die man unabhängig von der konkret einsetzbaren Technologie für die Oberflächengestaltung an sich formulieren kann.

Model – View – Controller

Im Gegensatz zu den vorangegangen Kapiteln geben wir für den Bereich der Oberflächen keine Modellierungssprache an.
 Die Arten von Oberflächen, die derzeit im Einsatz sind oder in naher Zukunft eingesetzt werden können, sind so verschieden, dass eine einzige Modellierungstechnik hier nicht den Möglichkeiten des modellierten Gegenstandes gerecht werden kann.
 

Aus diesem Grund ist es aber auch gleichzeitig ratsam, den im Standard modellierten Bereich, das Geschäftsmodell – bestehend aus Datenmodell, Spezifikation der Geschäftsfunktionen und Modell der Geschäftsprozesse mit den Aktivitäten – weitgehend von den Oberflächen zu trennen. Die Verbindung zwischen Geschäftsmodell und Oberfläche sollte so aufgebaut sein, dass ein Austausch der Oberfläche das Geschäftsmodell unverändert lässt.
 Diese Anforderung wird von einer Architektur – der Model/View/Controler-Architektur (MVC) – erfüllt, die wir in diesem Abschnitt vorstellen wollen.

Diese Architektur geht von der Annahme aus, dass das realisierte Geschäftsmodell – oder kurz Modell – der wertvolle Teil eines BIS ist, der inhaltlich unverändert betrieben werden muss, auch wenn sich der technische Kontext (zum Beispiel die Oberfläche) verändert.
 Oberflächen hingegen werden als Objekte angesehen, die sich häufig ändern können und auch sollen.
 

Unter dieser Prämisse darf sich die aktuell eingesetzte Oberfläche nicht im Geschäftsmodell niederschlagen, das Geschäftsmodell darf die Oberfläche, die es anzeigt, nicht kennen, darf also keine Information enthalten, die sich auf die Präsentation an der Oberfläche bezieht. Umgekehrt ist die Oberfläche nur dazu da, das Geschäftsmodell an die Oberfläche zu bringen, muss also die Strukturen des Modells kennen und adäquat visualisieren. Die Oberfläche „blickt“ also auf das Geschäftsmodell und zwar immer unter einer bestimmten Perspektive zur Visualisierung eines Ausschnitts des Modells an der Benutzeroberfläche. Die Oberfläche ist also ein „View“ auf das Modell.

Diese Architektur ist in Abbildung 37 dargestellt. Die Fachobjekte des Modells sind die Entitäten und Relationen, die entsprechend des Datenmodells in einem BIS erfasst und verarbeitet werden. Diese Objekte sind für den Anwender nicht unmittelbar sichtbar. Sichtbar sind die Objekte der Oberfläche, wie etwa Listboxen, Textfelder, Tree Views etc. einer graphischen Oberfläche oder auch die Anzeige- oder Eingabefelder einer Maske. Das ist in der Graphik dadurch dargestellt, dass diese Oberflächenobjekte außerhalb des Systems von einem Anwender „beobachtet“ werden können. Der Anwender sieht die Oberflächenobjekte und indirekt mit ihrer Hilfe die Daten in den Fachobjekten. Das wird dadurch realisiert, dass die Oberflächenobjekte ihrerseits bestimmte Fachobjekte „beobachten“. Die Oberflächenobjekte sind damit Agenten des Anwenders zur Beobachtung der eigentlichen Strukturen und Daten, der Strukturen und Daten des Modells.

Durch diese Architektur werden die Strukturen der fachlichen Objekte unabhängig von der Art und Weise ihrer Beobachtung. Die Strukturen des Modells werden unabhängig von den jeweils vorhandenen technischen Beschränkungen zum Sichtbarmachen bzw. Beobachten von Struktur. In diesem Konzept sind die Objekte des Modells passiv (sie werden betrachtet) und die Oberflächenobjekte aktiv (sie betrachten). Dadurch werden alle Aspekte, die dem Sichtbarmachen fachlicher Strukturen dienen, in der Oberfläche konzentriert und vom Modell selbst ferngehalten.

Die Benutzeroberfläche ist aber nicht nur zum „Beobachten“ da (passive Oberflächenobjekte). Sie stellt auch Hilfsmittel zur Verfügung, mit denen der Benutzer Geschäftsfunktionen ansprechen und auslösen kann (aktive Oberflächenobjekte). Beispiele dafür sind Command Buttons und die Maus einer graphischen Oberfläche oder schlicht die Computertastatur, die auch bei anderen Oberflächentypen fast nirgendwo fehlt. Mit diesen Hilfsmittel kann der Benutzer seine Handlungen an das System weitergeben: Er kann Suchen veranlassen, durch Suchen und Navigation einen Kontext bestimmen und für einen Kontext eine Geschäftsfunktion ausführen lassen, den Kontext also transformieren. Der Benutzer bezieht also über diese Oberflächenobjekte das BIS in seine Handlungen mit ein oder nutzt es in seinen Handlungen.

Die Geschäftsfunktionen eines BIS werden also vom Benutzer durch Handlungen an Oberflächenobjekten ausgelöst. Ohne spezielle Architektur führt dieser Umstand dazu, dass die Geschäftsfunktionen die Oberflächenobjekte beobachten müssen, die für ihre Aktivierung vorgesehen sind. Das führt aber zu einem Niederschlag der Oberfläche im Modell, den wir vermeiden wollten. Aus diesem Grund werden die aktiven Oberflächenobjekte in modernen BIS über Controller-Komponenten an das Model angebunden. 

Die entsprechende Architektur stellt Abbildung 38 dar. Die „Beobachtung“ der aktiven Oberflächenobjekte übernimmt der Controller, der - wie der View - zur Realisierung der Oberfläche gehört.
 Bemerkt er eine Handlung des Benutzers an den aktiven Oberflächenobjekten, ist es seine Aufgabe diese Handlung zu interpretieren (Was will der Benutzer) und als Stellvertreter des Benutzers dem Modell gegenüber aktiv zu werden und die gewünschten Geschäftsfunktionen im richtigen Kontext auszulösen.

Mit dieser Architektur ist es möglich, mit demselben Geschäftsmodell ganz unterschiedliche Oberflächentypen, die völlig verschiedene aktive Oberflächenobjekte unterstützen, zu unterstützen. Lediglich die Controller-Komponente muss für jede Oberfläche angepasst werden. Über den gleichzeitigen Einsatz mehrerer Kontroller und einer Steuerung, welcher Controller gerade aktiv ist (Meta-Controller), lassen sich zudem verschiedene Modi an der Oberfläche sehr einfach abbilden. Eine Oberfläche hat verschiedene Modi, wenn dieselbe Handlung des Benutzers zu unterschiedlichen Zeitpunkten (in unterschiedlichen Modi) verschiedene Geschäftsfunktionen aktiviert.

Abbildung 39 zeigt diesen Zusammenhang. Mehrere Oberflächen können gleichzeitig ein Geschäftsmodell beobachten, aber nur ein Controller ist pro Oberfläche aktiv.
 Dieser Controller gibt die Handlungen des Benutzers an das Modell weiter. Die dadurch hervorgerufenen Veränderungen am Modell können aber alle Views beobachten, soweit sich die Änderungen in ihrem Beobachtungsausschnitt auswirken.

MVC trennt das Geschäftsmodell vollständig von der Oberfläche, sowohl von den passiven als auch von den aktiven Oberflächenobjekten. Dadurch kann diese Architektur ganz entscheidend zur langfristigen Stabilität eines BIS beitragen, insbesondere dann, wenn das BIS mehrere Oberflächentechnologien überstehen soll. Durch die Trennung ist auch die weitgehend unabhängige Entwicklung und Weiterentwicklung beider Teile gewährleistet. Denn, während die Oberfläche nach Kriterien wie Intuitivität, Einfachheit etc weiterentwickelt wird (siehe folgenden Abschnitt), entwickelt sich das Modell entsprechend gesetzlicher Anforderungen, neuer Vertriebsstrategien usw. MVC ist also völlig unabhängig vom eingesetzten Oberflächentyp eine zukunftsichernde Entwurfsstrategie.

Gestaltungskriterien für Oberflächen

Wir haben oben deutlich gemacht, dass der Wert eines BIS in der Güte der modellierten Datenstrukturen und der darauf aufsetzenden Geschäftsfunktionen zu finden ist. Aktivitäts- und Prozessstrukturen werden darüber errichtet und ihre Adäquatheit und Flexibilität gründet in der Adäquatheit und Flexibilität, die die Datenstrukturen und Geschäftsfunktionen aufweisen. Dem entsprechend ist auch die Struktur der Oberfläche aus der Struktur der Daten, die das BIS verwaltet, und der Struktur der Geschäftsfunktionen, die das BIS anbietet, abgeleitet.
 Deswegen sind viele der unten angegebenen Gestaltungskriterien relativ zu den vorhandenen Strukturen in den „Tiefen“ des BIS formuliert.

Die Kriterien der folgenden Abschnitte sind zudem als Empfehlungen zu verstehen, gegen die in begründeten Fällen natürlich verstoßen werden kann. Die Plausibilität der Empfehlungen wird hier auch nur anhand einiger Beispiele demonstriert.

Direkt: die fachlichen Strukturen sichtbar machen

Die Oberfläche sollte die Struktur der fachlichen Daten nicht verschleiern. Die Oberfläche muss die Strukturen, die sie anzeigt, möglichst 1:1 darstellen. Nur dann kann der Anwender erkennen, womit er wirklich umgeht, wenn er bestimmte Aktionen an der Oberfläche initiiert. Jede unnötige Übersetzung der Tiefenstrukturen an der Oberfläche macht den Umgang mit dem System indirekter und damit unsicherer.

Ein Beispiel für die Nützlichkeit dieses Kriteriums ist die Entwicklung der Anzeige von Verzeichnisstrukturen in Betriebssystemen. 

1. Auf ASCII-Terminals konnte nur ein aktuelles Verzeichnis angezeigt werden (Prompt) und die Liste der enthaltenen Dateien und Verzeichnisse (über spezielle Kommandos). Navigation in und aus den Verzeichnissen musste über spezielle Textkommandos erfolgen. Die Baumstruktur der zugrunde liegenden enthält-Beziehung wurde nur durch den Pfad zu dem aktuellen Verzeichnis und den direkt darin enthaltenen Objekten visualisiert.

2. Die erste Generation von graphischen Oberflächen zeigte ein Verzeichnis als ein Fenster, in dem die enthaltenen Objekte angezeigt wurden. Die enthält-Beziehung wurde hier wenigstens für eine Stufe visualisiert, das Absteigen in die Verzeichnisse konnte direkt durch Auswahl eines Objekts veranlasst werden. Das Aufsteigen war schwierig. Denn dazu musste man das entsprechende Fenster finden. Die Baumstruktur ist also auch hier nicht optimal wiedergegeben.

3. Die aktuellen graphischen Oberflächen zeigen die Baumstruktur der enthält-Beziehung zwischen Verzeichnissen und Dateien mit einer Baumstruktur, nämlich einem Tree-View (z. B. im NT-Explorer). Hier sind die Zusammenhänge unverschleiert, jede Manipulation direkt auf der Oberflächenstruktur auszuführen und 1:1 in eine Manipulation der Tiefenstruktur zu übersetzen.

Weitere Beispiele für dieses Kriterium:

1. Drag and Drop ist die direkte Ausführung einer Verschiebeoperation, direkter als Ausschneiden und Einfügen.

2. Kontextmenüs
 beziehen sich direkt auf ein selektiertes Objekt in einem Fenster. Pull-down-Menüs sind weiter weg von den Objekten, für die sie Operationen auslösen, also indirekter.

3. Selektion einer Stelle in einem Text durch Draufzeigen mit der Maus ist direkter als die Positionierung eines Cursors mit Pfeiltasten.

4. Die Aktivierung einer Funktion durch eine Standardfunktionstaste ist direkter als das Betätigen eines Command Buttons mit der Maus.

5. Die ok-Quittierung eines modalen Dialogs durch die „enter“-Taste ist direkter als das Betätigen eines ok-Buttons mit der Maus.

6. Der Übergang in das nächste Eingabefeld ist direkter mit der Tabulatortaste zu realisieren als durch Selektion des nächsten Felds mit der Maus.

Lokal: zusammen zeigen, was zusammen gehört

Räumliche Nähe an der Oberfläche wird immer auch als semantische Nähe interpretiert. Aus diesem Grund sollten die Dinge an der Oberfläche so gruppiert werden, wie sie auch im zugrunde liegenden Datenmodell gruppiert sind. Die Attribute einer Entität sollten als Gruppe auftreten. Die Relationen einer Entität sollten in der Nähe der Entität sichtbar werden etc.

Dem entsprechend sollten die Dinge, die nicht unmittelbar zusammengehören, auch an der Oberfläche deutlich getrennt werden, z. B. durch Tab-Sheets oder gar in getrennten Fenstern.

Dieses Kriterium bedeutet u.a., dass alle Objekte, auf die eine Geschäftsfunktion wirkt oder die vor der Ausführung der Geschäftsfunktion gesucht und bestimmt werden müssen, in der Nähe der Stelle zu gruppieren sind, wo die Geschäftsfunktion ausgelöst wird. Dann ist offensichtlich, was von der Geschäftsfunktion manipuliert werden wird. Krasses Gegenbeispiel für dieses Prinzip sind Funktionen, die in einem Fenster ausgelöst werden, sich aber auf die Selektion in anderen Fenstern beziehen.

Übersichtlich: keine Informationsüberflutung

Das vorangegangene Kriterium führt leicht zur Übertreibung: wenn eine Entität viele Attribute hat, wird versucht, alle Attribute auf einmal in einem Fenster anzuzeigen. Bestes Beispiel in einem BIS sind hier die Daten zu einem Geschäftspartner, die häufig auf eine Maske „gequetscht“ werden. Dabei geht Übersichtlichkeit verloren, Informationsüberflutung ist die Folge und der Anwender findet sich nur schwer zurecht.

Mehr als 10 Daten sind schwer mit einem Blick zu erfassen. Insofern empfiehlt sich eine Strukturierung in Untergruppen, wenn große Mengen von Daten angezeigt werden müssen, da sie alle für den Kontext relevant sind oder sein können. Alle graphischen Oberflächen bieten dafür geeignete Oberflächenobjekte an, z. B. Tab-Sheets oder Notebooks. Hier sind alle Daten an der Oberfläche, sinnvoll gruppiert und übersichtlich und der schnelle Wechsel von einer Gruppe zur nächsten garantiert auch den Gesamtüberblick.

Einheitlich: dasselbe auf dieselbe Art und Weise

Der Benutzer eines Systems sieht von dem System nur die Oberfläche (View) und arbeitet mit dem System nur über die Oberfläche (Controler). Die Strukturen des Modells erschließen sich ihm nur über die Oberfläche. Aus diesem Grund hatten wir oben schon das Entwurfskriterium „Direktheit“ angegeben.

 Aus diesem Kriterium folgt sofort ein weiteres, nämlich das der „Einheitlichkeit“: dieselben Objekte und Strukturen des Models müssen mit denselben Darstellungsmitteln an die Oberfläche gebracht werden. Und jede Geschäftsfunktion wird immer auf dieselbe Art und Weise ausgelöst, auch wenn das an mehreren Stellen an der Oberfläche möglich ist.

Wichtig dabei ist, dass sich einheitliche Darstellung nicht nur auf identische Objekte sondern auch auf identische Strukturen bezieht. Wenn man sich z. B. entschieden hat eine baumartige Strukturen an der Oberfläche mit Tree Views darzustellen, dann werden alle baumartigen Strukturen des Modells, die an die Oberfläche gebracht werden müssen, mit Tree Views angezeigt. Wenn man sich entschieden hat, Kontextmenüs für einige Objekte des Modells einzusetzen, dann haben alle Objekte des Modells, für die es möglich ist, Geschäftsfunktionen auszulösen, an der Oberfläche ein Kontextmenü.

Folgt man diesem Entwurfsprinzip, kann sich der Anwender viele Zusammenhänge des Geschäftsmodells durch Analogien an der Oberfläche erschließen. Er kann eingeübte Arbeitsweisen auch auf unbekanntes Terrain einfach übertragen. Folgt man diesem Prinzip nicht, stiftet man unnötig Verwirrung. Aus diesem Grund charakterisiert man dieses Entwurfskriterium auch als das Prinzip des minimalen Erstaunens.

Es ist klar, dass Einheitlichkeit nur ein Kriterium für dieselbe Oberfläche für einen Anwendertyp ist. Gibt es für ein System mehrere Benutzergruppen (Akteure), die unterschiedliche Aufgaben mit dem System erledigen, so können natürliche unterschiedliche Oberflächen für jeden dieser Akteure existieren, die auch – wegen unterschiedlicher Kompetenzen und Aufgaben ihrer Akteure – unterschiedliche Visualisierungsprinzipien realisieren. Für einen Akteur ist aber Einheitlichkeit unabdingbar.

Standard: Style Guides des Betriebssystems beachten

Ein einfacher Weg zur Einheitlichkeit ist die Beachtung und Umsetzung der Style Guides für die verwendete Oberfläche. So ist zum Beispiel in den meisten Oberflächen der Umgang mit Fenstern (Öffnen, Schließen, Verkleinern etc.) oder mit Dateien (Öffnen, Neu anlegen, Löschen etc.) oder mit Schrifttypen (Art auswählen, Größe wählen, Darstellungsart wählen etc.) oder mit Druckern (Drucken, Drucker einstellen etc.) genormt und zwar durch einen Standard, wie die Oberfläche in diesen Bereichen aussieht.

Häufig sind die offiziellen Style Guides der Hersteller der Oberflächen nicht verfügbar oder auch inhaltlich nicht sehr ergiebig. Dann erhält man trotzdem einen praktikablen Style Guide, wenn man sich eine oder einige Standardanwendungen auf der jeweiligen Oberfläche zum Vorbild nimmt. Für Windows von Microsoft sind das z. B. die Anwendungen des Office Pakets. Ein Anwender, der es gewöhnt ist, mit solchen Standardanwendungen zu arbeiten, kann sich dann viel von der Oberfläche des BIS und damit auch der zugrunde liegenden Modelle durch Analogien erschließen.

Bei BIS, die auf mehreren Plattformen laufen und gleichzeitig unterschiedliche Oberflächen
 bedienen, ergibt sich hier ein Konflikt zwischen zwei Einheitlichkeitsanforderungen. Soll die Oberfläche der Anwendung über alle Plattformen hinweg einheitlich sein oder soll die Oberfläche an die Stile der jeweiligen Plattform angepasst werden, um so Einheitlichkeit auf jeder Plattform zu erzeugen. Wir bevorzugen die zweite Alternative. Denn ein Anwender hat i d. R. einen Arbeitsplatzrechner und damit einen Oberflächenstandard, mit dem er arbeitet. Und hier ist Einheitlichkeit zur einfachen Erledigung der Arbeit nötig. So sind z. B. emulierte Masken auf einer graphischen Oberfläche merkwürdig und störend. Hier empfiehlt sich mittelfristig immer die Anpassung der Oberfläche an die neuen Möglichkeiten und Stile durch eine entsprechende Client/Server-Zerlegung der Anwendung.

Ähnlich: Metaphern setzen und durchhalten

Eine gute Möglichkeit, dem Benutzer den Einstieg in und den Umgang mit einer Oberfläche zu erleichtern ist die Übertragung von Bilder- oder Vorstellungswelten aus ganz anderen Lebensbereichen auf den Computer. Hier einige Beispiele für solche Metaphern:

1. Drag and Drop ist eine Metapher für Verschieboperationen.

2. Drag and Drop in den Papierkorb ist eine Metapher für Löschoperationen.

3. Durch die Darstellung des Mauszeigers kann man darstellen, wie die Objekte, über denen sich die Maus befindet, bearbeitet werden können. Der Darstellungswechsel des Mauszeigers über einem Hyperlink in einem HTML-Dokument ist hier ein Beispiel.

4. Audio- oder Video-Abspielgeräte werden am besten durch die auch an physischen Geräten gebräuchlichen Symbole für die Bedienelemente dargestellt.

5. Können Informationen auf verschiedenen Detaillierungsgraden angezeigt werden, kann man dafür die Metapher des fotographischen Zoomens verwenden.

6. Für die Visualisierung von Fehlersituationen kann man die Metapher der Ampelfarben verwenden: Rot = Fehler, Gelb = Warnhinweis und Grün = Alles o.k.

7. In vielen Situationen kann die Symbolik der Verkehrsschilder hilfreich sein. Achtungsschilder können die Aufmerksamkeit auf wichtige Dinge lenken. Stopschilder können zum Abrechen mahnen. Schleudergefahr kann für schwierige Situationen eingesetzt werden.

8. Weitere Symbolwelten sind an vielen Stellen hilfreich. Gefahrstoffkennzeichnungen für gefährliche Funktionen, Arten von „Smileys“ für die Güte eines Ergebnisses, Nationalflaggen für Sprachauswahlen, oder Armzeichen eines Schutzmannes zur Verkehrregelung für Weitermachen, Achtung oder Stop.

9. Für eine Sammlung von Geschäftsfunktionen für einen bestimmten Zweck kann man die Metapher des Werkzeugkoffers mit den einzelnen Funktionen als Werkzeugen verwenden und entsprechende Visualisierungen benutzten.

10. Handschellen an Datenelementen sind eine gute Metapher für pessimistische Sperren.

11. Für elementare Abstraktionen, für die im Anwendungsgebiet noch kein Begriff geprägt ist, empfehlen sich Kunstbezeichnungen wie etwa „Quark“ in der Physik. Dieser Begriff wird dann konsequent für alle Spezialisierungen verwendet und etabliert so eine geeignete Metapher.

Metaphern sind aber nur dann hilfreich, wenn sie nach den anderen Grundsätzen, die wir oben erläutert haben, verwendet werden. Insbesondere ist auf Einheitlichkeit zu achten: Ist eine Metapher an der Oberfläche eingeführt, so muss sie für alle Situationen derselben Art verfügbar sein. Stellenweises „Drag and Drop“ ist nicht zu empfehlen. Wer sich dieser Metapher für Verschiebeoperationen bedient, muss sie immer einsetzen, wenn etwas verschoben werden kann. Nur so führt der Einsatz von Metaphern zu selbständigen Analogieschlüssen des Benutzer und zum selbständigen Erschließen der Oberfläche und des „darunter“ befindlichen Systems.

Modusfrei: dieselbe Reaktion auf dieselbe Aktion

Analogien des Benutzers werden empfindlich durch Oberflächen mit verschiedenen Modi behindert. Eine Oberfläche hat Modi, wenn dieselben Oberflächenobjekte an derselben Stelle zu unterschiedlichen Zeitpunkten verschiedene Effekte im System hervorrufen. 

Die „Einfg“-Taste wechselt zum Beispiel bei Textverarbeitungen zwischen zwei Modi: (1) Einfügen neuer Zeichen zwischen den vorhandenen Zeichen oder (2) Überschreiben der alten Zeichen mit den neuen Zeichen an der Stelle des Cursors. Textverarbeitungen sind voll von Modi: Einstellungen zu Schriftart, Schriftstil, Aufzählung (ja/nein), Absatzart, Schriftfarbe, Schriftgröße etc. beeinflussen das Ergebnis eines simplen Tastendrucks. Alle diese Effekte kann man auch modusfrei erreichen, indem man zunächst Text ohne jedes Layout eingibt, danach die entsprechenden Textstellen markiert und für die Markierung die Funktion auslöst, die den Darstellungswechsel bewirkt. 

Modi können verwirrend sein, insbesondere bei Arbeitspausen. Wird die Arbeit wieder aufgenommen, müssen zunächst alle eingestellten Modi ins Gedächtnis zurückgerufen werden. Hier passieren leicht Fehler. Aus diesem Grund sollten Modi soweit wie möglich vermieden werden.

Wenn Modi sinnvoll eingesetzt werden können, wie zum Beispiel in der Textverarbeitung, ist deswegen eine Visualisierung des aktuell eingestellt Modus zum schnellen Zurechtfinden unabdingbar. Auf jeden Fall sollte man für jede modusbehaftete Operation auch eine modusfreie Variante zur Verfügung stellen (vergleiche Textverarbeitung oben). Häufig ist die Bedienung der modusfreien Variante umständlicher aber klarer. 

Wieder ein Beispiel aus der Textverarbeitung (hier Word): Ein Text im Standardstil enthält eine kursiv markierte Stelle. Löscht man die ganze kursive Stelle von rechts mit der „Backspace“-Taste, dann wird neu eingegebener Text kursiv gesetzt. Löscht man von links mit der „Delete“-Taste, dann wird neu eingegebener Text nicht kursiv gesetzt. Extremer Gebrauch von Modi führt häufig zu Situationen, in denen der Ergebnismodus nach Anwendung von Operationen nur schwer zu erschließen und zu beherrschen ist.

Da Modi sehr oft von den Anwendern zur Verbesserung des Arbeitsflusses gefordert werden, empfiehlt sich folgendes Vorgehen. Zunächst wird die gesamte Oberfläche modusfrei gestaltet. Diese Oberfläche wird intensiv geschult. Dann werden genau die Umständlichkeiten durch wenige Modi beseitigt, die bei den Anwendern die größte Entrüstung erzeugt haben.

Angemessen: Die richtigen Controls auswählen

„Die richtigen Controls auswählen“ ist eine sehr allgemeine Anforderung. Es ist ungefähr dasselbe, als wenn man fordert, dass es der Benutzer leicht haben soll mit der Oberfläche. Aus diesem Grund kann man zu diesem Thema keine allgemeinen Vorgaben machen. Nur soviel: Jedes Feature an der Oberfläche sollte ständig im praktischen Gebrauch auf seine Angemessenheit überprüft und ggf. verändert werden.

Hier ein Beispiel: die einfache Auswahl aus einer Liste von Optionen. 

Die Verwendung eines Radio-Buttons
 ist dafür eine gute Wahl. Denn mit der Auswahl einer neuen Option wird die alte gleichzeitig zurückgesetzt. Prima. Neigt allerdings die Liste der Optionen dazu, mit der Zeit immer länger zu werden, muss die Oberfläche für jede Ergänzung verändert werden und der Platz, den der Radio-Button an der Oberfläche einnimmt, wird immer größer. Dadurch kann die Oberfläche an Struktur verlieren und auch der Radio-Button selber wird bei mehr als 8 – 12 Optionen unübersichtlich. 

Bei so vielen Optionen ist eine Combo-Box wesentlich besser. Sie braucht wenig Platz, lässt dadurch das Erscheinungsbild der Oberfläche bei Zunahme der Optionen unverändert und ihre Liste ist ohne Oberflächenänderung häufig sogar ohne Programmänderung erweiterbar. Größere Listen von Optionen lassen sich in Combo-Boxen alphabetisch sortieren und man kann nach Anfangsstücken suchen. Das erleichtert erheblich die Auswahl. Wird die Liste von Optionen allerdings größer, als Zeilen auf den Bildschirm passen, dann  wird auch die Pop-up-Liste der Combo-Box schnell unübersichtlich und „Scrollen“ behindert den Arbeitsfluss.

Sind die Auswahlmöglichkeiten so groß, ist an einen eigenen Dialog für die Selektion zu denken und an speziell zugeschnittene Suchfunktionen, die den Anwender schnell zum Ergebnis führen.

Angemessenheit ist also relativ und in jedem Einzelfall zu diskutieren, zu bewerten und ggf. durch Umgestaltung wiederherzustellen.

Integrierter Entwurf von Prozessen, Aktivitäten und Funktionen

Informationsinfrastrukturen

Betriebliche Information als Dienstleistung

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Sicherheit in öffentlichen Netzen

Der deutsche Begriff „Sicherheit“ hat im Englischen zwei Übersetzungen „Safety“ und „Security“. Mit diesen beiden Begriffen werden unterschiedliche Aspekte der Datensicherheit beschrieben. „Safety“ meint Sicherheit vor Verlust und „Security“ meint Sicherheit vor unbefugtem Zugriff.

Sicherheit im Sinne von „Safety“ wird stets durch Formen von redundanter Datenhaltung erzeugt. Dabei unterscheidet man zwei Formen der Redundanz.

Dynamische Redundanz wird fortlaufend im Betrieb erzeugt, zum Beispiel durch Spiegelung von Festplatten. Dabei werden sämtliche Daten in doppelter Ausfertigung auf verschiedene Festplatten geschrieben, so dass bei Ausfall einer Platte keine Daten verloren gehen. 

Die zweite Form der Redundanz ist die statische Redundanz, die in Form von täglichen, wöchentlichen oder monatlichen Sicherheitskopien (sogenannten Back-ups) erzeugt wird. Dabei wird entweder der gesamte Datenbestand oder alle Änderungen eines zurückliegenden Zeitintervalls auf einen permanenten Speicher (meist Magnetbänder) kopiert und sicher aufbewahrt. Sollten Datenbestände im Betrieb verloren gehen oder inkonsistent werden, kann ein konsistenter Bestand von der Sicherungskopie wiederhergestellt werden.

Die Anforderungen und Lösungsansätze im Bereich der „Safety“ ändern sich nicht, wenn betriebliche Informationssysteme auf öffentlichen Infrastrukturen betrieben werden. I. d. R. sind die Verfahren eines professionellen Anbieters von Rechenbetriebsleistungen in diesem Bereich denen eines einzelnen Anwenders in Sachen Zuverlässigkeit und Unfallsicherheit sowieso weit überlegen.

Anders sieht die Situation im Bereich der „Security“ aus. Daten, die über das Internet übertragen werden, sind wie Postkarten, die jeder lesen kann. Denn IP-Pakete, die Informationseinheiten des Internets, werden über eine ganze Reihe von Knotenpunkten übertragen, wo sie problemlos mitgelesen werden können. Und auch die Leitungen selbst können leicht abgehört werden. Hier sind also neue besondere Maßnahmen zu ergreifen, um die vertrauliche Datenübertragung von einem Server zu einem Anwender zu gewährleisten. Der Rest dieses Abschnitts ist den modernen Verfahren aus diesem bereich gewidmet.

Vertraulichkeit

Vertraulichkeit in der Datenübermittlung wird sei je her durch Verschlüsselungsmethoden hergestellt. Ziel ist es die Klartexte so durch eine Kodierung zu verfremden, dass es einem „Mithörenden“ nur gelingt, den Kode zu lesen aber nicht gelingt, den Klartext zu rekonstruieren. Aktuell werden drei Verfahren zur Verschlüsselung eingesetzt:

1. Symmetrische Verschlüsselung,

2. Asymmetrische Verschlüsselung und 

3. Hybride Verfahren

In diesem Abschnitt stellen wir die drei Methoden vor und diskutieren Vor- und Nachteil. Doch zuvor ein  paar generelle Bemerkungen zur Qualität jeder Verschlüsselung. Alle aktuellen Kodierverfahren basieren auf Schlüsseln. Schlüssel sind Zeichenfolgen, die sowohl beim Kodieren als auch beim Dekodieren von Klartexten einfließen. Der Begriff Schlüssel ist bewusst so gewählt worden. Denn jeder, der im Besitz des zur Kodierung verwendeten Schlüssels ist, kann einen Kode entziffern. Der Schlüssel schließt also den Kode (in dieser Metapher das Schloss) auf; hinter dem geöffneten Schloss ist der Klartext sichtbar. 

Ein Verschlüsselungs- oder Kodierverfahren ist umso besser, je mehr Konfusion und je mehr Diffusion es erzeugt. Ein Verfahren erzeugt große Konfusion, wenn der Kode mit dem ursprünglichen Klartext keinen sinnvollen funktionalen Zusammenhang erkennen lässt. Die Diffusion ist umso größer, je mehr sich die Kodes ähnlicher Klartexte unterscheiden. 

Konfusion ist ein Maß dafür, wie schwer es einem Mithörer (im Folgenden auch Angreifer genannt) fällt, vom Kode auf den Originaltext zu schließen. Die Konfusion ist maximal, wenn der einzige praktikable Angriff auf den Kode, darin besteht, alle denkbaren Schlüssel, die zur Verschlüsselung verwendet worden sein können, der Reihe nach zu probieren (Brute-Force-Angriff).

Diffusion erschwert den Angriff, selbst für einen Angreifer, der bereits im Besitz von passenden Klartext-Kode-Paaren ist. Aus der Ähnlichkeit der Kodes kann er bei großer Diffusion dennoch nicht auf die Ähnlichkeit der Klartexte zurückschließen. Die Diffusion ist maximal, wenn ein Angreifer auch für einen Kode, der sich nur in einem Bit von einem anderen Kode, zu dem der Klartext bekannt ist, unterscheidet, kein anderes als das Brute-Force-Verfahren zur Entschlüsselung anwenden kann.

Aber auch Techniken mit befriedigender Konfusion und Diffusion sind durch Brute-Force-Angriffe zu attackieren, wenn es zu wenig mögliche Schlüssel gibt. Derzeit ist man zum Beispiel der Meinung, dass 256 verschiedene Schlüssel nicht mehr gegen einen solchen Angriff ausreichend schützen.

Ein weiteres Qualitätsmaß der Verschlüsselung ist die Gleichmäßigkeit der Konfusion und Diffusion für alle Schlüssel. Nur wenn alle Schlüssel gleich gut sind, müssen sie auch alle in einem Brute-Force-Angriff durchprobiert werden. 

Alle Verfahren, die wir hier vorstellen, weisen in diesen Bereichen die derzeit beste erreichbare Qualität auf, so dass bei ausreichender Menge von Schlüsseln ausreichende Vertraulichkeit gegeben ist. Details enthalten die nächsten Abschnitte.

Symmetrische Verschlüsselung

Symmetrische Verschlüsselungsverfahren basieren auf einem Schlüssel, der sowohl zur Kodierung als auch zur Dekodierung von Texten (als Klartext bzw. als kodierter Text) verwendet wird. Solche Verfahren sind also durch eine Menge von Schlüsseln S charakterisiert und durch zwei Funktionen

1. encode: Text (  S ( Text und

2. decode: Text (  S ( Text 

mit folgenden Eigenschaften für alle Texte t und c und alle Schlüssel s:

3. decode(encode(t, s), s) = t und

4. encode(decode(c, s), s) = c.
Ein klassisches Verfahren zur symmetrischen Verschlüsselung ist DES (Data Encryption Standard). Wir wollen es hier als typischen Vertreter der Verschlüsselungstechnik genauer vorstellen. Das Verfahren benutzt Schlüssel aus 56 Bits. Verschlüsselt werden Textblöcke von 8 Byte, also 64 Bit. Blockverschlüsselung ist immer der Zeichenverschlüsselung vorzuziehen, um größere Diffusion zu erzeugen. 

DES erzeugt Konfusion, indem 16 mal das Verfahren aus Abbildung 40 angewendet wird (man spricht auch von 16 Runden durch die Funktion aus Abbildung 40). Für jede Runde wird aus dem 56-Bit-Schlüssel durch Permutation und Selektion ein anderer 48-Bit-Rundenschlüssel erzeugt. DES schreibt dieses Verfahren exakt vor, so dass die 16 Rundenschlüssel für einen vorgegebenen Schlüssel nur einmal berechnet werden müssen und dann immer wieder verwendet werden können.

In einer Runde werden die 64 Bit des zu verschlüsselnden Block zunächst in eine linke und eine rechte Hälfte zu je 32 Bit geteilt. Die rechte Hälfte wird die linke Hälfte des Ergebnisses der Runde. Die rechte Hälfte des Ergebnisses wird komplizierter hergestellt. Zunächst wird durch Permutation und Verdoppelung bestimmter Bits aus der ursprünglichen rechten Hälfte von 32 Bit eine Folge von 48 Bit erzeugt. Das Verfahren dazu standardisiert DES ebenfalls. Diese 48 Bit werden bitweise mit dem Rundenschlüssel durch den Exklusiv-Oder-Operator verknüpft. Danach wird das Ergebnis durch Permutation und Selektion bestimmter Bits wieder auf 32 Bit reduziert. Auch diese Reduktion standardisiert DES. Die rechte Hälfte des Rundenergebnisses wird aus diesen Bits durch Exklusiv-Oder-Verknüpfung mit der ursprünglichen linken Hälfte erzeugt. 

DES hat viele positive Eigenschaften. Zunächst sind alle in dem Verfahren verwendeten Operationen sehr einfach und sogar einfach in Hardware zu realisieren. Dadurch kann das ganze Verfahren in Hardware aufgebaut werden. Verschlüsselungsraten von mehreren 100 MegaByte pro Sekunde sind so möglich. Dennoch erzeugt das Verfahren erhebliche Konfusion. Und zu guter letzt kann man dieselbe Hardware, die man zum Verschlüsseln nutzt, fast identisch zum Entschlüsseln verwenden.  

Denn, obwohl die Verschlüsselungsfunktion nicht umkehrbar ist, kann man bei bekanntem Verschlüsselungsergebnis einer Runde und bekanntem Rundenschlüssel
 sehr einfach das Original vor einer Verschlüsselungsrunde rekonstruieren. Die rechte Hälfte des Originals ist die linke der Verschlüsselung. Damit lässt sich nun das Redukt der jeweiligen Runde durch den Verschlüsselungsmechanismus selbst berechnen. Hier fließt die Kenntnis des Rundenschlüssels ein. Und die Exklusiv-Oder-Funktion erlaubt den Rückschluss auf einen Parameter, wenn das Ergebnis und der andere Parameter bekannt sind. Damit ist die linke Hälfte des Originals rekonstruiert.

Da 56 Bit als Schlüsselbreite heute nicht mehr als sicher angesehen werden, setzt man heute „Triple-DES“ ein. Dieses Verfahren benutzt zwei 56 Bit breite Schlüssel, also 112 Bit breite Schlüssel
. Ein Textblock wird hier mit dem DES-Verfahren und dem ersten Schlüssel verschlüsselt, dann mit dem zweiten Schlüssel entschlüsselt und schließlich wieder mit dem ersten Schlüssel verschlüsselt. Damit ist es mit dem einfachen DES kompatibel, wenn man die beiden Schlüssel identisch wählt.

Symmetrische Verfahren haben folgende Schwachpunkte:

1. Beide Kommunikationspartner benötigen denselben Schlüssel. Der muss also vereinbart und ausgetauscht werden. Der erste Austausch eines solchen Schlüssels kann aber nicht selbst verschlüsselt stattfinden, denn man hat noch keine Schlüssel. Also ist der Austausch zu belauschen und bei Erfolg, kann der Angreifer danach die gesamte Kommunikation auf der Basis dieses Schlüssels mithören.

2. Je zwei Partner brauchen einen eigenen Schlüssel, wenn sie vertraulich kommunizieren wollen. Das führt zu einer Vielzahl von Schlüsseln, die nur schwer zu beherrschen ist. So benötigen 10 Personen für bilaterale vertrauliche Kommunikation schon 450 Schlüssel.

Diese Probleme haben asymmetrische Verfahren, die im nächsten Abschnitt beschrieben werden, nicht.

Asymmetrische Verschlüsselung

In der asymmetrischen Verschlüsselung wird eine Schlüsselmenge S verwendet, in der jeder Schlüssel s ( S aus zwei Komponenten besteht, die wir mit ö(s) und p(s) bezeichnen. Dabei steht „ö“ für öffentliche Komponente und „p“ für private Komponente. Diese Art von Verfahren ist auch durch zwei Abbildungen 

1. encode: Text (  S ( Text und

2. decode: Text (  S ( Text 

gekennzeichnet aber mit folgenden Eigenschaften für alle Texte t und c und alle Schlüssel s:

3. decode(encode(t, p(s)), ö(s)) = t,

4. encode(decode(c, p(s)), ö(s)) = c,
5. decode(encode(t, ö(s)), p(s)) = t und

6. encode(decode(c, ö(s)), p(s)) = c.
Die Kodierung und die Dekodierung ist asymmetrisch, da sie einander mit den jeweils entgegengesetzten Schlüsselkomponenten Umkehrfunktionen sind.

Bei dieser Art der Verschlüsselung benötigt jeder Teilnehmer t an der Kommunikation einen Schlüssel. Den öffentlichen Teil macht er allen seinen Kommunikationspartnern bekannt (vielleicht sogar in einem öffentlichen Adressverzeichnis), den privaten Teil hält er geheim. Möchte nun jemand mit t vertraulich kommunizieren, so benutzt er den öffentlichen Schlüssel von t zur Kodierung. Der Teilnehmer t kann diesen Kode mit dem privaten Schlüssel dekodieren und lesen.

Alle Angreifer sind nicht in der Lage, den Text zu lesen. Denn dazu brauchen sie den privaten Schlüssel. Der lässt sich aber aus dem öffentlichen nicht berechnen, obwohl der klare funktionale Zusammenhang der Gleichungen (3) – (6) oben besteht. Denn alle asymmetrischen Verschlüsselungsverfahren beruhen auf mathematischen Problemen, die für sehr große Eingaben praktisch nicht lösbar sind. Zum Beispiel ist die Primzahlzerlegung sehr großer Zahlen mit sehr großen Primfaktoren praktisch nicht zu berechnen. Sind die Primzahlfaktoren allerdings bekannt, lässt sich schnell überprüfen, ob die vorgegebene Zahl das Produkt dieser Faktoren ist. Das ist der Schlüssel zur Entschlüsselung asymmetrischer Kodes.

Damit die Unlösbarkeit genügend sichergestellt ist, müssen Schlüssel hier viel länger sein als bei den symmetrischen Verfahren. So liegen die Schlüssellängen aktuell zwischen 200 und 2000 Bit um die Sicherheit symmetrischer Verfahren mit Schlüsseln von 56 bis 112 Bit zu erreichen. Asymmetrische Verfahren jonglieren mit großen Zahlen und lassen sich dadurch nur schwer in Hardware realisieren. Längere Verschlüsselungs- und Dechiffrierzeiten sind die Folge. Aktuell sind asymmetrische Verfahren um den Faktor 100 langsamer als symmetrische. Das reduziert in vielen Fällen die Bandbreite unakzeptabel.

Hybride Verfahren

Die gemischte Benutzung von symmetrischen und asymmetrischen Verfahren vereinigt die Vorteile beider Verfahren und vermeidet ihre Nachteile. Hybride Verfahren nutzen asymmetrische Verschlüsselung zum Austausch eines symmetrischen Schlüssels, der die Vertraulichkeit für die dann folgende eigentliche Kommunikation herstellt. Der Ablauf sieht so aus, wenn a mit b vertraulich kommunizieren will:

1. a wählt ein Verfahren zur symmetrischen Verschlüsselung und einen Schlüssel für dieses Verfahren.

2. a schickt b die Information über das Verfahren und den Schlüssel und zwar kodiert mit dem öffentlichen Schlüssel von b. Das  geht schnell, da die Nachricht relativ kurz ist.

3. b dekodiert die Nachricht mit seinem privaten Schlüssel und gelangt so in den Besitz des symmetrischen Schlüssels.

4. a und b tauschen danach weitere Botschaften vertraulich aus, indem sie symmetrisch mit dem ihnen beiden bekannten Schlüssel kodieren. Das geht auch bei längeren Nachrichten wegen der guten Performanz symmetrischer Kodierung und Dekodierung sehr schnell.

Bei diesem Verfahren können a und b jeden Tag einen neuen symmetrischen Schlüssel wählen.

Das einzige Problem in dieser Situation kann der öffentliche Schlüssel von b sein. Was ist, wenn er gar nicht b gehört sondern einem Angreifer c? Dann kann nicht b sondern der Angreifer sämtliche Nachrichten von a lesen und mit irrführenden Antworten erwidern. Im schlimmsten Fall bekommt a gar nicht mit, dass er mit c und nicht mit b redet.

Wie kann man also sicher sein, dass der öffentliche Schlüssel von b, den man in einem Adressverzeichnis findet, wirklich b gehört? Überhaupt nicht! Dazu braucht es eine weitere Komponente in dem Verfahren, das „Trust Center“. Ein „Trust Center“ ist eine Institution, der wir vertrauen und deren öffentlichen Schlüssel wir sicher kennen.
 Ein Kommunikationsteilnehmer b kann sich von einem „Trust Center“ zertifizieren lassen. Dabei überprüft das „Trust Center“ die Identität von b und die Zugehörigkeit des öffentlichen Schlüssels ö zu b. Ist die Überprüfung erfolgreich, stellt das „Center“ ein Zertifikat aus. Es besteht aus der Identität von b (identifizierende Daten) zusammen mit dem öffentlichen Schlüssel ö von b, und zwar kodiert mit dem privaten Schlüssel des „Centers“.

Bevor nun a mit b kommuniziert, bittet er b ein Zertifikat von einem „Trust Center“ zu schicken, dem a vertraut. b tut dies. Und a dekodiert mit dem öffentlichen Schlüssel des „Centers“. Jetzt weiß a, dass nur das Center das Zertifikat hat ausstellen können, und kennt den zertifizierten öffentlichen Schlüssel von b, den er nun mit demselben Vertrauen benutzen kann, wie er dem „Center“ insgesamt vertraut.

Integrität

Neben der Vertraulichkeit ist die Sicherstellung der Unverfälschtheit einer Nachricht, die über ein öffentliches Netz geht, von großer Wichtigkeit. Nur so kann der Empfänger einer Nachricht ihrem Inhalt trauen. Das zentrale Mittel zur Sicherstellung der Unverfälschtheit, der Integrität, einer Nachricht sind Prüfsummen, wie wir sie auch zur Verifikation der Richtigkeit einer Nachrichtenübermittlung im Bereich der technischen Kommunikation kennen. Eine Funktion 

hash: Text ( Text

liefert eine sichere Prüfsumme für beliebige Texte, wenn

1. für beliebig lange Argumente ein relativ kurzer Wert geliefert wird.

2. die Funktion schnell zu berechnen ist und

3. es praktisch ausgeschlossen ist, die Funktion umzukehren; es also nicht möglich ist, zu einem vorgegebenen Wert w einen Text t zu berechnen mit hash(t) = w.

Die dritte Anforderung kann man auch so formulieren:

3a.  Es muss praktisch ausgeschlossen sein, zwei Texte zu finden, die den selben Wert liefern.

Es gibt eine Reihe von Funktionen, die öffentlich zugänglich sind und alle diese Anforderungen erfüllen.

Sendet man mit jeder Nachricht n auch ihren hash-Wert h(n), hat der Empfänger eine Möglichkeit, die Unversehrtheit der empfangenen Nachricht m/w zu überprüfen. Die Nachricht ist unverfälscht, wenn h(m) = w ist. Diese Überprüfung kann technische Störungen aufdecken. Gegen bewusste Verfälschungen eines Angreifers schützt sie aber nicht. Denn der kann die Nachricht verändern und mit ihr den hash-Wert.

Diese Situation ändert sich sofort, wenn der hash-Wert nicht unkodiert übertragen wird, sondern verschlüsselt mit einem symmetrischen Schlüssel, den Absender und Empfänger besitzen. Der Empfänger überprüft die Unversehrtheit der Nachricht jetzt so:

1. Dekodieren des hash-Werts; ergibt x.

2. Berechnen des hash-Werts der Nachricht; ergibt y.

3. Vergleich von x und y. 

4. Gleich bedeutet „Nachricht o.k.“ Ungleich bedeutet „Nachricht verfälscht“.

Jetzt kann ein Angreifer nicht mehr den nötigen hash-Wert für eine verfälschte Nachricht berechnen. Wegen der Bedingung (3) bzw. (3a) ist es ihm auch nicht möglich, für denselben hash-Wert eine andere (ihm passende) und zu dem hash-Wert passende Nachricht unterzuschieben.

Vertraulichkeit ohne Verschlüsselung der Nachricht

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.
Authentizität

Alle Verfahren, die wir oben diskutiert haben, helfen allerdings nicht, wenn die Kommunikation zwischen a und b durch einen Angreifer in der Mitte c von vornherein manipuliert wird. Der Angreifer kann sich von Anfang an als a ausgeben und b damit beliebig manipulieren. Wie kann b sicher sein, dass ihm wirklich a die Nachrichten schickt?

Für diesen Zweck lässt sich ein leicht modifiziertes Verfahren zur Sicherstellung der Integrität einsetzen. Hier wird der hash-Wert mit dem privaten Schlüssel des Absenders kodiert. Der Empfänger dekodiert mit dem öffentlichen Schlüssel des Absenders und überprüft dann die Gleichheit des übermittelten mit dem errechneten hash-Wert. Sind sie gleich, weiß er, dass der Besitzer des privaten Schlüsselpendant zu dem öffentlichen, den er zur Dekodierung benutzt hat, die Nachricht abgeschickt hat. Übermittelt der Absender auch ein Zertifikat mit jeder Prüfsumme, erhöht das das Vertrauen in die Richtigkeit der Absenderidentität entsprechend des Vertrauens  in das zertifizierende „Center“. Dieses Verfahren zur Sicherstellung der Authentizität impliziert gleichzeitig Integrität.

Vertraulichkeit, Integrität und Authentizität einer Nachricht lässt sich durch eine Kombination der oben dargestellten Verfahren sicherstellen, den sogenannten Elektronischen Briefumschlag. Dabei geht der Absender so vor:

1. An die Nachricht wird ein Zeitstempel angehängt, um ein späteres Replay der Nachricht zu verhindern.

2. Der hash-Wert der Nachricht mit Zeitstempel wird berechnet.

3. Dieser hash-Wert wird mit dem privaten Schlüssel des Absenders kodiert  und 

4. an die Nachricht angehängt(Authentizität und Integrität).

5. Übermittlung dieser Nachricht symmetrisch oder mit dem öffentlichen Schlüssel des Empfängers kodiert (Vertraulichkeit).

Der Empfänger macht folgende Schritte:

1. Dekodierung der Nachricht mit dem symmetrischen Schlüssel bzw. seinem privaten Schlüssel (Vertraulichkeit).

2. hash-Wert von der Nachricht trennen.

3. Dekodierung des hash-Werts mit dem öffentlichen Schlüssel des Absenders.

4. hash-Wert der Nachricht berechnen.

5. Gleichheit des errechneten mit dem dekodierten hash-Wert prüfen (Authentizität, Integrität).

Authentizität und Integrität lässt sich auch ausschließlich mit symmetrischen Schlüsseln herstellen, wenn man ein „Trust Center“ in die Kommunikation einschaltet. Alle Teilnehmer an der Kommunikation haben einen festen symmetrischen Schlüssel mit dem „Center“. Will a an b eine Nachricht senden, dann 

1. schick a die Nachricht mit seinem Schlüssel kodiert an das „Center“,

2. das „Center“ dekodiert mit dem Schlüssel für a und kodiert mit dem Schlüssel für b,

3. das „Center“ schickt diese Nachricht zusammen mit der Original-verschlüsselten Nachricht von a an b und

4. b dekodiert mit seinem Schlüssel.

Die Nachricht ist authentisch, da das „Trust Center“ die Nachricht von a entschlüsseln konnte. Die Nachricht ist integer. Denn Verfälschungen auf dem Weg von a zum „Center“ wären im „Center“ aufgefallen, und zwar in Form von Unsinn in der Entschlüsselung. Verfälschungen auf dem Weg vom „Center“ zu b fallen b auf dieselbe Art und Weise auf. Der Empfänger kann die Nachricht nicht nachträglich verfälschen, denn damit geht die Übereinstimmung zur Originalnachricht des Absenders verloren. Das „Center“ kann das nachweisen. Der Absender ist zudem nicht in der Lage, die Urheberschaft abzustreiten, denn der Empfänger ist im Besitz der Originalnachricht, die immer wieder durch Entschlüsseln im „Center“ als vom Absender stammend nachgewiesen werden kann.

*****

Zusammenfassend kann man feststellen, dass mit den modernen Verfahren der symmetrischen und asymmetrischen Verschlüsselung ein Höchstmaß an „Security“ für den Betrieb von betrieblichen Informationssystemen auf öffentlichen Informationsinfrastrukturen wie dem Internet vorhanden ist. 

Architekturen und technische Standards

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Fachliche Standards in XML

Die Welt des Internets sieht sämtliche Objekte als Dokumente, die es gilt, weltweit verfügbar, einsehbar und verknüpfbar  zu machen. Der technische Standard, der dazu benutzt wird, ist HTML (Hypertext Mark-up Language). HTML erlaubt es, Texte so mit Informationen anzureichern (Mark-up), dass die üblichen Anzeigesysteme (Internet Browser) eine strukturierte und gut formatierte Ansicht erzeugen können. Mark-up wird hier also vorrangig zur Beschreibung von Layout benutzt und ist auf ein ganz spezielles verarbeitendes Werkzeug, nämlich den Browser, zugeschnitten.

Befreit man Mark-up von den Zwängen dieses einzigen Zwecks, so können Textauszeichnungen für beliebige, vorrangig auf den Inhalt des Dokuments bezogene Strukturen verwendet werden. Das ist die Idee von XML (Extensible Mark-up Language). XML standardisiert nicht mehr eine einzelne Sprache für einen Zweck, sondern standardisiert die Modellierung geeigneter Mark-up-Sprachen für welchen Zweck auch immer. Insofern ist XML so allgemein und zweckfrei wie die Entity/Relationship-Modellierung von Sachverhalten aus der realen Welt, die wir im Kapitel „Grundlagen der Informationsmodellierung“ kennen gelernt haben. Die Ähnlichkeiten werden wir in diesem Kapitel herausarbeiten.

Dokumentenstrukturen

Aus der Sicht von XML „besteht die Welt aus strukturierten Dokumenten“. Die Struktur wird durch XML bzw. mit XML definierten Auszeichnungen (Mark-up) angegeben. Hier ein erstes Beispiel, eine Rechnung:

<Rechnung>


<Datum> 14. 3. 2001 </Datum>


<Empfänger>



<Name> Heinz Müller </Name>



<Bankverbindung> ..... </Bankverbindung>


</Empfänger>


<Rechnungsposten>



<Artikel> Schrauben M5 100 mm </Artikel>



<Stückzahl> 1.000 </Stückzahl>



< Nettopreis > 5,65 DM </Nettopreis>


</Rechnungsposten>


<Rechnungsposten>



<Artikel> Schrauben M6 50 mm </Artikel>



<Stückzahl> 2.000 </Stückzahl>



< Nettopreis > 9,67 DM </Nettopreis>


</Rechnungsposten>

<Rechnungsposten>



<Artikel> Schrauben M3 10 mm </Artikel>



<Stückzahl> 10.000 </Stückzahl>



< Nettopreis > 25,60 DM </Nettopreis>


</Rechnungsposten>


<Bankverbindung>



<Kontonummer> 2054 56 109 </Kontonummer>



<BLZ> 100 100 10 </BLZ>



<Geldinstitut> Postbank Berlin </Geldinstitut>


</Bankverbindung>

</Rechnung>

Jedes XML-Dokument besteht aus Elementen. Anfang und Ende von Elementen sind durch sogenannte Tags gekennzeichnet. Tags stellen die Auszeichnung im Text dar, sie beschreiben die Struktur des Dokuments. Man unterscheidet Start-Tags, zum Bespiel „<Bankverbindung>“ und Ende-Tags, zum Beispiel „</Bankverbindung>“.
 Jedes Tag trägt einen Namen, den Namen des Elements, für den das Tag die Auszeichnung im Dokument vornimmt. Der Name des Elements, auf den die Tags „<Bankverbindung>“ und „</Bankverbindung>“ Bezug nehmen, ist zum Beispiel „Bankverbindung“. Start- und Ende-Tags für ein Element mit dem Namen N wirken wie ein Klammerpaar und markieren den gesamten Teil des Dokuments zwischen den Klammern als Inhalt eines Elementexemplars des Typs N. So enthält das Beispieldokument oben z. B. 2 Exemplare vom Typ „Bankverbindung“ und 3 Exemplare vom Typ „Rechnungsposten“.

Ein XML-Dokument ist natürlich nur dann ein wohlgeformtes Dokument, wenn richtig geklammert ist. Das heißt, jede öffnende Klammer (Start-Tag) braucht eine passende schließende Klammer (Ende-Tag). Durch diese Klammerstruktur erhält jedes XML-Dokument eine Baumstruktur aus Elementen, die andere Elemente und einfachen Text (im XML-Jargon #PCDATA, im Beispiel oben zum Beispiel „Postbank Berlin“) enthalten können. Es wird verlangt, dass jedes XML-Dokument genau ein Wurzelelement hat. In unserem Beispiel ist das das Element vom Typ „Rechnung“. Das heißt, dass jedes XML-Dokument ein äußerstes Klammerpaar besitzt. Man sagt auch, dass das Dokument denselben Typ hat wie das Wurzelelement.

Welche Elemente in welcher Reihenfolge und mit welchen Unterelementen in einem Dokument vorkommen dürfen, spezifiziert man in XML mit sogenannten DTD’s (Dokument Type Definitions). Eine DTD für unser Beispieldokument der Rechnung könnte so aussehen:

<!DOCTYPE Rechnung [


<!ELEMENT Rechnung (Datum, Empfänger, (Rechnungsposten)+, Bankverbindung)>


<!ELEMENT Datum (#PCDATA)>

<!ELEMENT Empfänger (Name, Bankverbindung)>

<!ELEMENT Rechnungsposten (Artikel, (Stückzahl)?, Nettopreis)>


<!ELEMENT Artikel (#PCDATA)>


<!ELEMENT Stückzahl (#PCDATA)>


<!ELEMENT Nettopreis (#PCDATA)>

<!ELEMENT Bankverbindung (Kontonummer, BLZ, (Geldinstitut)? )>


<!ELEMENT Kontonummer (#PCDATA)>


<!ELEMENT BLZ (#PCDATA)>


<!ELEMENT Geldinstitut (#PCDATA)>

<!ELEMENT Name (#PCDATA)>]>

In der DTD wird festgelegt, welche Elemente es in einem Dokument zu dieser DTD geben kann. Für jedes dieser Elemente muss eine Elementdeklaration (besser Elementtypdeklaration) angegeben werden. Unsere Beispiel-DTD deklariert 12 solche Elementtypen. Der Name hinter „!DOCTYPE“ benennt das Wurzelelement (besser den Wurzelelementtyp). Die DTD muss also für einen Elementtyp mit diesem Namen eine Deklaration enthalten.

Die Struktur jedes Elementtyps, das heißt welchen Inhalt er in welcher Reihenfolge hat, wird hinter der Deklaration seines Namens in einer sogenannten Inhaltsspezifikation angegeben. Eine Inhaltsspezifikation ist ein Ausdruck, der in runden Klammern eingeschlossen ist. Zum Beispiel sagt die Inhaltsspezifikation für eine Rechnung oben aus, dass jede Rechnung aus einem Datums-Element gefolgt von einem Empfänger-Element gefolgt von einer nicht leeren Liste von Rechnungsposten-Elementen gefolgt von einem Bankverbindungs-Element besteht. 

Folgende Festlegungen für die Struktur des Inhalts sind möglich:

1. #PCDATA
 Der Inhalt ist Text ohne irgendwelche Unterelemente.

2. ANY

Der Inhalt ist völlig beliebig aus Text und Unterelementen zusammengesetzt.

3. EMPTY

Das Element hat keinen Inhalt.

4. Name
Das Element besteht aus einem Element vom Typ „Name“.

5. (A1, ..., An)

Das Element besteht aus einer Sequenz von Inhalten, die durch die Ausdrücke A1, ..., An spezifiziert sind.

6. (A1| ...|An)
Das Element besteht aus einem Inhalten, der der Spezifikation eines der Ausdrücke A1, ..., An genügt. (Auswahl)

7. (A)*
Das Element besteht aus einer beliebig langen möglicherweise leeren Liste von Inhalten, die alle der Spezifikation durch den Inhaltsausdruck A genügen.

8. (A)+
Das Element besteht aus einer beliebig langen nicht leeren Liste von Inhalten, die alle der Spezifikation durch den Inhaltsausdruck A genügen.

9. (A)?
Das Element besteht aus einem Inhalt, der A genügt, oder ist leer. (Option)

Durch die Regeln (5) – (9) sind die Inhaltsspezifikationen induktiv aufgebaut, so dass tief geschachtelte Spezifikationen möglich sind, zum Beispiel „(A, (B|C|D)+, (E|F)?)*“ für Elementtypnamen A, B, C, D, E und F.

Ein weiteres Feature erweitert ganz entscheidend die Möglichkeiten von XML-Dokumententypen, das Konzept der Attribute. Attributstypen können Elementtypen zugeordnet werden, sodass jedes Exemplar des Elements einen Wert für dieses Attribut aufnehmen kann.
 Über Attribute stellt man Sachverhalte dar, die nicht textueller Bestandteil des eigentlichen Dokuments sind, sondern zusätzliche Informationen für das Element, insbesondere für die Verarbeitung des Elements, angeben.

In unserem Beispiel der Rechnungsdokumente könnten wir auf eine explizite Preisangabe verzichten, stattdessen den Artikelpreis als Attribut bei Artikeln mitgeben, einen etwaigen Rabatt an die Rechnungsposition anbringen und dann den konkreten Preis erst bei der Verarbeitung der Rechnung aus Artikelpreis, Stückzahl und Rabatt errechnen. Ein entsprechendes Dokument könnte so aussehen:

<!DOCTYPE Rechnung [


<!ELEMENT Rechnung (Datum, Empfänger, (Rechnungsposten)+, Bankverbindung)>


<!ELEMENT Datum (#PCDATA)>

<!ELEMENT Empfänger (Name, Bankverbindung)>

<!ELEMENT Rechnungsposten (Artikel, (Stückzahl)?)>

<!ATTLIST Rechnungsposten Rabatt (10%|20%|30%) #IMPLIED>


<!ELEMENT Artikel (#PCDATA)>

<!ATTLIST Artikel Preis CDATA #REQUIRED>


<!ELEMENT Stückzahl (#PCDATA)>

<!ELEMENT Bankverbindung (Kontonummer, BLZ, (Geldinstitut)? )>


<!ELEMENT Kontonummer (#PCDATA)>


<!ELEMENT BLZ (#PCDATA)>


<!ELEMENT Geldinstitut (#PCDATA)>

<!ELEMENT Name (#PCDATA)>]>

<Rechnung>


<Datum> 14. 3. 2001 </Datum>


<Empfänger>



<Name> Heinz Müller </Name>



<Bankverbindung> ..... </Bankverbindung>


</Empfänger>


<Rechnungsposten Rabatt = „10%“>



<Artikel Preis = „0,15 DM“> Schrauben M5 100 mm </Artikel>



<Stückzahl> 1.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>


<Rechnungsposten>



<Artikel Preis = „0,05 DM“> Schrauben M6 50 mm </Artikel>



<Stückzahl> 2.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>

<Rechnungsposten Rabatt = „30%“>



<Artikel Preis = „0,02 DM“> Schrauben M3 10 mm </Artikel>



<Stückzahl> 10.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>


<Bankverbindung>



<Kontonummer> 2054 56 109 </Kontonummer>



<BLZ> 100 100 10 </BLZ>



<Geldinstitut> Postbank Berlin </Geldinstitut>


</Bankverbindung>

</Rechnung>

Wir haben hier die beiden Attribute „Rabatt“ und „Preis“ für die Elemente „Rechnungsposten“ bzw. „Artikel“ definiert. Das geschieht in einer „ATTLIST“-Deklaration innerhalb der DTD.
 In einer solchen Deklaration sagt man zunächst, welchem Element die hier deklarierten Attribute zugeordnet sind und dann schreibt man eine Liste von Attributstypen auf
. Jeder Attributstyp erhält einen Namen
, einen Typ und eine Spezifikation, ob das Attribut in jedem Elementexemplar zwingend erforderlich (#REQUIRED) oder optional (#IMPLIED) ist
.

Als Typen für die Attributsdeklaration stehen u. a.
 zur Verfügung:

1. CDATA
Wert kann beliebiger Text sein.

2. (Option1|.....|Optionm)
Wert kann nur ein Text sein, der mit einer der Optionen (sind ebenfalls Texte) übereinstimmt.

3. ID
Wert muss ein Text sein, der das Element im Dokument eindeutig identifiziert.

4. IDREF
Wert muss ein Text sein, der mit dem Wert eines ID-Attributs im Dokument übereinstimmt.

5. IDREFS
Wert kann eine Liste von IDREF-Werten sein.

Der Wert eines Attributs für ein konkretes Element in einem Dokument wird im Start-Tag des Elements festgelegt. Dazu wird der Attributname genannt und mit einem Textwert durch die „=“-Notation belegt. Die Reihenfolge der Attributsdeklaration in der DTD und der Werteangabe im Dokument ist dabei ohne Belang.

Attribute vom Typ ID und IDREF erlauben im Zusammenspiel die Spezifikation von Dokumentenstruktur, die quer zu der Baumstruktur der Inhalte liegt. Das ist zum Beispiel für Querverweise in Büchern nötig. Auch in unserem Beispiel können wir von einem solchen Querverweis profitieren, wenn wir in unseren Rechnungen einen Hinweis auf ein Lastschriftverfahren anbringen wollen. Ein solches Dokument kann so aussehen:

<!DOCTYPE Rechnung [


<!ELEMENT Rechnung (Datum, Empfänger, (Rechnungsposten)+, ZuZahlenDurch)>


<!ELEMENT Datum (#PCDATA)>

<!ELEMENT Empfänger (Name, Bankverbindung)>

<!ELEMENT Rechnungsposten (Artikel, (Stückzahl)?)>

<!ATTLIST Rechnungsposten Rabatt (10%|20%|30%) #IMPLIED>


<!ELEMENT Artikel (#PCDATA)>

<!ATTLIST Artikel Preis CDATA #REQUIRED>


<!ELEMENT Stückzahl (#PCDATA)>

<!ELEMENT Bankverbindung (Kontonummer, BLZ, (Geldinstitut)? )>

<!ATTLIST Bankverbindung Identität ID #Required>


<!ELEMENT Kontonummer (#PCDATA)>


<!ELEMENT BLZ (#PCDATA)>


<!ELEMENT Geldinstitut (#PCDATA)>

<!ELEMENT Name (#PCDATA)>

<!ELEMENT ZuZahlenDurch (Überweisung|Lastschriftverfahren)>

<!ELEMENT Überweisung (Bankverbindung)>

<!ELEMENT Lastschriftverfahren EMPTY>

<!ATTLIST Lastschriftverfahren Kundenkonto IDREF #REQUIRED>]>

<Rechnung>


<Datum> 14. 3. 2001 </Datum>


<Empfänger>



<Name> Heinz Müller </Name>



<Bankverbindung Identität = „BV1“> 

<Kontonummer> 2999 58 109 </Kontonummer>




<BLZ> 100 100 10 </BLZ>

<Geldinstitut> Postbank Berlin </Geldinstitut>

</Bankverbindung>


</Empfänger>


<Rechnungsposten Rabatt = „10%“>



<Artikel Preis = „0,15 DM“> Schrauben M5 100 mm </Artikel>



<Stückzahl> 1.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>


<Rechnungsposten>



<Artikel Preis = „0,05 DM“> Schrauben M6 50 mm </Artikel>



<Stückzahl> 2.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>

<Rechnungsposten Rabatt = „30%“>



<Artikel Preis = „0,02 DM“> Schrauben M3 10 mm </Artikel>



<Stückzahl> 10.000 </Stückzahl>


</Rechnungsposten>


< ZuZahlenDurch >



<Lastschriftverfahren Kundenkonto = „BV1“ />


</ ZuZahlenDurch >
</Rechnung>

DTD’s sind nicht nur gut geeignet Dokumenstrukturen zu beschreiben, sie stellen auch eine Alternative für die Entity/Relationship-Modellierung dar. Im Rest dieses Abschnitts geben wir eine Verfahren an, wie man beliebige Entity/Relationship-Modelle in eine DTD transformiert und umgekehrt, wie man aus einer DTD ein Datenmodell gewinnen kann.

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

XML und das Internet

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Navigieren und Suchen

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Verarbeiten von Dokumenten

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Migration und Evolution

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.

Anhang A: Abbildungen
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Abbildung 1: Unterstützung betrieblicher Aktivitäten

Abbildung 2: BIS-Funktionsumfang
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Abbildung 3: Modell eines Geschäftsprozesses (Angebotserstellung)
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Abbildung 4: Erweiterung des Angebotsprozesses
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Abbildung 5: Ein Beispiel für einen Angebotsprozess
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Abbildung 6: Arten der Arbeitsverteilung in den Ereignisgesteuerten Prozessketten
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Abbildung 7: Synchronisations- und Abstraktionsarten der Ereignisgesteuerten Prozessketten

Abbildung 8: Modell der EPK-Verteilungsarten
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Abbildung 9: Modell der EPK-Synchronisations- und Abstraktionssarten
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Abbildung 10: Architektur eines WFMS
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Abbildung 11: Beispiel für den Zustand eines Agenda-Systems
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Abbildung 12: Hierarchische Integration von Geschäftsanwendungen


Abbildung 13: Integration des WFMS in eine Dienstearchitektur


Abbildung 14: Allgemeines Konzept einer Transaktion


Abbildung 15: Transaktionen auf drei Ebenen


Abbildung 16: Funktionsweise von „Begin Work“, „Commit“ und „Roll Back“ am Beispiel


Abbildung 17: „Lost Update“ bei fehlender Atomarität


Abbildung 18: "Dirty Read“ bei fehlender Isolation

Abbildung 19: "Unrepeatable Read" bei fehlender Isolation


Abbildung 20: Verfahren zur Sicherstellung der Konsistenz


Abbildung 21: Realisierung Langer Transaktionen


Abbildung 22: Vermeidung von „Dirty Read“

Abbildung 23: Vermeidung von "Unrepeatable Read"

Abbildung 24: Abschlussdienst für Lange Transaktionen
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Abbildung 26: "Lost Update" beim "Arbeiten auf Kopien"

Abbildung 27: Versionierte Zeitreihen


Abbildung 28: Komposition der Zeitreihen bei zusammengesetzten Objekten


Abbildung 29: Bearbeitung versus Wirksamkeit
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Abbildung 30: Datenmodell einer kleinen Bibliothek (Grundmodell)
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Abbildung 31: Datenstruktur zum Datenmodell aus Abbildung 30
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Abbildung 32: Datenmodell einer kleinen Bibliothek mit Kardinalitäten und Schlüsseln
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Abbildung 33: Datenmodell einer kleinen Bibliothek mit Attributen und Relationen höherer Ordnung
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Abbildung 34: Datenmodell einer kleinen Bibliothek mit Generalisierungs/Spezialisierungsbeziehungen
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Abbildung 35: Einige Muster zum Suchen und Finden in Datenstrukturen
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Abbildung 36: Einige Beispieltransaktionen für das Bibliotheksmodell aus Abbildung 34
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Abbildung 37: Model/View-Konzept für die Oberfläche
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Abbildung 38: Model/View/Controller-Konzept für die Oberfläche
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Abbildung 39: Mehrere Oberflächen für dasselbe Geschäftsmodell
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Abbildung 40: Ablauf einer DES-Runde

Anhang B: Ereignisstrukturen und Prozessmodelle

Der Begriff „Ablauf“ beschreibt umgangssprachlich eine Reihe hintereinander ausgeführter Aktivitäten. Umgangssprachlich ist dieses „Hintereinander“ durchaus zeitlich zu verstehen. Wir sollten dann präziser von einem sequentiellen Ablauf sprechen. 

Denn, wenn wir Abläufe betrachten, die auch parallele Aktivitäten zu lassen – sogenannte nicht-sequentielle Abläufe – , dann ist Zeit nicht mehr das richtige Ordnungskriterium. Parallele Aktivitäten können in jeder Kombination nacheinander oder alle gleichzeitig oder teilweise gleichzeitig und teilweise hintereinander ausgeführt werden. Die zeitliche Reihenfolge eines nicht-sequentiellen Ablaufs ist eher zufällig. 

Wir müssen von der zeitlichen Abhängigkeit zur kausalen Abhängigkeit übergehen. Denn, wenn eine Aktivität a1 Ursache einer anderen Aktivität a2 ist, a2 also kausal abhängig von a1 ist, dann muss a2 immer nach a1 durchgeführt werden. Das heißt: kausale Abhängigkeit führt immer zu einer zeitlichen Ordnung, während eine zeitliche Ordnung nicht auf kausale Abhängigkeit schließen lässt. Kausalität ist also die tiefere Struktur, die eine oder mehrere zeitliche Struktur(en) in Abläufen hervorruft. Dieser Überlegung trägt der Prozessbegriff aus der theoretischen Informatik Rechnung:

Ein Deterministischer Prozess P = (A, ≤P) ist eine Menge A von Aktivitäten zusammen mit einer partiellen Ordnung ≤P, die die kausale Abhängigkeit unter den Aktivitäten darstellt. Gilt für zwei Aktivitäten a1 und a2 in einem Prozess P weder a1 ≤P a2 noch a2 ≤P a1, dann heißen a1 und a2 deterministisch nebenläufig in P, geschrieben a1║P a2. Eine totale Ordnung (B, ≤T) auf einer Teilmenge B der Aktivitäten eines Prozesses P stellt einen sequentiellen (Teil-)Ablauf von P dar, wenn für alle b1, b2 ( B aus b1 ≤P b2 auch b1 ≤T b2 folgt.

Betrachten wir vor diesem Hintergrund die Geschäftsprozesse aus dem Kapitel „Geschäftsprozesse“. Sei GpM = (AkT, ErT, PeT, akteur, prod, cons, start, stop) Geschäftsprozessmodell und Gp = (Ak, Er, Pe, tAk, tEr, tPe, akteurGp, prodGp, consGp, startGp) ein zugehöriger Geschäftsprozess. Dann lässt sich der zugrunde liegende Deterministische Prozess Gp = (Ak, ≤Gp) über den Aktivitäten Ak von Gp so definieren:

1. Für alle ak ( Ak sei ak ≤Gp ak  (reflexiver Abschluss)

2. Wenn  ak1 = prodGp(e)  und e ( consGp(ak2), dann ak1 ≤Gp ak2  (direkte Kausalität)

3. Wenn ak1 ≤Gp ak2 und ak2 ≤Gp ak3, dann ak1 ≤Gp ak3  (transitiver Abschluss, indirekte Kausalität)

Die Konstruktion ergibt eine partielle Ordnung. Denn die Reflexivität und die Transitivität sind durch die Konstruktionsschritte 1 und 3 gegeben, die Antisymmetrie folgt aus der Zyklenfreiheit der Geschäftsprozesse. 

Geschäftsprozesse aus diesem Skript sind also konkrete Deterministische Prozesse: jedem Geschäftsprozess lässt sich eine Semantik in der Form eines Deterministischen Prozesses zuordnen. Gibt es eine ähnliche semantische Fundierung für Geschäftsprozessmodelle? Dazu ist es nötig, von einzelnen Prozessen auf ganze Mengen von Prozessen überzugehen. Denn Prozessmodelle beschreiben i. d. R. viele Möglichkeiten für Abläufe. Dazu hat sich in der Theoretischen Informatik der Begriff des Indeterministischen Prozesses oder der Ereignisstruktur herausgebildet.

Ein Indeterministischer Prozess bzw. eine Ereignisstruktur I = (A, ≤I, #I) ist ein Deterministischer Prozess (A, ≤I) zusammen mit einer antireflexiven symmetrischen Ausschlussrelation #I auf A, die angibt, welche Aktivitäten andere Aktivitäten im selben Prozess unmöglich machen. Die beiden Relationen müssen miteinander in dem folgenden Sinne kompatibel sein: wenn a1 #I a2 und a2 ≤I a3, dann auch a1 #I a3.
 Gilt für zwei Aktivitäten a1 und a2 in einer Ereignisstruktur I weder a1 ≤I a2 noch a2 ≤I a1 noch a1 #I a2, dann heißen a1 und a2 nebenläufig in I, geschrieben a1║I a2. Ein Deterministischer Prozess P = (B, ≤P) auf einer Teilmenge B der Aktivitäten einer Ereignisstruktur I stellt einen deterministischen (Teil-)Prozess in I dar, wenn für alle b1, b2 ( B (i) aus b1 ≤I b2 auch b1 ≤P b2 folgt und (ii) (b1, b2) ( #I gilt.

Ereignisstrukturen fassen viele unterschiedliche Prozesse in einer Struktur zusammen. Aus diesem Grund stellen sie auch eine geeignete semantische Basis für unsere Geschäftsprozessmodelle dar. Um dies zu präzisieren, müssen wir jedoch etwas mehr Struktur auf den Prozessen zu einem Geschäftsprozessmodell GpM herausarbeiten: wir sagen, dass ein Prozess p1 ein Anfang eines Prozesses p2 ist, wenn p1 und p2 zum selben Modell gehören und sich p1 injektiv in p2 einbetten lässt.
 Dann schreiben wir auch p1 ( p2. wir bezeichnen p1 und p2 als dieselben Prozesse, wenn p1 ( p2 und p2 ( p1, da sie sich dann nur in der Benennung der Aktivitäten, Ereignisse und Personen unterscheiden, nicht aber in der Struktur. Dann schreiben wir p1 ( p2. 

Betrachten wir nun die entstehenden Äquivalenzklassen von Prozessen zu einem Modell GpM, i.e. die Menge  P(GpM) ={[p]( |p ist Prozess zu GpM}, als eigentliche abstrakte Prozesse zu GpM. Dann lässt sich die Relation ( auf diese Äquivalenzklassen fortsetzen, indem wir definieren [p1] ( [p2], wenn p1 ( p2. Es lässt sich leicht zeigen, dass ( unabhängig von Repräsentanten und damit wohldefiniert ist. Darüber hinaus ist ( eine partielle Ordnung.

Um die Ereignisstruktur für ein Geschäftsprozessmodell GpM zu definieren, betrachten wir ein spezielles System П(GpM) von Repräsentanten für P(GpM) so, dass (1) alle Repräsentanten für ( Inklusionen werden und keine weiteren Inklusionen auf den Trägermengen existieren.
 Jetzt konstruieren wir den Limes von П(GpM), als unendliche Vereinigung der Trägermengen des Systems П(GpM). Auf diesem Limes lassen sich die Abbildungen prod, cons und akteur eindeutig über Repräsentanten definieren. Das Ergebnis nennen wir I(GpM), denn es ist die Ereignisstruktur für GpM. 

I(GpM) lässt nach Konstruktion genau dieselben Prozesse zu wie GpM, doch es ist zyklenfrei. Die kausale Abhängigkeit ≤ für eine Ereignisstruktur über den Aktivitäten von I(GpM) ergibt sich über den reflexiven und transitiven Abschluss der direkten Abhängigkeit in I(GpM), i. e. Wenn  ak1 = prodI(GpM)(e)  und e ( consI(GpM)(ak2), dann ak1 ≤ ak2. Die Ausschlussrelation ergibt sich aus der direkten Ausschlussrelation in I(GpM), i.e. ak1 # ak2, wenn ak1 ( ak2 und (consI(GpM)(ak1) ( consI(GpM)(ak2)) ( (, durch den symmetrischen Abschluss und den Abschluss gegenüber der Kausalität, i. e. wenn ak1 # ak2 und ak2 ≤ ak3, dann auch ak1 # ak3.

Anhang C: Beispiele zur Workflow-Modellierung

In diesem Anhang geben wir einige Beispiele für Prozessmodellierungen an. Die Beispiele konzentrieren sich dabei auf typische Situationen, wie sie in der Ablaufmodellierung immer wieder vorkommen. Wir erheben nicht den Anspruch, dass die einfachen Beispiele im Folgenden die betriebliche Situation realistisch und vollständig abbilden.

Ausleihe in einer Bibliothek

Aufgabe

Wir betrachten ein  Informationssystem für eine Universitätsbibliothek, das die Ausleihe und Rückgabe von Büchern unterstützt:

Modellieren sie den Prozess der Buchausleihe! Dabei sollen folgende Randbedingungen beachtet werden:

(a) Ausgeliehene Bücher können vorbestellt werden. 

(b) Die Rückgabefrist für ausgeliehene Bücher wird überwacht und die Rückgabe angemahnt. Bei der zweiten Mahnung entstehen dem Ausleiher die Kosten für die Ersatzbeschaffung des Buches.

(c) Die Behandlung von Vorbestellungen und Fristüberschreitungen wird von einer speziellen Abteilung durchgeführt.

Musterlösung

Die drei an dem Prozess beteiligten Akteure „Kunde“, „Front Office“ und „Back Office“ (für Reservierung und Mahnung) sind in dem Modell durch die drei getrennten Ebenen dargestellt.

In allen Ausleihprozessen ist die Ausleihe eines Objekts nicht das Endergebnis, sondern die Rückgabe. Das wird in dem Modell oben deutlich. Denn der normale Ablauf führt im Endeffekt zu einer Rückgabequittung. Gibt ein Kunde ausgeliehene Objekte nicht in der Frist zurück, erhält er über kurz oder lang eine Rechnung. Ist das Ausleihobjekt nicht vorhanden, kann der Prozess auch ohne Ergebnis enden.
 

Die Reservierung eines Buches führt zu einem Zwischenergebnis, nämlich einer Reservierungsbestätigung. Da nur Bücher reserviert werden können, die in der Bibliothek vorhanden sind, muss die Ausleihe nach Reservierung natürlich von der Rückgabe des Buches kausal abhängig sein. Das ist durch die Aktivität „Reservierung bearbeiten“ modelliert. Sie ist kausal abhängig von einer Buchrückgabe und Ursache jeder Aktivität vom Typ „reserviertes Buch abholen“. Jeder Ausleihprozess nach Reservierung setzt also einen anderen Kundenprozess, der zur Reservierung geführt hat und sie wieder auflösen kann, voraus.

Das Beispiel macht auch sehr deutlich, dass Prozessmodellierung lediglich die möglichen Aktivitätsordnungen beschreibt, aber nicht die konkreten Gründe, die zu der einen oder anderen Alternative führen. So kann zum Beispiel auf das Ereignis „Ausleihwunsch“ mit „ausleihen“, „reservieren“ oder „abbrechen“ reagiert werden. Das Prozessmodell spezifiziert nur diese Möglichkeiten durch entsprechende konkurrierende Aktivitäten. Welche Aktivität in einem wirklichen Prozess ausgeführt wird, hängt in jeder konkreten Bibliothek natürlich vom aktuellen Zustand der Bibliothek ab, nämlich, ob das gewünschte Buch vorhanden, bereits ausgeliehen oder nicht im Bestand ist. Das sind aber Aspekte, die in einem Datenmodell beschrieben werden und nicht in ein Prozessmodell gehören.

[image: image12.wmf]abbrechen

Ausleih

-

wunsch

Reservierung

Auszuleihendes

Buch 

aussuchen

Buch

beim

Kunden

Buch in der

Ausleihfrist

zurückgeben

Reservierung

bearbeiten

Leser

Front

-

Office

Back

-

Office

ausleihen

reservieren

Kunde

ohne

Ergebnis

Reservierungs

-

bestätigung

Ausleihfrist

verstreichen

lassen

zurücknehmen

Buch zurück

Buch zurück

zurücknehmen

Verstrichene

Frist

mahnen

Mahnung

Buch in der

Mahnfrist

zurückgebena

Mahnfrist

verstreichen

lassen

Reservierungs

-

benachrichtigung

Verstrichene

Mahnfrist

abschreiben

Rechnung

Reserviertes

Buch

abholen

Buch zur

Abholung

Reservierung

ausleihen

Ausleihwunsch

Reservierung

Reservierungs

-

Frist verstreichen

lassen

Verstrichene

Reservierungsfrist

zurücklegen

Rückgabe

-

quittung

abschreiben

mit Reservierung


Bestellung, Herstellung und Lieferung von Einbauküchen

Aufgabe

Stellen Sie sich vor, Sie sind als Analytiker bei einem Einbauküchenhändler eingesetzt. Man erzählt Ihnen folgendes über den Prozess der Küchenbestellung und -Lieferung, den Sie ordentlich als Geschäftsprozess modellieren sollen: 

Bei der Bestellung und Lieferung einer Einbauküche für einen Kunden arbeiten der Händler, der Küchenhersteller und ein Monteur zusammen:

Der Händler gibt die Bestellung eines Kunden als Auftrag an den Hersteller weiter. Dieser schickt eine Auftragsbestätigung. Bis zum Eingang der Auftragsbestätigung beim Händler können noch Änderungen an der Bestellung vorgenommen werden, danach nicht mehr. Der Kunde hat dann eine Anzahlung auf den Kaufpreis zu leisten.

Trifft die fertiggestellte Küche beim Händler ein, organisiert er einen Monteur, der an einem festen Termin die Küche aufbauen soll. Diesen Termin teilt er dem Kunden mit. Der Kunde kann den Termin verschieben.

Ist ein Termin zustande gekommen, der sowohl dem Monteur als auch dem Kunden genehm ist, und ist die Anzahlung erfolgt, wird die Küche vom Monteur aufgebaut. 

Nach dem Aufbau wird der Restbetrag des Kaufpreises fällig. Zahlt der Kunde (auch nach einer entsprechenden Mahnung) nicht, wird die Küche wieder abgebaut.

Modellieren sie den Prozess der Küchenbestellung und -Lieferung so, dass er dieser Beschreibung genügt.

Musterlösung

Die Musterlösung zeigt das Zusammenspiel des Kunden (oben in der folgenden Abbildung) mit dem Händler, dem Hersteller und dem Monteur (von oben nach unten in der folgenden Abbildung). 

Der gesamte Prozess wird durch das „bestellen“ des Kunden in Gang gesetzt. Der Händler leitet – wie das in seiner Natur liegt – die Bestellung und alle weiteren Informationen vom und zum Hersteller weiter. 

Der Hersteller trifft die Entscheidung darüber, ob noch Änderungen angenommen werden oder nicht (Konkurrenz zwischen „Änderung annehmen“ und „Auftrag bestätigen“). Ist der Auftrag bestätigt, werden alle weiteren Änderungen abgelehnt. Änderungsbestätigungen versetzen den Kunden in die Lage, weitere Änderungen zu fordern. Ablehnungen kann er nur akzeptieren. 

Das Ereignis „Bestätigung“ beim Kunden führt dazu, dass alle Änderungen von einer Bestellung kausal abhängig sind. Der Hersteller lehnt alle Änderungen solange ab, wie die Küche fest in der Produktion eingeplant ist („Fertigungsauftrag“) oder bereits gefertigt ist („Gefertigte Küche“). Wenn die Küche den Hersteller „verlässt“, hat der Kunde bereits angezahlt und damit auf Änderungen verzichtet.

Das Modell zeigt nur die Abläufe, bei denen der Kunde irgendwann einmal die Anzahlung tätigt. Der Abbruch des gesamten Prozesses lässt sich leicht durch eine weitere Aktivität in Konkurrenz zu „mahnen“ realisieren. Für den Teilprozess mit dem Monteur ist jedenfalls die „Anzahlung“ und die „Gefertigte Küche“ Voraussetzung.

Monteur und Kunde machen den Termin unter sich aus. Der Monteur wird lediglich durch den Händler beauftragt. Der Teilprozess der Restzahlung entspricht dem der Anzahlung. Hier ist der Abbruch durch Demontage der Küche allerdings mitmodelliert. Das Ergebnis des Gesamtprozesses kann ein Kunde mit oder ohne Küche sein.
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Anhang D: Beispiele zur Datenmodellierung

In diesem Anhang geben wir einige Beispiele für Datenmodelle an. Die Beispiele konzentrieren sich dabei auf typische Situationen, wie sie in der Modellierung von Datenstrukturen immer wieder vorkommen. Wir erheben nicht den Anspruch, dass die einfachen Beispiele im Folgenden die betriebliche Situation realistisch und vollständig abbilden.

Datenmodell zur Verwaltung von Lehrveranstaltungen und Klausuren

Die folgende Abbildung zeigt ein Modell zur Verwaltung von Lehrveranstaltungen und ihren Ergebnissen in einer Hochschule. Wir haben hier explizit auf Relationen und Attribute für Relationen und Spezialisierungen verzichtet. Damit bleibt das Modell strukturell sehr einfach. Aus Gründen der Übersicht haben wir auch auf die meisten Attribute verzichtet, da sie nicht zur globalen Struktur des Modells beitragen.

Die Modellierung der Klausuren ist von besonderem Interesse. Das umgangssprachliche Konzept „Klausur“ ist hier auf drei unterschiedlichen Ebenen analysiert und modelliert worden. Es wird unterschieden zwischen den Entitäten (1) Klausur im Sinne der Aufgabenstellung (Klausuraufgabenstellung), (2) Klausur im Sinne einer Veranstaltung (Klausurveranstaltung) und (3) Klausur im Sinne einer von einem Studenten abgegebenen Lösung (Klausurresultat). 

Diese Zerlegung komplexer umgangssprachlicher Begriffe in ihre Bestandteile ist stets ein wichtiger Schritt in der Datenmodellierung. Nur so gelingt es in dem Beispiel die Vielzahl an Attributen und insbesondere Relationen, die eine Klausur hat, zu strukturieren und auf die Bestandteile zu verteilen. So hat eine Veranstaltung natürlich Raum und Zeit, eine Aufgabenstellung und ein Resultat natürlich nicht. Ein Resultat hat eine Note, eine Aufgabenstellung oder die Veranstaltung nicht.
 

Mit dem differenzierten Modell lassen sich auch die verschiedenen Rollen, die ein Dozent im Umfeld von Klausuren spielen kann, darstellen. Der Ersteller, der Aufsichtführende und der Korrektor einer Klausur kann immer derselbe Dozent sein, es können aber auch ganz verschiedene Dozenten sein. Das Modell lässt auch zu, dass diese drei Dozenten verschieden sind von dem Durchführenden der Lehrveranstaltung. 

Die Kardinalitäten im Umfeld von Klausuren sind so gewählt, dass es Aufgabenstellungen geben kann ohne Veranstaltungen (Veranstaltung ist noch nicht geplant), Veranstaltungen ohne Ergebnisse (noch nicht durchgeführte Klausuren), aber keine Resultate ohne Veranstaltung und Urheber (Student). Resultate sind auch ohne Note möglich, um fertige aber noch nicht korrigierte Klausuren darzustellen.

Das Modell lässt sich leicht weiterentwickeln. Insbesondere fällt auf, dass zwei Arten von Veranstaltungen unterschieden werden, die aber (natürlich) Raum und Zeit gemeinsam haben. Hier ließe sich das Modell durch eine Generalisierung vereinfachen. Auch die Raum und Zeitspezifikation sollte vereinfacht werden und zwar durch Zusammenfassung dieser beiden Konzepte zu einem, das man vielleicht RaumZeitSpezifikation nennen könnten. Eine solche Entität ist wichtig, muss doch hier auf Überschneidungsfreiheit geachtet werden (z. B. in der Stundenplanung).

Als Übung: 

(1) Nehmen sie die oben angesprochenen Umstellungen vor. 

(2) Erweitern sie das Modell so, dass wiederkehrende Lehrveranstaltungen modelliert werden. Wiederkehrende Lehrveranstaltungen sind Lehrveranstaltungen zu einem im Curriculum festgelegten Veranstaltungstyp.

(3) Ergänzen sie das Modell durch eine Spezialisierung, so dass zwischen Professoren (Stammpersonal mit Personalnummer) und freien Dozenten (ohne Personalnummer) unterschieden werden kann.


Anhang E: Suchmuster und Geschäftsfunktionen mit Variablen

Wird in einer späteren Version des Skripts ergänzt.
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� Mit materieller Dienstleistung bezeichnen wir Dienstleistungen, die zumindest zu einem Anteil physische Veränderungen von Materie zum Ziel haben, wie etwa Haare schneiden, Pakete transportieren oder Räume reinigen. 


� Sogar Vorstandsschreibtische werden zunehmend mit PC’s ausgestattet.


� In vielen Betrieben hat sich diese Landschaft bis heute erhalten, insbesondere dort, wo der Slogan „never change a running system“ das Handeln bestimmt.


� Kaum ein Unternehmen hat dieses Ziel wirklich erreicht, auch wenn viele schon an der nächsten Generation ihrer BIS arbeiten. Die Altlasten aus der ersten Phase sind meist viel zu gewichtig, als dass dieser Schritt schnell durchgeführt werden kann. Erst mit der Ablösung der Systeme der ersten Generation scheint das Ziel der zweiten Generation erreichbar. Hoffentlich hat man es dann nicht schon aus den Augen verloren.


� B2B: Business-to-Business - Kommunikation und Geschäftsabwicklung im Internet.


� Diese Aussage muss etwas eingeschränkt werden. Viele BIS, die heute noch im Einsatz sind, sind bereits 20 oder 30 Jahre alt. Und zu der Zeit, als die Entwicklung dieser Systeme begonnen wurde, war es aus Gründen der Performanz in vielen Fällen nicht möglich marktgängige Standardsoftware zu nutzen. In diesen Systemen findet man deshalb auch heute noch sehr individuelle Software zum Management der Dateien, der Betriebsmittel und anderer Ressourcen. Heute sind diese Zeiten aber vorbei.


� Die Abstimmung erfolgt entweder durch Customizing einer Standardsoftware oder durch individuelle Entwicklung von Geschäftsfunktionen.


� Bestes Beispiel ist hier das Online-Banking.


� Zumindest sollte es so sein. Grobe Verstöße gegen diese Maxime fallen sofort negativ auf. Ein Beispiel war der Druckerhersteller, der seine Drucker mit einem eingebauten „Kaputtmacher“ auslieferte, der nach einer festen Anzahl von bedruckten Seiten den Drucker unbrauchbar machte.


� Das bedeutet, es gibt keine Aktivitäten mehr außerhalb des Typsystems und eine Aktivität kann nicht zwei unterschiedliche Typen haben.


� Geschäftsprozessmodellierung beschreibt das Zusammenspiel der verschiedenen Mitarbeiter im Unternehmen zur Mehrung des Kundennutzens. Deswegen ist alles das, was von einem Mitarbeiter ohne Unterstützung weiterer Mitarbeiter durchgeführt werden kann, ein Element im Prozess. Diese Elemente heißen Aktivitäten. Die Struktur der Aktivitäten liegt nicht mehr im Interesse der Geschäftsprozessmodellierung.


� Viele marktgängige Modellierungswerkzeuge für Geschäftsprozesse gehen über diesen Rahmen hinaus. Sie beziehen z.B. häufig schon Methoden zur Datenmodellierung oder auch zur Geschäftsfunktionsbeschreibung in ein Prozessmodell mit ein. Wir wollen hier die Bereiche strikt trennen und separat behandeln. Deswegen gestehen wir der Prozessmodellierung nur die Anteile zu, die zweifelsfrei Prozesscharakter haben.


� P(tEr ) ist Fortsetzung von t auf Mengen, i.e. P(tEr )t(()=( und P(tEr )({x} (Y) ={tEr (x)} ( P(tEr )(Y)


� Siehe zur Argumentation für die These auch den Abschnitt � REF _Ref515092454 \h ��Modellierungstechniken der Praxis (Logische Konjunktoren)� unten!


� Konkurrenz zweier Aktivitäten desselben Akteurs.


� Diese Bemerkung bezieht sich auch auf die negierten Ereignisse in den folgenden Modellen.


� In vielen Fällen übernimmt die Aufgaben des „Workflow Managements“ ein „Groupware System“ wie Lotus Notes oder Microsoft Exchange. Wird einem „Groupware System“ neben den klassischen Aufgaben, nämlich der Verwaltung und Verteilung elektronischer Post, der Verwaltung von Terminen und der Ablage von Dokumenten (siehe unten), auch die Überwachung von Arbeitsprozessen übertragen, sind solche Systeme für uns auch „Workflow Management Systems“.


� Organigramme sind die klassische Form der Darstellung von Aufbauorganisation. Sie bestehen aus einer rekursiven Zerlegung der Mitarbeiterschaft eines Unternehmens in Gruppen und Untergruppen (oder Abteilungen und Unterabteilungen). Jede Gruppe bildet dann einen Akteur im Sinne des Abschnitts � REF _Ref493218865 \h ��Geschäftsprozesse und ihre Modellierung�.


� Zur Standardisierung dieser und der anderen Schnittstellen hat sich eine Hersteller-übergreifende Gruppe gebildet, die sich Workflow Management Coalition nennt, vgl Workflow Management Coalition (Hrsg.): Workflow Handbook 1997, Wiley, 1997.  


� Unternehmensübergreifende Prozesssteuerung behandeln wir im zweiten Teil dieses Skripts.


� Der Mitarbeiter, der die Aktivität erledigt hat, wird natürlich vermerkt, damit der Prozess die oben im Abschnitt � REF _Ref493231730 \h ��Geschäftsprozesse� gestellten Bedingungen erfüllt.


� Die Architektur entspricht der klassischer Anwendungssysteme, die unter einem Transaktionsmonitor integriert sind, siehe unten.


� Vgl. z.B. die Publikationen von Parnass aus den frühen 70iger Jahre zum Thema Modularisierung.


� Dieser generelle Architekturansatz wird weiter unten noch ausführlich behandelt.


� Dieses Konzept wird im nächsten Abschnitt ausführlich behandelt.


� Es ist klar, dass alle Funktionen in einem BIS diese Eigenschaft erfüllen müssen. Nur dadurch werden Daten die an einer Stelle erfasst werden für andere Mitarbeiter nutzbar.


� In BIS ist das meist wegen der Menge der zu verwaltenden Daten sowieso nötig.


� In den meisten Datei-Systemen heißen die Operationen read und write. In relationalen Datenbanksystemen sind die Leseoperationen die „select“-Anweisungen und die Schreiboperationen die „update“-, „insert“- und „delete“-Anweisungen.


� In der Praxis ist das Datenbankmanagementsystem DBMS der Verwaltung der Zustände. Konsistenz spielt nur dann eine Rolle, wenn das DBMS die Formulierung von Transaktions-unabhängigen „Constraints“ erlaubt.


� Logische, deklarative Programmierung.


� Man kann sich denken, welchen Aufwand es macht, die Eigenschaft „Summe sämtlicher Konten ist gleich 0“ aus unserem Beispiel in � REF _Ref493462436 \h ��Abbildung 20� zu prüfen, wenn wir es mit mehreren 100.000 Konten zu tun haben.


� Das entspricht dem Paradigma der Datenstruktur oder Klasse, das man im Rahmen der Programmierung kennen lernt.


� Kleines „c“ wegen der geringeren Bedeutung der Konsistenz.


� Automatische Transaktionen ohne Benutzerinteraktion mit einer Dauer unter 3 Sekunden, s.o.


� Das bedeutet, dass hier zwei Lernziele verfolgt werden: (1) Einsicht in die zentralen Konzepte und Lösungen der Transaktionsverarbeitung und (2) Kenntnisse zur Anwendung dieser Konzepte in vergleichbaren Kontexten.


� Merke: „Arbeite nie zum Scherz auf Originalen!“


� Das ist auch das zentrale Mittel von Systemen zur Realisierung Kurzer Transaktionen.


� Der Koordinator erwartet alle Rückmeldungen in einer vorher festgelegten Zeitspanne. Antwortet ein System in dieser Zeit nicht, spricht man von Timeout.


� Die Bereitstellung eines effizienten Transaktionsmanagers mit 2PC für moderne objektorientierte Systeme ist aktuell Entwicklungsthema aller großen Hersteller. Z. B. heißt das Angebot von Microsoft COM+, das der Java-Gemeinde „Java Enterprise Beans“.


� Dieses Szenario könnte aus der Sicht des Betriebsrat einen gewissen Charme haben aber aus der Sicht der Arbeitsorganisation ist es ein Desaster, führt es doch konsequent zu 1-Personen-Betrieben.


� Geändert durch das Commit einer anderen Transaktion, die einen Konflikt mit der offenen Transaktion hat.


� Overhead = Zusätzlicher Verwaltungsaufwand, der mit der eigentlichen Funktion nichts zu tun hat.


� Pessimistische Sperren versuchen also „Murphy’s Law“ zu brechen.


� Vgl. Event-Mechanismus im Bereich der Programmierung!


� Dieses Verfahren folgte dem Merksatz: „Arbeite nie zum Scherz auf Originalen!“


� nach Wahrig: Deutsches Wörterbuch, 1986.


� Das klassische Beispiel für eine Revision ist die Buchprüfung die externe Buchprüfungsunternehmen oder die Finanzbehörden. 


� Dieses Datum ist genauer ein „Time Stamp“ bestehend aus Datum und Uhrzeit (ggf. sogar auf Millisekunden genau), damit auch mehrere Änderungen an einem Tag revisionssicher durchgeführt werden können. In unseren Beispielen belassen wir es bei einem Datum, da sich die prinzipiellen Arbeitsweisen und Systemfunktionen durch die Steigerung der Genauigkeit im Kern nicht ändern.


� Es sind auch differenziertere Lebenzyklen vorstellbar, die zum Beispiel die Kennzeichen „Storno“ und „Wiederaufleben“ unterstützen. Storno erzeugt eine Vorform des gelöschten Zustand, der aber nicht endgültig löscht. Er kann durch eine Folgeversion mit dem Kennzeichen „Wiederaufleben“ wieder reanimiert und weiter geändert werden.


� „C“ von englisch change.


� ...,nämlich die Information, dass es solch ein Datenelement einmal geben wird.


� Hier bricht, wie immer, allgemein verbindliches Recht die betrieblichen Geschäftsregeln.


� Durch Version zeitlich sortierte Reihe verschiedener Zustände desselben Objekts.


� GA kurz für „gültig an“.


� Der Anfang -∞ und das Ende ∞ der Zeit müssen folgende Eigenschaften haben: Für jedes konkret angegebene Datum d gilt -∞ ( d ( ∞. Es empfiehlt sich daher nicht den Anfang und das Ende der Zeit durch sehr kleine bzw. sehr große Datumsangaben zu repräsentieren.


� Übung: formulieren Sie eine Algorithmus, der diese endliche Repräsentation der Zeitreihe für ein vorgegebenes BA-Datum direkt (ohne Umweg über den unendlichen Prozess der Erzeugung vonZ(BA = t0)) aus den Versionen eines Elements berechnet!


� Beide Zeitaspekte sind völlig orthogonal zueinander wie das Beispiel aus � REF _Ref515530151 \h ��Abbildung 27� zeigt.


� Bis dahin sind sie nicht wirklich wirklich, denn ein „roll back“ kann die Änderungen immer noch verwerfen.


� Hinweis: In dem hier vorgestellten Modell werden die Zustände, die zur selben Version gehören durch das selbe BA gekennzeichnet. Hin und wieder ist es nützlich, die Versionen eines historifizierten Elements selbst als Objekt im BIS zu repräsentieren. Ein Versionsobjekt trägt dann das BA für alle Zustände, die im Rahmen dieser Version in die Historie des Elements eingefügt worden sind. Eine Transaktion besteht dann aus vielen Versionen, nämlich einer pro geändertem Datenelement.


� Elementares Objekt = Objekt, das selber keine Bestandteile mehr hat.


� Dieser Faktor kann deutlich verringert werden, wenn man Zeitspezifikationen – bestehend aus BA, GV und GB – als eigenständige Objekte im BIS modelliert und alle Änderungen mit derselben Zeitspezifikation auf dasselbe Zeitobjekt bezieht. Ist das BIS vollständig transaktionsgesichert, haben sowieso alle Änderungen einer Transaktion dasselben BA, das man als Bestandteil der Transaktion modellieren kann. Neue Versionen eines Datenelements müssen dann nur noch auf die Transaktion verweisen, in deren Rahmen die Änderung erfolgt ist. Das müssen sie für die Revisionssicherheit sowieso tun, um die Vorgänge (hier Transaktionen) inhaltlich zu dokumentieren. Nach dieser Analyse erhalten wir also nur eine zusätzliche Angaben für jede (lange) Transaktion (das BA), für jedes Datenelement nur ein zusätzliches Datum (nämlich den Verweis auf seine Zeitspezifikation) und eine zusätzliche Aufstellung sämtlicher unterschiedlicher Zeitspezifikationen.


� Merke: Es ist immer besser grundlegende Systemeigenschaften für die Elemente eines Systems zu definieren und entsprechende Eigenschaften für zusammengesetzte Objekte abzuleiten.


� Der Posteingang ist häufig auch der rechtlich verbindliche Zeitpunkt für die Beurteilung, wann Informationen erhalten wurden.


� Zum Beispiel mit Hilfe eines Workflow Management Systems.


� Implementierte Arbeitsanweisungen erzwingen mit Hilfe des Systems bestimmte Aktivitätsfolgen zur Erledigung einer Aktivität durch einen Mitarbeiter.


� Gerade kreative Arbeit lässt sich nur schwer verregeln.


� Ein Spezialfall der Kompetenzverteilung auf mehrere Akteure ist die schlichte organisatorische Arbeitsverteilung gemäß Arbeitsplatzbeschreibung. Hier hat Kompetenz weniger etwas mit Können zu tun denn mit Sollen oder Dürfen.


� In der Praxis sieht es eher so, dass jeder einzelne Mitarbeiter – wenn er nicht Vorstand ist – fast gar nichts mit dem System tun kann; gemessen am Gesamtumfang der Möglichkeiten mit dem System umzugehen.


� Wir werden unten noch sehen, dass Zugriffsrechte sehr fein zugewiesen werden können, so dass sogar zwei Mitarbeiter im selben Akteur unterschiedliche Rechte haben und so ihre Aufgaben ganz unterschiedlich erledigen müssen.


� Wer hat nicht schon einmal diesen Eindruck gewonnen, wenn man sein eigenes Passwort vergessen hatte und von dem zu benutzenden System ausgesperrt wurde.


� Vergleiche auch Kapitel „� REF _Ref509068504 \h ��Sicherheit in öffentlichen Netzen�“. 


� Diese Übermittlung wir i. d. R. auch durch Verschlüsselungstechniken vertraulich abgewickelt, vgl. Kapitel „� REF _Ref509068823 \h ��Sicherheit in öffentlichen Netzen�“.


� An dieser Stelle ist es positiv, wenn dasselbe Passwort auch wichtige private Daten des Benutzers schützt.


� Präziser, dass das vorgewiesene Körperteil oder die vorgewiesene Körpereigenschaft vom Benutzer stammt. Wieder finden wir hier dasselbe System: die Authentifizierung ist umso sicherer, je mehr dem Benutzer darin liegt, das Merkmal, das er bei der Anmeldung mit seinem Agenten vergleicht, vor Gebrauch Dritter zu schützen. Beim Körper scheint dieses Schutzbedürfnis ausreichend.


� Im Beispiel der Betriebssysteme sind die Operationen „Lesen“, „Schreiben“ etc.


� Ein solches Recht verhindert für authentifizierte Benutzer gar nichts, aber für nicht authentifizierte alles.


� Warum ist das nicht in allen Fällen genau ein Recht? 


� Wir sprechen hier bewusst nicht von betrieblichen Informationen, die in einem BIS verwaltet werden. BIS verwalten Daten, die dann zu Informationen werden können, wenn sie von geeigneten Mitarbeitern vor dem Hintergrund der betrieblichen Arbeitsprozesse für einen bestimmten Zweck interpretiert werden. Das bedeutet, dass für den Begriff Information Daten vorausgesetzt werden (nämlich die Daten, die von Menschen interpretiert werden können), dass der Begriff Information aber nicht mit dem Begriff Datum gleichgesetzt werden kann: Es gibt Daten ohne Information aber keine Information ohne Daten. Das Wort „Information“ in der Zusammensetzung „Informationssystem“ sagt also nicht aus, dass ein Informationssystem Informationen verwaltet, sondern dass es (durch Verwaltung von Daten) dabei hilft, Informationen zu erzeugen.


� Im Rahmen des objektorientierten Entwurfs von Geschäftsfunktionen wird dieser Zuschnitt der Funktionen auf die Eigenarten der Materialien explizit durch das Klassenkonzept technisch reflektiert: Eine Klasse kapselt die Beschreibung der Datenstrukturen zusammen mit den für diese Strukturen adäquaten Operationen.


� Oder umgekehrt, die im Betrieb nötigen Geschäftsfunktionen strukturieren die zur Realisierung der Funktionen nötigen Daten (objektorientierte Sicht).


� ...und damit natürlich auch indirekt Nutzen für das Unternehmen.


� Aus diesem Grund findet man in viele DV-Organisationseinheiten spezielle Abteilungen, die „nur“ für die Datenorganisation verantwortlich sind. Diese Abteilungen pflegen den Datenbestand des Unternehmens. Das bedeutet, sie pflegen das Datenmodell, sorgen für Eindeutigkeit der Datenelemente, sorgen für einheitliche Benennung, begleiten die Migration von einem Datenmodell zum nächsten etc.


� Eigentlich müsste es hier auch Datenmodellierung heißen, denn  nichts anderes als die Struktur von Daten wird modelliert. Da es hier aber um Modelle als Grundlage für Informationssysteme handelt, hat sich dieser Sprachgebrauch eingebürgert.


� Im Grad der Formalisierung werden wir sogar weiter voranschreiten.


� Die Abbildung von Informationsmodellen auf Datenbankschemata ist Inhalt der Lehrveranstaltung „Datenbanken“ im Hauptstudium.


� Ein Modell, das alle Strukturen reflektiert, wäre genauso komplex wie die Realität selbst. Wir selbst als diejenigen, die das Modell erstellen, wären selbst Teil des Modells. Mit einem solchen Modell könnte man nicht mehr umgehen, man könnte nur noch darin leben.


� V wie englisch „value“.


� p wie englisch „property“.


� s wie englisch „state“. Damit wollen wir zum Ausdruck bringen, dass sich der Wert eines Attributs im Laufe der Zeit ändern kann, zum Beispiel die Größe einer Person.


� Durch den mathematischen Abbildungsbegriff.


� Die Beschreibung durch zwei objektwertige Attribute ist z. B. eine Möglichkeit, innerhalb der objektorientierten Programmierung symmetrische Beziehungen darzustellen. Diese Darstellung ist aber i. d. R. schwierig, da die beiden Attribute nicht von einander unabhängig sind, und Wertzuweisungen deswegen an beide Attribute konsistent und gleichzeitig erfolgen müssen. Aus diesem Grund beschreibt man auch in der objektorientierten Welt symmetrische Beziehungen durch selbständige Objekte, die andere Objekte in Beziehung setzen.


� 1976 von Chen [Referenz hinzufügen] entwickelt.


� In der Mathematik nennt man solche Abbildungen Homomorhismen.


� Sei f: A ( B Abbildung, dann ist für jedes b ( B die Urbildmenge unter f die Menge {a| f(a) = b}. Man bezeichnet die Urbildmenge oft auch durch f -1(b).


� Entspricht der „type“-Abbildung in der Geschäftsprozessmodellierung.


� Zur Benennung von Entitätstypen empfehlen sich Substantive im Singular.


� Relationstypen benennt man am besten mit Adjektiven oder Partizipien.


� Attributstypen werden mit Substantiven im Singular benannt wie Entitätstypen.


� Sind die Namen nicht wichtig, lassen wir sie auch ganz weg. Dann ist es aber wichtig, für jede Graphik festzulegen, ob es sich um ein Modell oder eine Datenstruktur handelt. Denn ohne Namen sind Graphiken für beide Ebenen leicht zu verwechseln.


� 0 oder eine beliebige Anzahl.


� Das ist in vielen Anwendungsfällen zumindest für Relationen auch tatsächlich der Standardfall. Merke: Fast alle Relationen neigen dazu mengenwertig zu sein. Attribute sind im Standardfall eher eindeutig zugeordnet und nicht mengenwertig.


� Genau einen im Sinne von mindestens und höchstens einen.


� Dabei geht das Buch verloren aber nicht der Titel.


� Das ist eine gebräuchliche graphische Kennzeichnung für Schlüsselattribute.


� Alphanumerische Nummern nutzen 26 Buchstaben und 10 Ziffern als Ziffern. Das ergibt 36 Ziffern. Mit nur fünf Stellen solcher Nummern lassen sich 365 = 60.466.176 Objekte eindeutig identifizieren.


� Weitere Unterscheidungen in Periodika, Titel in Bänden usw. sind möglich.


� Wie wir oben angemerkt haben, sind die Geschäftsfunktionen entlang der zugrunde liegenden Datenstrukturen strukturiert. Insofern entscheidet das verwendete Datenmodell natürlich auch über die Modellierungsmöglichkeiten für die Geschäftsfunktionen. Da wir uns hier für Entity/Relationship-Modelle für die Daten entschieden haben, beschreiben wir die Funktionen auch als Transaktionen auf diesem Modell. Ein anderes Datenmodell, z. B. das relationale Modell zur Beschreibung von Datenbanken, führt auch zu einer anderen Beschreibung der Geschäftsfunktionen, z. B. in SQL.


� Die Komposition „(“ strukturverträglicher Abbildungen ist dabei die komponentenweise Komposition der zugrunde liegenden Abbildungen.


� Vergleiche Markierung ( in den Suchmustern aus � REF _Ref508356873 \h ��Abbildung 35�.


� Die Grundlage dieser Auswahl bleibt dem BIS verborgen. Es handelt sich i.d.R. um Kontextinformationen, die dem Benutzer bekannt sind oder während der Navigation bekannt werden (zum Beispiel durch telefonische Rückfrage), aber nicht in einem Suchmuster direkt verwendet werden konnten oder können.


� Natürlich wird diese Einschränkung auf der Grundlage der Attributwerte der Objekte in der aktuellen Treffermenge erfolgen. Dazu muss ein BIS natürlich die Attributwerte zu einem beliebigen Objekt anzeigen können.





� Dabei muss sichergestellt werden, dass keine Doppelausleihe etabliert wird. Das geht zum Beispiel durch eine geeignete Suche, die das Buch für den Ausleihprozess bestimmt. Die Bedingung könnte aber auch in die Regel für die Ausleihe selbst eingebaut werden. Wie bleibt als Übungsaufgabe. 


� Der Kontext kann auch explizit durch zwei injektive strukturverträgliche Abbildungen K(VM und K(NM spezifiziert werden.


� Bei immateriellen Dienstleistern manifestieren sich Handlungen der Mitarbeiter fast ausschließlich durch ausgeführte Geschäftsfunktionen.


� Die besten Funktionen nutzen nichts, wenn sie nicht einfach zu finden und zu bedienen sind.


� Dem entsprechend gibt es zu diesem Gebiet – der Ergonomie von Softwaresystem – umfangreiche Literatur, der im Rahmen dieses Skripts nicht einmal ansatzweise Rechnung getragen werden kann. 





� Visual Basic, Visual C++, Visual Age, Visual Works, Visual Cafe etc. sind hier Beispiele.


� Zum Beispiel sind Bildschirme „immer“ zu klein, OCR-Software „immer“ zu wenig leistungsfähig, Spracherkennung „immer“ zu fehlerhaft, die Maus „immer“ zu schnell verdreckt.


� Ein Standard wie in der Prozess- oder Datenmodellierung hat sich hier noch nicht herausgebildet und wird sich voraussichtlich, wegen der Vielfalt und der rasanten Entwicklung in diesem Bereich, auch nicht entwickeln können.


� So gibt es zum Beispiel für Maskendialoge ausgetüftelte Modellierungshilfsmittel für die Maskenabfolgen innerhalb eines Dialogs. Diese Modelle basieren auf endlichen Automaten und stellen die verschiedenen Masken als Zustände da und die Maskenfolgen als Zustandsübergänge. Diese Modelle taugen nicht viel bei graphischen Oberflächen, bei denen man i. d. R. versucht, die Dinge modusfrei in einem Fenster zu präsentieren.


� Ein Oberflächenaustausch steht zum Beispiel beim Übergang von Masken auf graphische Oberflächen an oder beim Übergang von der graphischen Oberfläche eines Betriebssystems zu einer Browser-basierten Internet-Oberfläche.


� Diese Annahme ist natürlich nur dann richtig, wenn das BIS schon von Anfang an unter dieser Prämisse entwickelt wurde. BIS, die Oberfläche und Modell ursprünglich nicht sauber getrennt haben, lassen sich natürlich auch nicht einfach umstellen. Sie benötigen zunächst einen Reengineering-Prozess, der die Trennung (also die Einführung einer Model/View/Controler-Architektur, zum Ziel hat.


� Damit ermöglicht diese Architektur natürlich auch den schnellen Austausch einer Oberfläche, die wenig Akzeptanz bei den Anwendern gefunden hat, durch eine bessere.


� Diese Beobachtung wird in modernen graphischen Oberflächensystemen i. d. R. durch einen Ereignismechanismus des Betriebssystems unterstützt.


� Jedes Fenstersystem hat z. B. solche Modi, nämlich eine Steuerung, welches Fenster gerade aktiv ist und Handlungen des Benutzers verarbeitet. In diesem Fall bewirkt das „Click“ auf einen Comman Button manchmal die Aktivierung einer Funktion („Click“ im aktiven Fenster) und manchmal gar nichts („Click“ in einem Fenster, das nicht aktiv ist.).


� In einem Mehrbenutzersystem sind natürlich viele Oberflächen gleichzeitig für verschiedene Benutzer aktiv. Für jeden einzelnen Benutzer kann es aber nur einen aktiven Controller geben, da die Handlungen eines Benutzers eindeutig interpretiert werden müssen.


� Viele Werkzeuge zur „Visuellen Programmierung“ suggerieren den umgekehrten Zusammenhang: die Struktur der Oberfläche sollte zuerst entworfen werden und die Funktionen des Systems sind dann nur dazu da, diese Oberfläche zu „implementieren“. Das ist falsch. So ist z. B. auch die natürliche Sprache nur eine Oberfläche für tiefere Strukturen, nämlich für die Strukturen von Sinnzusammenhängen und Bedeutungen. Sprache ist ein Hilfsmittel diese Strukturen an die Oberfläche zu bringen und zu kommunizieren. Die Struktur der Sprache ist abgeleitet aus den Strukturen, die sie transportiert. So befinden sich Deutsche „auf der Straße“ und Engländer „in the street“. Die Oberfläche macht deutlich, dass verschiedene Konzepte für Strasse existieren. Die Verwendung unterschiedlicher Präpositionen ist dabei aus dem tieferen Konzept abgleitet und nicht das Konzept aus den Präpositionen.


� In Windows z. B. ausgelöst über die rechte Maustaste über einem selektierten Oberflächenobjekt.


� Ein typisches Beispiel sind Anwendungen, die an einigen Arbeitsplätzen noch auf Maskenterminals laufen und an anderer Stelle schon in einer Client/Server-Variante auf graphischen Oberflächen.


� Übrigens eine Metapher.


� Ist natürlich bekannt, wenn der Schlüssel insgesamt bekannt ist.


� Ein Brute-Force-Angriff dauert hier mit der derzeit verfügbaren Rechentechnik mehrere 100 Milliarden Jahre.


� In Deutschland spielt zum Beispiel die Deutsche Telekom  die Rolle eines „Trust Center“.


� Der einzige Unterschied ist das „/“-Zeichen als zweites Zeichen im Ende-Tag.


� Verbietet Mark-up in Elementexemplaren!!!


� Ist nur interessant im Zusammenhang mit Attributen, siehe unten. Für leere Elemente gibt es eine Kurznotation in Dokumenten. Statt „<LeeresElement></ LeeresElement>“ kann man kurz schreiben: „<LeeresElement/>“.


� Attribute entsprechen weitgehend den Attributen aus der Entity/Relationship-Modellierung.


� An diesem Beispiel sehen wir auch, dass jedes XML-Dokument i. d. R. aus der Typdeklaration gefolgt von dem eigentlichen Dokument besteht.


� Für jedes Element sind beliebig viele „ATTLIST“-Deklarationen möglich.


� In unserem Beispiel besteht die Liste aus jeweils nur einem Element.


� Muss nur für jedes Element eindeutig vergeben werden.


� Hier sind weitere Möglichkeiten in XML vorgesehen, die wir aber in diesem Skript nicht diskutieren.


� Es gibt weitere Attributstypen mit speziellen Aufgaben, deren Verständnis für den Fortgang dieses Skripts nicht erforderlich ist.


� Dadurch wird formuliert, dass jede Aktivität a1, die eine andere Aktivität a2 ausschließt, indirekt auch alle Aktivitäten ausschließt, die von der Durchführung von a2 kausal abhängig sind.


� Eine injektive Einbettung I: p1 ( p2 = (IAk: Akp1 ( Akp2, IEr: Erp1 ( Erp2, IPe: Pep1 ( Pep2) zweier Prozesse besteht aus drei injektiven Abbildungen für Aktivitäten, Ereignisse und Personen, die mit der Struktur verträglich sind, i.e. (a) IAk(prodp1(e)) = prodp2(IEr(e)), (b) IEr(consp1(a)) = consp2(IAk(a)) und (c) IPe(akteurp1(a)) = akteurp2(IAk(a)).


� Diese Konstruktion ist durch geeignete konsistente Auswahl der Repräsentanten immer möglich (Auswahlaxiom).


� Merke: Negative Ergebnisse müssen in Modellen immer durch positive Resultate dargestellt werden. Denn die Abwesenheit von etwas lässt sich nicht durch etwas Abwesendes darstellen. Die Darstellung durch nichts kann man nicht sehen, nicht spüren und nicht fühlen. Also ist gar keine Darstellung da. Das „Nichts“ darstellen ist etwas anderes als nichts darstellen.


� Jedenfalls nicht in dem Sinne von Note für das Ergebnis. Das Modell mit seiner differenzierten Darstellung lässt sich aber leicht erweitern, so dass auch Noten für die Qualität der Aufgabenstellung (Attribut für Klausuraufgabenstellung) oder für die Form der Durchführung (Attribut für Klausurveranstaltung) hinzugefügt werden können.
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